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56, RheinischerPruviuziallandtag, 1, Sitzung am 30. Januar 1916.

Erste Sitzung
im Ständehaus zu Düsseldorf,Sonntag, den 30. Januar 1916,

mittags 12 Uhr 15 Minuten.

Nach Beendigung des in den Hauptkirchcubeider Bekenntnisse abgehaltenenGottesdienstes
versammelnsich um 12 Uhr die Mitglieder des Landtages im Sitzungssaal des Ständehauses.

Um 12 Uhr 15 Minuten eröffnet der Landtagskommissarius,KöniglicherOber-Präsident
der Rheinprovinz, Staatsminister Dr. Freiherr von Rheinbaben, den 56. Proviuziallandtag
mit folgender Ansprache,die die Mitglieder stehend entgegennehmen:

Hochgeehrte Herren!

Namens der KöniglichenStaatsregierung habe ich die Ehre, den Proviuziallandtag der
Rheinprovinz beim Beginn seiner diesjährigen Tagung willkommen zu heißen.

Zum zweiten Male versammeltsich der Landtag unter dein Waffenlärm des Krieges.
Noch liegt unser Volk iu schwerem Ringen mit einer Ueberzahl von Feinden, aber uner¬

schütterlich, im Felde wie daheim, sieht es voll Siegeszuversichtder Zukunft entgegen. Denn
überall zerschellte der Feinde Ansturm, und ihre Heere gingen in Trümmer unter den deutschen
Schlägen. In wunderbarer Folge sah das dahingegangeneJahr unsere streitbarenHeere von Sieg
zu Sieg schreiten,auf den russischen Gefilden und südwärts bis zu den Ufern der Adria.

Während auf den weiten Schlachtfeldernder Kampf fortgeht, halten die Daheimgebliebenen
mit fleißigen Händen das Wirtschaftsleben aufrecht. Unermüdlich in schaffender Arbeit wie in
Opferwilligleit und Fürsorge stärken sie die Herzen der kämpfendenTruppen und machen alle
feindlichenAnschläge zu nichte.

Die tiefe und glühendeDankbarkeit für unsere Helden, die der Heimat gesegnete Fluren
vor dem Feinde beschützen, hat bereits im vergangenen Jahre zu dem einmütigen Beschluß des
Provinziallandtages geführt, die Fürsorge für die Kriegsbeschädigtenauf die Provinz zu über¬
nehmen. Was seitdem die Provinzialverwaltung für die Rückführungder Kriegsbeschädigtenin
das Erwerbsleben durch den Ausbau der Berufsberatung und zweckuolleEinrichtungen für die
Ausbildung getan hat, darf als wahrhaft vorbildlich bezeichnetwerden, Für ihr weitherziges
Wirken, das schon vielen taufenden verwundeter Krieger zum Segen geworden ist, Dank und
Anerkennungauszusprechen,ist mir liebe Pflicht.

Aber auch unter denen, die unversehrt aus dem Felde heimkehren,sind viele, namentlich
Angehörige des gewerblichen Mittelstandes, durch den Krieg aufs schwerste getroffen und allein
außerstande, ihr wirtschaftliches Leben wieder aufzubauen.
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In der Erkenntnis, daß gegenüberder Notlage dieser Kriegsteilnehmer und den Schäden
des Krieges auch auf anderen wirtschaftlichen Gebieten die Hilfe der zunächst berufenen Kreise und
Gemeinden nicht hinreicht, vielmehr nur eine in freier Weife zusammengefaßteHilfeleistungvon
Staat, Provinz und Gemeinden zum Ziele führen kann, hat der Provinzialausschuß Ihnen eine
Vorlage über eine Reihe dringlicherMaßnahmen zur Milderung wirtschaftlicher Kriegsschaden unter'
breitet. Hiernach soll die provinzielleKriegsfürsorge ausgedehnt werden auf die Behebung der
Kreditnot des Haus- und Grundbesitzesdurch eine weitgehende,unter Umständen auch die zweite
Hypothekumfassende Beleihung der Landesbank. Ferner wird Ihnen die Errichtung einer gleich¬
mäßig von Staat und Provinz mit je 3 Millionen Mark auszustattenden Kriegshilfskassevor¬
geschlagen,zu dem Zwecke,Handwerkern und kleinen Gewerbetreibendendie Wiederaufrichtung
ihrer geschäftlichen Existenz zu ermöglichen. Endlich soll mit einem Grundstock von 1 Million
Mark eine gemeinnützigeSiedlungsgesellschaft,getragen durch einträchtiges Zusammenwirkenvon
Staat, Provinz, Landwirtschaft und Industrie, der Schaffung vou ländliche« und halbländlichen
Heimstätten, in erster Linie für Kriegsteilnehmer, dienen und so die in weiten Kreisen unserer
Bevölkerungerfreulicherweise noch festwurzelndeLiebe zur heimatlichenScholle stärken.

Diese weitausschauendenMahnahmen sind von der KöniglichenStaatsregierung lebhaft
begrüßt worden und der staatlichen Förderung gewiß, auch ist die nach dem Antrage des Pro-
vinzialllusschusses zu ihrer Durchführungerforderliche geldlicheBeteiligung des Staates bereits gesichert.

Ich kann daher die Vorlage, die in den Kreisen der Nächstbeteiligten freudigeZustimmung
gefunden hat, Ihrer wohlwollendenPrüfung nur aufs Wärmste empfehlen.

Neben diesen neuen Aufgaben der Kriegsfürsorge ist der Haushaltsplan der wichtigste
Gegenstand Ihrer Beratung. Er erweist auch im zweiten Kriegsjahre die gesunde Kraft der
Finanzen der Provinz und kann trotz des wirtschaftlichen Druckes des Krieges nicht nur aus eine
Erhöhung der Provinzialumlagen verzichten, sondern bietet auch die Möglichkeitzu einer schon seit
langem erstrebtenErhöhung der Mittel zur Unterstützungdes Kreis- und Gemeindewegebaues,sowie
zu einer Verstärkung des Ausgleichsfonds, der den Rückhalt bildet gegenüberden nach aller Vor¬
aussicht steigenden Lasten der Zukunft.

Wohlgewappnetdurch weise Voraussicht und kraftvolles Handeln ihrer Verwaltung, stark
durch die Einmütigkeit und Entschlossenheitihrer Vertretung in diesem hohen Hause, darf die
Provinz an die Lösung dieser Aufgaben herantreten.

Im Allerhöchsten Auftrage erkläre ich den 56. Rheinischen Provinziallandtag für eröffnet.
Meine Herren! Das an Jahren älteste Mitglied hat nach § 32 der Provinzialordnung

und § 1 der Geschäftsordnungden Vorsitz zu übernehmen. Soviel ich weiß, ist der Herr Geheime
KommerzienratDr. vom Rath, geboren am 16. März 1833, das älteste Mitglied dieses Hauses.

Es meldet sich kein älteres Mitglied. Ich darf daher wohl Herrn Dr. vom Rath bitten,
seines Amtes zu walten.

AltersvorsitzenderDr. vom Rath: Meine Herreu! Ich habe zuerst die Schriftführer zu
ernennen. Es sollen dies die jüngsten Mitglieder des Hauses sein. Nach den stattgehabten Er»
Mittelungenist das jüngste Mitglied der Königliche Landrat The Losen. (AbgeordneterThe Losen:
Hier!) Ich bitte vorzutreten.

Das zweitjüngsteMitglied ist der KöniglicheLandrat Schellen. — Nicht anwesend.
Der Königliche Landrat Böhme, geboren 1876. — Scheint auch nicht anwesendzu sein.
Der Königliche Landrat Dr. Peters. (AbgeordneterDr. Peters: Hier!) Ich bitte die

Herren, Platz zu nehmen.
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Meine Herren! Ich werde dann die Namen der Abgeordneten aufrufen lassen (zum
Schriftführer The Losen:) Wollen Sie die Güte haben.

Schriftführer The Losen vollzieht den Namensaufruf.
AltersvorsitzenderDr. vom Rath: Meine Herren! Das Haus zählt 204 Mitglieder;

davon sind 178 anwesend,26 fehlen. Das Haus ist also beschlußfähig.
Wir kämen nunmehr zur Wahl des ersten Vorsitzenden. Die Wahl kann durch Akklamation

geschehen, wenn kein Widersprucherfolgt.
Es erfolgt kein Widerspruch. Dann bitte ich um Vorschlägeaus dem Hause.
AbgeordneterHueck: Meine Herren! Ich möchte dem hohen Hause vorschlagen,unseren

bewährten Vorsitzenden der letzten Tagung, den Herrn OberbürgermeisterSpiritus von Bonn, zu
wählen und zwar durch Akklamation. (Beifall.)

AltersvorsitzenderDr. vom Rath: Meine Herren! Sie haben den Vorschlag gehört.
Wenn kein Widersprucherfolgt, ist der Herr OberbürgermeisterSpiritus gewählt.
Ich frage den Herrn OberbürgermeisterSpiritus, ob er die Wahl annimmt.
Abgeordneter Spiritus: Ich nehme die Wahl mit aufrichtigemDanke an.
AltersvorfitzenderDr. vom Rath: Wir kommen nunmehr zur Wahl des stellvertretenden

Vorsitzenden.Auch diese Wahl kaun durch Akklamation vor sich gehen, wenn kein Widerspruch erfolgt.
Es erfolgt kein Widerspruch. Ich bitte um Vorschlägeaus dem Hanse.
AbgeordneterHueck: Ich möchte dem hohen Hause weiter vorschlagen,Seine Exzellenz

den Herrn Grafen und Marquis von und zu Hoensbroechzum stellvertretendenVorsitzenden per
Akklamationzu wählen.

AltersvorsitzenderDr. vom Rath: Meine Herren! Sie haben den Vorschlag gehört.
Wenn kein Widerspruch erfolgt, erkläre ich Seine Exellenz den Herrn Grafen und Marquis

von und zu Hoensbroechals zum stellvertretendenVorsitzenden gewählt.
Ich frage ihn, ob er die Wahl annimmt.
AbgeordneterGraf und Marquis von und zu Hoensbroech: Ich nehme die Wahl

mit Dank an.
AltersvorsitzenderDr. vom Rath: Dann bitte ich den Herrn ersten Vorsitzenden,den

Vorsitz übernehmenzu wollen.
VorsitzenderSpiritus: Meine verehrten Herren! Ich glaube in Ihrer aller Sinn zu

handeln, wenn ich zunächst unserem hochverehrtenAlterspräsidenten, dem Herrn GeheimenKom-
merzienmt Dr. vom Rath, unseren aufrichtigenDank ausspreche für feine freundliche Mühewaltung
bei der Leitung der ersten Geschäftedieses Hauses (Beifall.)

Wir haben alsdann die vier Schriftführer zu wählen. Im verflossenenPruvinziallandtag
waren als solche gewählt die Herren Abgeordneten Landrat The Losen, Oberbürgermeister Dr. Iarres,
OberbürgermeisterDr. Lembke und Landrat Semper.

Ich bitte um Vorschläge.
Herr Geheimrat Hueck!
Abgeordneter Hueck: Ich bitte, diese vier Herren zu Schriftführern wieder zu wählen

und zwar per Akklamation.
Vorsitzender Spiritus: Erfolgt dagegen Widerspruch,daß durch Zuruf gewählt wird?
Das ist nicht der Fall.
Erfolgt ein Widerspruch gegen einen dieser vier Herren The Losen, Dr. Iarres, Dr. Lembke

und Semper?
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Auch das ist nicht der Fall. Die Herren sind somit gewählt.
Die Herren sind, soviel ich weiß, anwesend, und ich frage, ob sie die Wahl annehmen,

(Die vier gewählten Herren bejahen.)
Meine Herren! Ich habe alsdann die Ehre, dem Herrn Königlichen Landtagskommissarius

die Mitteilung zu machen, daß die Zusammensetzung des 56. Rheinischen Provinziallandtags erfolgt ist.
Meine verehrten Herren! Bevor wir in die Verhandlungen eintreten (die Anwesenden

erheben sich), gedenken wir in Ehrerbietung unseres erhabenenKaisers nnd Königs. Abermals tagt
der Rheinische Provinziallandtag in großer Zeit. Vor Jahresfrist gelobten wir durchzuhaltenund
festzustehen in unverbrüchlicher Treue zn Kaiser und Vaterland. Dieses Gelöbnis wollen wir, die
berufenen Vertreter der Rheinprovinz, heute erneuern. Wie unsere Söhne und Brüder draußen
im schweren Kampfe heldenmütig ihr Bestes hingebenfür das Vaterland, so wollen auch wir, die
Daheimgebliebenen,wetteifern in Pflichttreue und Arbeit, in Opferfreudigkeitnnd Entsagung. Mit
Zuversichtsehen wir einer glücklichenund glorreichenZukunft unseres Vaterlandes entgegen, dank¬
erfüllt für die großen Erfolge, die Deutschland unter Führung seines Kaisers bisher errungen!

Mochte das neue Lebensjahr, in das Seine Majestät eingetreten ist, dem Kaiser, und
damit dem deutschen Volke, ein reichgesegnetes werden, möchte es alle die aufrichtigenund heißen
Wünschezur Erfüllung bringen, die in dieser schweren Kriegszeit dem geliebten Herrscher in ganz
Deutschland,und besondersin der Rheinprovinz, aus treuen Herzen dargebrachtwerden. (Beifall.)

Meine verehrten Herren, stimmen Sie begeistertein in den Ruf: Seine Majestät unser
llllergnädigsterKaiser, König und Herr, er lebe hoch, nochmals hoch und immerdar hoch! (Die
Anwesendenstimmen in das dreimalige Hoch ein.)

Meine Herren! Ich gestatte mir, Ihnen vorzuschlagen,an Seine Majestät den Kaiser
folgendes Telegramm zu richten:

„Euere Kaiserliche und Königliche Majestät haben vor wenig Tagen zum 2. Mal in
schwererKriegszeit AllerhöchstderoGeburtstag begangen. Die Wünsche, welchedie Rhein¬
provinz an diesem vaterländischenFesttag in tiefer Dankbarkeit erfüllten, wollen Euere
Majestät Allergnädigst geruhenvon dem zu DüsseldorfvereintenProvinziallandtag der Rhein-
Provinz huldvollst entgegenzunehmen. Die Arbeit unserer diesjährigenTagung gilt vor allem
der Schaffung von Einrichtungen, welche den heimkehrendenKriegsteilnehmern die Wieder¬
aufnahme der Friedensarbeit sichern und erleichternsollen. Unsere Verhandlungen werden
getragen sein von dem unerschütterlichen Vertrauen, daß es Euerer Majestät gelingen wird,
unser Volk auch weiterhin zum Sieg zu führen und auf den Sieg einen Frieden zu gründen,
der den heimischenGauen Sicherheit vor feindlichenUeberfällen und dem deutschen Volke
Raum und Gewähr gibt für die ungehinderteEntfaltung seiner wirtschaftlichen und kulturellen
Kräfte. In dem Ringen um diesen Sieg und zur Sichelstellung der glückverheißendenEnt¬
wicklungdes Vaterlandes werden Euere Majestät allzeit getreue Rheinländer wie an der
Front so in der Heimat zu jedem Opfer an Gut und Blut bereit sein."

Ich bitte um Zustimmung, dieses Telegramm absendenzu diirfen. (Beifall.)
Die Zustimmung ist erteilt.
Meine Herren! Ich habe Ihnen dann folgende geschäftlichen Mitteilungen zu machen.
Am Schlüsse des 55. Provinziallandtags war je ein Mandat im Kreise Simmein und

Stadtkreis Cöln erledigt.
Es sind gewählt worden:

im Kreise Simmein: Der KöniglicheLandrat Herr Böhme in Simmein,
M Stadtkreise Cöln: Herr Geheimer KommerzienratDr. Neven Du Mont in Eöln
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und als dieser gestorben, Herr Rentner uud Stadtverordneter Dr. von Mallinckrodt
in Cöln.

Gestorben sind seit der letzten Tagung des Provinziallandtags:
1. MühlenbesitzerIoh. Bernh. Schaefer in Oberhausen,
2. Geheimer KommerzienmtDr. Ing. Ernst Schieß in Düsseldorf,
3. KommerzienratFranz Schwengels in Undingen,
4. GutsbesitzerMatthias Villen in Dockendorf,

Die verstorbenenHerren haben stets mit regem Interesse an den Verhandlungen des
Provinziallandtags teilgenommen,ich bitte Sie, sich zum ehrendenAndenken an diese Mitglieder
von den Sitzen zu erheben, (Geschieht.)

Ihr Mandat für den Provinziallandtag haben niedergelegtdie Herren:
1. Rentner Otto Nippes in Ohligs,
2. MühlenbesitzerJakob Auer in Cöln.

Auch diesen Herren spreche ich für die der Provinz geleisteten Dienste namens des Pro-
vinziallandtags herzlichen Dank aus.

In den infolge des Ausscheidensdieser Herren getätigten Ersatzwahlensind als Mitglieder
des Provinziallandtags gewählt worden:

1. Rentner Johann Uhlenbruck in Oberhausen,
2. Ingenieur Dr. Ing. Emil Schroedter in Düsseldorf,
3. Königlicher Kammerherr und Landrat a, D, Friedrich Freiherr von der Leyen-

Blümersheim zu Haus Meer,
4. Fabrikant Ernst Moritz Franzen in Wald,
b. Direktor der rheinischen Wasserwerksgesellschaft Froitzheimin Cöln-Deutz.

Ich erlaube mir, die in das Haus eingetretenenHerren herzlich zu begrüßen.
Für den verstorbenen GutsbesitzerVillen in Dockendorfhat eine Ersatzwahl noch nicht

stattgefunden. Sie ist erst am 22. Januar angeordnet worden.
Dann, meine Herren, darf ich Ihnen mitteilen, daß von den im Heere stehendenPro-

vinzialbeamten außer den schon in der letzten Tagung genannten 10 Beamten noch 13 den Tod
fürs Vaterland gestorbensind. Es sind dies:

1. der Direktor der Provinzial-Hebammenlehranstalt in Elberfeld, Sanitätsrat Dr.
Walter Rühle,

2. der BureaullssistentPaul Hagdorn,
3. der LandessekretärFriedrich Ludewig,
4. der Zivilanwärter Hugo Schmidt,
5. der Bureauhilfsarbeiter Eduard Kloeß,
6. der technischeLandesobersekretiirWilhelm Kirchhofs,
7. der technische LandessekretärRichard Recke,
8. der Kassenassistent Alwin Seifert,
9. der Kanzlist Hermann Scheidt,

10. der TaubstummenlehrerRudolf Schauen,
11. der TaubstummenlehrerLeo Weyers,
12. der Blindenlehrer Konrad Waffen,
13. der ProvinzialstraßenmeisterHubert Schiffgens.

Meine Herren! Ich darf auch hier bitten, daß Sie sich zum ehrenden Andenkendieser
auf dem Felde der Ehre Gefallenen von den Sitzen erheben. (Geschieht.)
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Nach den hierher gelangten Mitteilungen sind verhindert, an den Sitzungen des Pro-
vinziallandtags teilzunehmen:

wegen Einberufung zu den Fahnen :c.:
1. Seine Durchlaucht der Fürst zu Wied,
2. Seine Durchlaucht der Fürst zu Salm,
3. Herr Freiherr von Eltz-Rübenach,
4. Herr KommerzienratLangen,
5. Herr Kommerzienrat Hardt,
6. Herr KommerzienratScheidt,
7. Herr OberbürgermeisterHavenstein,
8. Herr Landrat Schellen.

Aus Gesundheitsrücksichten haben sich entschuldigt:
Herr Geheimer Kommerzienrat O. Conze,
Herr Stadtverordneter Dr, von Mallinckrodt,
Herr BierbrauereibesitzerRobinson,
Herr OberbürgermeisterKirschstein,
Herr Fabrikbesitzer Corty,
Herr Bürgermeister a. D. Guinbert,
Herr Kommerzienrat Moritz de Greifs,
Herr Geheimer Regierungsrat von Beckerath,
Herr ChemikerKyll.

Geschäftlich verhindert sind:
Herr Finanzrat Hugcubcrg,
Herr GewerkeFritz Thyssen,
Herr Kaufmann Stinnes,
Herr Direktor Siedeubcrg,
Herr Syndikus Hirsch, durch die Verhandlungen des Abgeordnetenhauses.

Ferner sind verhindert au der Eröffnungssitzungteilzuuehmen:
Herr Laudrat Dr. Brügman,
Herr OberbürgermeisterGielen,
Herr Dr. Krupp von Bohlen uud Halbach und
Herr Fabrikant Ungemach.

Seine Exzellenzder Herr Ober-Präsident hat die Wahlverhandlungen über die für den
Provinziallandtag in den Kreisen Simmern, Cöln-Stadt, Oberhausen, Düsseldorf-Stadt, Crefeld-
Land, Solingen-Land getätigten Erfatzwahlen übersandt.

Diese Wahlakten werden der Wahlprüfungskommissionzu überweisensein.
Wie Sie aus den Ihnen vorliegendenDrucksachen Nr. 2 und 2» ersehen haben, ist im

Regierungsbezirk Düsseldorf ein stellvertretendes Mitglied für den Provinzialausschuß und im
RegierungsbezirkTrier ein Mitglied für den Provinzialausschußzu wählen. Ich bitte die Herren
aus den beiden Regierungsbezirken,bezirksweise zur Vorbereitung der Wahlvorschlägetunlichst bald
zusammenzutreten,damit die Vornahme der Wahlen durch den Provinziallandtag in den nächsten
Tagen, spätestens am Mittwoch, auf die Tagesordnung kommen kann. Auf die Bestimmung des
Termins komme ich noch zurück.
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Eingegangenist ein Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend die Errichtung
einer landwirtschaftlichenWinterschuleim Landkreis Cüln. Die Vorlage liegt auf Ihren Plätzen.
Ich schlage vor, sie der IV. Fachkommission zu überweisen.

Dagegen erfolgt kein Widerspruch.
Eingegangen ist ein Verzeichnisder au den 56. Rheinischen Provinziallandtag gerichteten

Petitionen, Sie finden das Verzeichnisauf Ihren Plätzen.
Nach ihm liegen folgendePetitionen vor:
1. Petition des PreußischenLandesverbandesder Haus- und Grundbesitzcrvercine E. V. in

Berlin, des VerbandesRheinischerHaus- und Grundbesitzervereine E. V. in Cöln, des
Elberfclder Haus- und Gruudbefitzervereins,E. V. i» Elberfeld sowie der Haus- und
Grundbesitzervereine in Barmen, Bergisch-Gladbach,Bon», Crefeld, Düren, Düsseldorf,
Ohligs, Solingen, Velbert, Neuwied um Errichtung einer Pfandbriefanstalt in der
Rheinprovinz.

Diese Petitionen dürften in Verbindung mit der Vorlage des Provinzialausschusses,
betreffendMaßnahmen zur Milderung von Kriegsschadenim wirtschaftlichenLeben,
speziell mit dem Abschnitt1 dieser Vorlage zu behandeln uud wie diese Vorlage au die
1. Fachkommission zu überweise» sein.

2. liegt vor, eine Petition des Kreisausschnssesin Cuchem, um Aenderung der Satzungen
der Ruhegehaltskasfeder Kreistommuualverbändeund, Stadtgemeinden der Rheinprovinz,
welche eine Anrechnungvon Dienstzeitender Beamten ermöglicht, die vor ihrer Anstellung
im privatrechtlichenVertragsvcrhältnis beschäftigt gewesen sind.

Meine Herren! Ich stelle anheim, diese Petition an die Fachkommission II», zur Vor¬
beratung zu überweisen.

Dagegen erfolgt kein Widerspruch.
Der Rheinische Verein für Kleinwohnungenhat für die Herren Abgeordneten je ein Exemplar

der RheinischenBlätter für Wohnungswesenund Bauberatung (Januarheft),
eines Heftes über die Kriegeransiedlung

überreicht.
Ich habe diese Drucksachen auf Ihre Plätze verteilen lassen.
Die Zentralstelle für freiwillige Liebestätigkeitin Düsseldorf hat die Schrift „Scheren¬

schnitte von Wilhelm Eckstein"zur Verteilung an die Herren Abgeordnetenübersandt. — Sie
weiden diese Schrift auf Ihren Plätzen gefundenhaben.

Meine Herren! Das auf früheren Landtagen übliche Landtagsessenfallt mit Rückficht
auf die ernste Zeit, in der wir stehen, ebenso wie in: vorigen Jahre fort, dagegenist für morgen
Abend eine zwangloseZusammenkunftder Herren vorbereitet, worüber Sie das Nähere auf Ihren
Plätzen finden.

Der Malkasten Hierselbsthat die Herren wieder zum Besuch seiner Vereinsräume eingeladen.
Der Vorstand der städtischen Kunsthalle Hierselbst hat Eintrittskarten zum Besuche der

Kunsthlllleübersandt, Sie liegen auf Ihren Plätzen.
Der Vorstand des Zentml-Gewerbevereinsfür Rheinland und Westfalen ladet die Herren

Abgeordnetenzum Besuch des Kunstgewerbe-Museumsein. Auch hierfür finden Sie Eintrittskarten
auf Ihren Plätzen.

In der Sitzung des Provinzialausschussesvom 8, Januar ds, Is, hat durch mich als
bei, Vorsitzendender vorjährigen Tagung gemäß § 3 der Geschäftsordnungfür den Prooinzial°
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landtag die Verlosung der Mitglieder des Provinziallandtags in die fünf Abteilungen statt¬
gefunden.

Das Verzeichnisder Abteilungen ist Ihnen zugegangen.
Ich bitte Sie, uumittelbar im Anschluß an die heutige Sitzung in den Abteilungen zu¬

sammenzutretenum
die Bildung der Abteilungen und
die Wahl der Kommissionenvorzunehmen.

Die Abteilungen haben zu wählen einen Vorsitzenden,den Stellvertreter des Vorsitzenden,
den Schriftführer und den stellvertretendenSchriftführer.

Sie haben dann zu wählen:
eine Wahlprüfungskommissionund
fünf Fachkommissionen,

Jede dieser Kommissionenbesteht aus 15 Mitgliedern. Es hat mithin jede der fünf
Abteilungen für jede der 6 Kommissionen3 Mitglieder zu wählen.

Verzeichnisse der Abteilungen und der gewählten Kommissionen werden Ihnen noch heute
zugehen.

Die gewählten Kommissionenbitte ich, morgen Vormittag um 10 Uhr zu ihrer Bildung
zusammenzutreten. Jede Kommissionhat wiederum einen Vorsitzenden,einen stellvertretendenVor¬
sitzenden, einen Schriftführer und seinen Stellvertreter zu wählen.

Die Räume, in denen die einzelnenAbteilungen und die Kommissionenzusammeutreten,
sind Ihnen in den geschäftlichen Mitteilungen, welche Sie auf Ihren Plätzen gefunden haben,
kundgegeben, sie sind auch durch Schilder kenntlichgemacht.

Ich bemerkenoch, daß eine Geschäftsordnungskommissionnicht mehr zu wählen ist, da
diese nunmehr nach der von Ihnen beschlossenenAenderung der Geschäftsordnung aus dem Vor¬
sitzenden und stellvertretendenVorsitzendendes Provinziallandtags sowie aus den Vorsitzenden der
Wllhlvrüfungskommissionund der fünf Fachkommissionen zusammengesetzt ist.

Was die morgige Sitzung betrifft, so schlage ich Ihnen, entsprechend den Gepflogenheiten
auf den früheren Provinziallandtagen, vor, diese Sitzung unmittelbar nach der Bildung der
Kommissionen beginnen zu lassen, also etwa 10V« Uhr mit folgender Tagesordnung:
1. Eingänge.
2. Bericht des Provinzialausschusses über die Ergebnisse der Provinzialverwaliung für das

Rechnungsjahr 1914.
3. Bericht des Provinzialausschusses,betreffend die Vorlage des Haupt-Haushaltsplans der Provinzial-

verwaltung für das Rechnungsjahr 1916 und des Vorberichts zu diesem Haushaltsplan und
zu den Haushaltsplänen der einzelnen Verwaltungszweigeund Anstalten für dasselbe Rechnungs¬
jahr sowie die Vorlage des Berichts über den Vermögensstanddes Provinzialverbandes.

4. Vorbericht zu dem Haupt-Haushaltsplan der Provinzialverwaliung der Rheinprovinz sowie zu
den zu demselbengehörendenHaushaltsplänen der einzelnenVerwaltungszweigeund Anstalten

und

Haupt-Haushaltsplan der genannten Verwaltung sowie die zu demselben gehörende,, Haushalts¬
pläne der einzelnen Verwaltungszweigeuud Anstalten für das Rechnungsjahrvom 1. April 1916
bis 31. März 1917.

5. Bericht des Provinzialausschusses,betreffend den Vermögensstand des RheinischenProvinzial¬
verbandes.
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6. Entscheidungüber die geschäftliche Behandlung der eingegangenenVorlagen.
Ich bin damit am Schlüsse meiner geschäftlichen Mitteilungen und frage, ob aus dem

Hause noch das Wort gewünscht wird.
Das ist nicht der Fall.
Ich schließe die Sitzung.

(Schluß 12 Uhr 5b Minuten).

Zweite Sitzung
im Ständehaus zu Düsseldorf,Montag, den 31. Januar 1916.

(Beginn 10 Uhr 50 Minuten.)

1. Eingänge,
2. Bericht des Provinzialausschussesüber die Ergebnisse der Provinzialverwaltung für das Rech¬

nungsjahr 1914.
3. Bericht des Provinzialausschusses,betreffend die Vorlage des Haupt-Haushaltsplans der Pro¬

vinzialverwaltung für das Rechnungsjahr 1916 und des Vorberichts zu diesem Haushaltsplan
und zu den Haushaltsplänen der einzelnen Verwaltungszweige und Anstalten für dasselbe
Rechnungsjahr sowie die Vorlage des Berichts über den Vermögensstanddes Provinzialverbandes.

4. Vorbericht zu dem Haupt-Haushaltsplan der Provinzialverwaltung der Rheinprovinz sowie zu
den zu demselbengehörendenHaushaltsplänen der einzelnenVerwaltungszweigeund Anstalten

und
Haupt-Haushaltsplan der genannten Verwaltung sowie die zu demselben gehörenden Haushalts¬
pläne der einzelnen Verwaltungszweige und Anstalten für das Rechnungsjahr vom 1. April
1916 bis 31. März 1917.

5. Bericht des Provinzialausschusses,betreffend den Vermögensstanddes RheinischenProvinzial¬
verbandes.

6. Entscheidungüber die geschäftliche Behandlung der eingegangenen Vorlagen.
VorsitzenderSpiritus: Ich eröffne die Sitzung,
Das Protokoll über die gestrige Sitzung liegt auf dem Tische des Hauses offen.
Schriftführer für die heutige Sitzung sind die Herren AbgeordnetenDr. Lembke und

Meine Herren! Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, habe ich die Ehre, Ihnen
von einem Telegramm Seiner Majestät des Kaisers und Königs Kenntnis zu geben (die Anwesenden
erheben sich), welches lautet:

„RheinischerProvinziallandtag Düsseldorf.
Ich danke dem RheinischenProvinziallandtage herzlich für die treuen Glückwünsche

zu meinem Geburtstage und wünsche den Beratungen und Arbeiten des Provinziallandtages
reichen Erfolg zum Segen meiner teuren Rheinprovinz und ihrer auf den Kriegsschauplätzen
wie daheim in Treue bewährten Bevölkerung. Wilhelm li." (Beifall.)

2
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Seine Exzellenzder Herr Landtagskommissnrinshat mitgeteilt, daß er den Herrn Ober-
prcisidialiat Dr. Momm als seinen Kommissarius zn den Sitzungen des Provinziallandtags und
der von diesem zur Vorbereitung der Beschlüsse gewählten Kommissionenbestellt hat.

Eingegangen ist:
Ein Antrag des Provinziallandtags-AbgeordnetenI. Oestreich auf Abänderung des § 5

der Gruudzüge für die Errichtung einer Kriegshilfskasscder Rheinprovinz.
Der Antrag steht in Verbindung mit der Vorlage des Prooinzialcmsschusses,betreffend

Maßnahmen zur Milderung von Kriegsschädenim wirtschaftlichenLeben, und wird zweckmäßig
mit dieser gemeinsamzu behandeln sein. Er dürfte demnach mit der Vorlage selbst zunächstan
die I. Fachkommission zu überweisensein.

Es erfolgt kein Widerspruch.
Ferner ist eingegangen:
Eine Petition des pensionierten üandesbnusekretärsStrauch in Godesberg vom 29. Januar

1916 mit dem Antrage:
„Der Provinziallaudtag wolle beschließen, daß mit Rücksicht ans die Nachprüfung der
Angelegenheitein angemessener Zuschuß zn der Pension mir dauernd bewilligt werde."

Der Antrag dürfte der I. Fachkommission zn überweisensein.
Sodann kann ich Ihnen die Zusammensetzungder Vorstände der Konnnissionenmitteilen:

Geschiiftsordnungskommission:
Vorsitzender:Spiritus, stellvertr.Vorsitzender:Graf und Marquis von und zu Huensbroech,

Wahlprüfungskommission:
Vorfitzender:Fleuster, stellvertretenderVorsitzender:Frings, Schriftführer: Schneider,

stellvertretenderSchriftführer: Baumann.

I. Fachkommission:
Vorsitzender:Veltman, stellvertretenderVorsitzender:Freiherr Schütz von Leerodt,

Schriftführer: Dr. Lembke, stellvertretenderSchriftführer: Dr. zur Nieden.

Ha Fachkommission:
Vorsitzender:von Nell-Vonn, stellvertretenderVorfitzender:Neizert, Schriftführer: Lohe,

stellvertretenderSchriftführer: Eichhorn.
Ild Fachtommission:

Vorsitzender:von Bruchhausen, stellvertretenderVorsitzender:Pauly, Schriftführer: Schmidt,
stellvertretenderSchriftführer: The Losen.

III. Fachkommission:
Vorsitzender:von Stedman, stellvertretenderVorsitzender:von Kruse, Schriftführer: Klotz,

stellvertretenderSchriftführer: Dr. Hentzen.
IV. Fachkommission:

Vorsitzender:Fühling, stellvertretenderVorsitzender:Brücker,
Schriftführer: Freiherr von Hammerstein, stellvertretenderSchriftführer: Dr. von Nell-Trier.

Der Haus- und Grundbesitzervereinin Coblenz hat eine Petition um Einrichtung einer
Pfandbriefanstlllt eingereicht, welche wie die anderen gleichartigen Petitionen der I. Fachkommission
zu überweisensein würde.
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Herr Abgeordneter Hasencleverhat sein Fernbleiben von den Sitzungen dieser Tagung
infolge Krankheit entschuldigt,ebenso der Herr AbgeordneteWüstenhüfer.

Für heute hat sich Herr AbgeordneterGielen wegen Krankheit entschuldigt.
Meine Herren! Sodann möchte ich über die weitere geschäftliche Behandlung dieser

Tagung folgendes sagen: Auch diesmal dürfte es sich empfehlen, wie das auch vielfachvon deu
Herren gewünscht wird, damit wir möglichst zeitig die Tagung beenden können, morgen eine Plenar¬
sitzung abzuhalten. Ich denke, daß es den Kommissionenmöglich sein wird, heute im Laufe des
Tages schon einen Teil ihrer Arbeiten zu erledigen, vielleicht dann anch morgen in der Frühe noch.

Es könnte dann morgen eine Sitzung des Hauses sein. Für diese kann aber die Tages«
ordnung erst festgestellt werden, wem« feststeht, was aus den Kommissionen erledigt zur Verhandlung
gebracht werden kann. Sie würden also gestatten wollen, daß die Tagesordnung von mir nach
Maßgabe der aus den Kommissionen hervorgehendenGegenständeaufgestelltwird.

Ueber den Beginn der morgigen Sitzung können wir am Schlüsse noch reden.
Wir haben als zweiten Gegenstand der Tagesordnung vorzunehmenden

Bericht des Provinzialansschusses über die Ergebnisse der Provinzialver-
waltung für das Rechnungsjahr 1914.

Berichterstatter ist der Königliche Kammerherr und Landrat Herr Freiherr von Dalwigt,
dem ich das Wort erteile.

Berichterstatter AbgeordneterFreiherr von Dalwigl zu Lichte nfels: Meine Herren!
Der Bericht, den der Provinzialausschußdem Provinziallandtag bei dessen Zusammentritt über die
Ergebnisse der Provinzialverwaltung im letzten Berichtsjahre, im vorliegendenFalle im Berichts¬
jahre 1914, gemäß § 102 der Provinzialordnung zu erstatte!, hat, ist Ihnen fchon vor einigen
Wochenin einer 385 Seiten umfassenden Druckschrift zugegangen.

Wenn ich die Ehre habe, im Auftrage des ProvinzialansschussesIhnen heute diesen Bericht
zu erläutern, so glaube ich wohl Ihrer Zustimmung sicher zu sein, wenn ich mich darauf beschränke,
nur in aller Kürze die Hcmptgegenstäudedieses Berichts hier hervorzuheben,und es der daran
anschließendenBesprechungüberlasse, ob weitere Antrage auf Ergänzungen gestellt werden. Ich
glaube dies um so mehr tun zu können, als ja der Herr Landeshauptmannbei Vorlage des Haupt-
Haushaltsplans seinerseits auf die Hauptpunkte dieses Berichts noch wird zurückkommen müssen.

In das Berichtsjahr 1914 sielen acht Monate des Anfangs August 1914 begonnenen
Weltenringens, und daß diese Zeit nicht ohne Wirkung auch auf die Ergebnisseder Provinzialver¬
waltung gebliebenist, bedarf wohl weiter keiner besonderen Erwähnung.

Auf Seite 16 und 17 des Berichts finden Sie zunächst die Huldigung die der Provinzial°
landtag Seiner Majestät dem Kaiser, in seiner letzten Sitzung dargebracht hat. ferner auch die
Kundgebungendes Provinziallandtages an die kommandierenden Generale der rheinischen Armeekorps
und die darauf ergangenenAntworten.

Auf Seite 21 und 23 finden Sie dann die entsprechenden Telegramme, die der Provinzial¬
ausschuß in seiner ersten Sitzung nach Ausbruch des Weltkriegesund auch zum 15. Mai vorigen
Jahres an Seine Majestät gerichtethat, das letzte Telegramm wurde an dem Tage abgesandt,an
dem die Rheinprovinz gehofft hatte, die hundertjährigeZugehörigkeitder Rheinprovinz zur Krone
Preußens in AnwesenheitIhrer Majestäten feierlich begehen zu können. Leider ist diese Hoffnung
durch den Weltkrieg zu Schanden geworden.

Auf Seite 17 und 25 finden Sie dann diejenigen Opfer, die der Provinziallandtag und
die Beamtenschaft der Provinzialverwaltung auf dem Felde der Ehre haben bringen muffen, und

2»
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bei den einzelnenZweigen der Provinzialverwaltung ist angeführt, welche Mitglieder der Beamten¬
schaft und Bedienstetender Provinzialverwaltung zum Feldheere eingezogen find, und auf Seite 25
insbesondere die zum Feldheere eingezogenenBeamten und Bediensteten der Zentralverwaltung.
Es sind dies 7 Oberbeamte, 67 Bureaubeamte, 3 technischeBeamte, 2 Kanzleibeamteund 1 Bote.

Bei den einzelnen Provinzialanstalten ist die Art ihrer Verwendung zu Kriegszwecken,
namentlich zu Lazarettzweckenangegeben, auf Seite 22 finden Sie endlich die Mittel, die die
Provinz für Zwecke des Krieges aufgebrachthat.

Durch den Aufmarschder Armee im Herbst 1914 und die dadurch bedingten großen und
schweren Transporte auf den Provinzstraßen sind diese naturgemäß über das Maß in Anspruch
genommen worden, und zu ihrer Wiederinstandsetzunghat ein Mehraufwand von 350 000 Mark
aufgebrachtweiden niüfsen.

Was zur Erledigung der Beschlüsse des letzten Provinziallandtages geschehen ist, finden
Sie auf Seite 2 bis 15 des Berichts.

Wenn ich nun zu den Rechnungsergebnissendes Haupt-Haushaltsplans übergehe, so sind
diese insofern erfreulichegewesen, als auch noch im Berichtsjahr das Ergebnis der Provinzialum-
lllge den im Haushaltsplan geschätzten Betrag um 88 687,38 Mark überschrittenhat.

Beim Rechnungsabschlußdes Haushaltsplanes hat sich ein ausgabefreier Bestand von
187 890,04 Mark ergeben, und der Vorbericht zu dem kommenden Rechnungsjahre schlägt Ihnen
vor, diese Summe für den Ausgleichsfondszu verwenden.

Die Provinzilll-Feuerversicherungsanstalthat im Berichtsjahre ihr Versicherungskapitalum
30? 660 178 Mark erhöhen können und hat mit einem Oeschäftsüberschuß von 2 740 545,10 Mark
abgeschlossen, dessen Verwendung auf Seite 96 angegebenist.

Auch die Landesbank hat mit einem erfreulichenZinsgewinn abgeschlossen, nämlich mit
2 014 872,76 Mark. Dessen Verwendung finden Sie auf Seite 113 des Berichts.

Die Schülerzahl der Provinzial-Taustummenanstalten der Provinz hat sich um 18 auf
897 vermehrt, während die Schülerzahl der Blindenanstalten um 9 auf 293 gefallen ist.

Die Zahl der während des Berichtsjahres in Fürsorgeerziehungüberwiesenen Minderjährigen
betrug nur 1738 gegen 2577 im vorhergehendenJahre, eine Erscheinung, die auf den Krieg zu¬
rückzuführenist. Im ganzen war die Zahl der in Fürsorge untergebrachtenMinderjährigen um
460 geringer als im Vorjahre. Sie betrug 10 391 Fürsorgezöglinge,von denen 5320 in Anstalten
untergebrachtsind.

In den Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten waren an, Schlüssedes Geschäftsjahres im
ganzen 7611 Kranke untergebracht, und in der Fürsorge des Provinzialverbnndes befanden sich
10976 Geisteskranke,3500 Idioten, 1390 Epileptiker, zusammeu 15 836 gegen 15 822 im Vor¬
jahre, also keine wesentliche Aenderung.

Der Bestand der Korrigenden in der Provinzial-Arbeitsanstalt in Brauweiler betrug im
Durchschnittdes Berichtsjahres 1007 gegen 1176 im Vorjahre.

Die Abteilung für Trinker und Arbeitsscheuewar von September bis Oktober 1914
geschlossen,und am Ende des Berichtsjahres befanden sich in ihr 12 Trinker und 9 Arbeitsscheue.

In der Straßenverwaltung haben, wie ich ja schon erwähnt habe, für die Wiederinstand¬
setzungder Straßen 350 000 Mark mehr aufgewendet werden müssen. Außerdem sind für die
Bekämpfung der Staubplage noch 263 000 Mark ausgegebenworden.

Meine Herren! Das wären die Hauptpunkte des Berichts.
Namens des Provinzialcmsschusses habe ich die Ehre, dem hohen Hause vorzuschlagen:

„Der Plovinziallandtag möge diesen Bericht durch Kenntnisnahmeals erledigt betrachten."
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VorsitzenderSpiritus: Ich eröffne die Verhandlung über diesen Bericht und frage,
ob das Wort gewlinscht wird.

Es ist nicht der Fall. Dann darf ich ohne weitere Abstimmungfeststellen, daß Sie den
Bericht durch Kenntnisnahme für erledigt erklären, (Beifall).

Wir fahren weiter fort zu Nr. 3
Bericht des Proviuzialausschusses, betreffend die Vorlage des Haupt-
Haushaltsplans der Provinzialverwaltnng für das Rechnungsjahr 1916
und des Vorberichts zu diesem Haushaltsplan und zu den Haushaltsplänen
der einzelnen Verwaltnngszweige und Anstalten für dasselbe Rechnungs¬
jahr sowie die Vorlage des Berichts über den Vermögensstand des Pro-
vinzialverbandes.

und Nr. 4
Vorbericht zu dem Haupt-Haushaltsplan der Provinzialverwaltnng der
Rheinprovinz sowie zu deu zu demselben gehörenden Haushaltsplänen der
einzelnen Verwaltungszweige und Anstalten und
Haupt-Haushaltsplan der genannten Verwaltung sowie die zu demselben
gehörenden Haushaltspläne der einzelnen Verwaltungszweige und An¬
stalten für das Rechnungsjahr vom 1. April 1916 bis 31. März 1917.

Berichterstatter zu diesen Vorlagen ist der Herr Landeshauptmann, den ich bitte, das
Wort zu nehmen.

Landeshauptmann Dr. von Renvers: Meine hochverehrten Herren! Ich möchte bitten,
mir zu gestatten, wie im vorigen Jahre so auch jetzt zunächst eine Mitteilung darüber machen zu
dürfen, wie in dieser schweren Kriegszeit die Provinzialverwaltung hinter der Front sich nützlich
M machenversucht hat. Ich möchte den Herrn Vorsitzenden bitten, mir dies zu gestatten.

Meine Herren! Im letzten Jahre habe ich schon darauf hingewiesen, daß die Provinzial¬
verwaltnng ihre sämtlichen Anstalten für die Unterbringung von Verwundeten zur Verfügung
gestellt hat. Auch in diesem Jahre hat die Militärverwaltung von diesem Anerbieten im weitesten
Umfange Gebrauch gemacht. Beinahe alle unsere Anstalten sind mehr oder weniger mit Militär-
Personen belegt worden. Der aufopfernden Hingabe der Anstaltsbeamten ist es gelungen, diese
Doppelbelegungso zn gestalten, daß unsere eigenenKranken darunter nicht allzuschwergelitten
haben, und ich möchte hierbei hervorheben, daß auch bei unseren Kranken sich Verständnis dafür
gezeigt hat, daß sie sich in Bezug auf Raum und Ernährung beschränken müssen. Irgendwelche
erheblichereMihstände sind ans der Inanspruchnahme der Anstalten durch das Militär bisher
nicht entstanden.

Wie die Heil- und Pflegeaustalten, so sind auch die Blindenanstalten in Neuwied und
Düren, sowie die Taubstummenanstalt in Euskirchenvom Militär in Anspruchgenominenworden.
Die Anstalt Neuwied ist ebenso wie die Anstalt Euskirchen ganz geschlossen.Beide Anstalten sind
für Lazarettzwecke völlig mit Beschlagbelegt. Die Anstalt in Düren findet nur zum Teil Ver¬
wendung für militärischeZwecke, sie dient hauptsächlich zur Unterbringung der erblindeten Krieger.
Für die Zöglinge haben wir, so gut es geht, in anderer Weise Vorsorge getroffen. Wir haben
sie teils — leider — zu Hause belassen müssen, teils in anderen Anstalten untergebracht, zum
Teil aber auch den gewöhnlichen Ortsschulen zur Beschulungvorläufig überweisenmüssen.

Meine Herren! Aehnlich wie die Provinz hat auch die Landesversicherungsanstaltihre
Anstalten für Kriegszwecke zur Verfügung gestellt. Die Anstalt in Aachen ist für rheumatisch
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erkrankteKrieger, die Anstalten Hohenhonnef und Ronsdurf sind für lungenkrankeKrieger und
endlich Roderbirken ist für nervenerkrankteund für erholungsbedürftigeMilitärpersonen bestimmt
worden. Die anderen Institute der Provinz haben ja keine eigenen Anstalten. Nur die Feuer¬
versicherunghat in freien Diensträumeu eine Einrichtung getroffen, in der Frauen und Kindern
eingezogener Krieger mittags und, soviel ich weiß, auch abends Essen verabreichtwird.

Meine Herren! Wie im vorigen Jahre so haben wir auch in diesem Jahr unsere Unter¬
stützung dem Roten Kreuz und ähnlichen Wohlfahrtseinrichtungen angedeihen lassen. Meine
Herren, wir haben größere Summen zur Zentralstelle des Roten Kreuzes abgeführt, wir haben
für die Wollversogung,für Wäschebeschaffung, für Tabakversorguug,zur Beschaffungvon Mineral¬
wasser während der warmen Sommermonate größere Summen hergegeben; wir haben ferner für
Desinfektionswagen,für Lazarettwagen und auch für Lazarettzllge Beiträge bewilligt. Auch haben
wir in geringeremUmfange hilfsbedürftige Künstler in Düsseldorf bedacht. — Kurz, überall, wo
wir in Anspruch genommen worden find, haben wir, soweit es in unseren Kräften stand, Hilfe
geleistet.

Es wird das Haus vielleicht interessieren, einige Hauptzahlen auf diesem Gebiet zu
erfahren. Die Zentralverwaltung hat mit der Landesbank rund 250 000 Mark, die Pruvinzial-
Feuerversicherung220 000 Mark und die Landesversicherungsanstalt1176 800 Mark zur Ver¬
fügung gestellt, im ganzen also eine Summe von weit über IV2 Millionen Mark. Darin ist die
besondere Leistung nicht einbegriffen,die die Landesversicherungsanstaltfür die Gemeinden und die
Kreise durch Gewährung von Darlehen in Höhe von 40 Millionen gemacht hat. Ich glaube, die
nicht ungünstigenAbschlüsse der Landesbank und der Provinzial-Feuerversicherungweiden uns in
den Stand setzen, auch im laufenden Jahre und fernerhin, wenn wir in Anspruchgenommen werden,
hilfreicheHand zu gewähren.

Ich möchte nur noch eins besondersbemerken,daß zu all diesen Ausgaben die Steuern
nicht mit einem Pfennig herangezogenworden sind.

Die Fürsorge der Provinz hat sich dann weiter auch auf die gering besoldetenBeamten
erstreckt. Ich habe im vorigen Jahre bereits bemerkt, daß wir ebenso wie der Staat den ein¬
gezogenen Beamten einen Teil des Gehalts belassen. Als der Staat nun seinerseits dazu über¬
ging, Kinderzulagen für die nicht Eingezogenenzu bewilligen, haben wir denselben Schritt getan.
Wir sind nur noch etwas weitergegangenals der Staat. Der Staat gibt diese Zulage nur für
Beamte mit einem Gehalt bis zu 2100 Mark. Wir haben beschlossen, sie den Beamten mit einem
Gehalt bis zu 2700 Mark zu geben, da die Lebensverhältnifseim Rheinland und speziell hier iu
Düsseldorfviel teuerer sind als in anderen Provinzen, Außerdem haben wir sämtlichenBeamten,
die es wünschten, zur Beschaffungvon Kartoffeln uud Kohlen einen Gehaltsvorschußvon 100 Mark
gegeben.

Meine Herren! Die für plötzlichauftretende Notstände zur Verfügung gestellten Unter¬
stützungsfondshaben wir voll in Anspruch genommen. Voraussichtlichwird sogar hierbei not¬
wendigerweise eine Ueberschreitung stattfinden.

Mit besonderer Freude darf ich bei dieser Gelegenheit der Landesbank und der Tätigkeit
ihres Direktors gedenken. Wir haben als Landesbank in Verbindung mit den Instituten der
Provinz, in Verbindung mit den der Landesbank angeschlossenen zahlreichen Sparkassen und in
Verbindung mit der Privatkundschaft zu den drei Kriegsanleihen 680 Millionen gezeichnet,eine
Summe, die gewiß nicht hinter den Leistungen anderer Geldinstitute zurückbleibt. Meine Herren,
wir glauben, auch für die Zukunft, wenn nochmals derartige Anleiheforderungenan uns heran-
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treten, helfen zu können. (Beifall.) Vielleichtwird bei den Verhandlungen im Hause oder in der
Kommission auf Wunsch noch einiges hierzu von dem Herrn Direktor der Landesbank mit¬
geteilt werden.

Meine Herren! Wir haben aber auch die Fürsorge der Provinz nicht nur auf die gegen¬
wärtige Not beschränkt,sondern haben auch an die Zukunft gedacht. Die von Ihnen im vorigen
Jahre beschlosseneKriegsfürsorgeist im weitesten Umfangezur Ausführung gekommen, uud ich darf
Wohl sagen: die Organisation, die wir hier in der Rheinprovinz geschaffen haben, ist Muster
gewordenfür eine ganze Anzahl anderer Provinzen. Ich brauche auf die Details hier wohl nicht
näher einzugehen. Es liegt Ihnen ja eine umfangreicheDruckschrift vor, die auch noch in der
Kommissionund später hier im Hause behandelt werden wird.

Meine Herren! Ans die Zukunft bezieht sich dann die zweite sogenannteKriegsvorlage,
die dem Hause gemacht worden ist, und welche die Ausdehnung der Tätigkeit der Landesbank auf
dem Gebiete des Hypothetenwesens,die Bildung einer Ansiedelungsgenosfenschaft und endlich die
sogenannte Kriegshilfskassezum Gegenstände hat. Auch hier kann ich es mir versagen, Näheres
auszuführen. Das wird ja alles noch in der Kommissionund im Hause weiter behandelt werden.

Meine Herren! Zu der Zukunftsmusik,wenn ich das Wort einmal im guten Sinne ge¬
brauchen darf, gehört dann ferner auch die Vorlage über die Ausdehnungder Tätigkeit der Lebens¬
versicherung und der Feuerversicherungauf das belgische okkupierte Gebiet. Man kann ja darüber
im Zweifel sein, ob das jetzt schon angebracht gewesen ist und ob wir dort überhaupt Geschäfte
machenwerden. Aber ich möchte darauf hinweisen,daß die Privatgesellschaftendiesen Schritt schon
getan haben. Wir durften daher als Nachbarprovinz doch nicht zurückbleiben und haben auch
Diligentiam prästiert.

Meine Herren! Zum Schluß möchte ich noch einiges sagen, wie die Beamtenschaftam
Feldzuge beteiligt ist. Wir haben hier an Ort und Stelle 1878 Beamte, allerdings einschließlich
des Personals der Bauämter und der Taubstummenschulen. Von den 1378 Beamten sind rund
600 zur Fahne eingezogen. Die Pfleger, die Wegearbeiter und die im Lohnuerhältnis stehenden
Arbeiter sind darin nicht einbegriffen. Kämen sie dazu, so würde eine ganz andere Zahl zur Er¬
scheinungkommen. Von den Eingezogenensind bisher 23 gefallen und 92 mit dem Eisernen
Kreuz ausgezeichnetworden.

Meine Herren! Auf die Schwierigkeiten,Ersatz für die eingezogenen zu beschaffen, brauche
ich wohl kaum einzugehen. Es liegt ja auf der Hand, daß das nicht leicht war. Aber für die
große Sache, um die es sich hier handelt, haben alle Beamte auch ihre letzte Kraft eingesetzt, und
ich kann nur lobend anerkennen, daß wir über alle Schwierigkeitenbisher glücklich hinüberge¬
kommen sind.

Meine Herren! Ich darf jetzt wohl auf die Vermögensübersichtund auf den Haushalts¬
plan übergehen. In früheren Jahren haben wir dem Hause eine Vermögensübersicht,desgleichen
den großen Haushaltsplan ganz detailliert im Druck vorgelegt. Auch in diesem Jahr ist die Ver-
mögensübersicht wie auch der große Haushaltsplan handschriftlich vollständig fertiggestellt. Wir haben
sie aber nicht drucken lassen können, denn der Firma, die seit mehr als 50 Jahren für den Provinzial¬
landtag arbeitet, war es nicht möglich, die nötigen Kräfte zur Verfügung zu stellen. Heute ist
ein Drucker da, morgen fehlt er. Uebermorgensteht einer zur Verfügung und am vierten Tage
fehlt er wieder. Hätten wir die Haushaltspläne und die Vermögensübersichtvollständigdrucken
lassen wollen, so hätten wir mit der Berufung des Landtags bis tief in den Monat April warten
Müssen, und das lag nicht im Interesse der Sache, da wir ja eine möglichst baldige Beschlußfassung
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des Landtags über die sogenannten Kriegsvorlagen herbeiführen möchten. Für die Ansiedlungs-
gesellschaft wie fiir die Kriegshilfskassesind schon zahlreicheAnträge eingegangen, die der Eile be¬
dürfen und die wir nicht bis ins Unendlichezurückstellen möchten. Wir haben aber den Hauptin¬
halt der Vermögensübersichtin der Drucksache1 niedergelegt, uud wir haben dann ferner den
Haupt-Haushaltsplan drucken lassen, der ja alles das enthält, was in den Einzel-Haushaltsplänen
vorgekommen ist. Aus dem Haupt-Haushaltsplan können Sie ja von Position zu Position ersehen,
wie sich die einzelnen Etatspositionen vermehrt oder vermindert haben. Dies wird Ihnen noch
dadurch erleichtert,daß wir dem Haupt-Haushaltsplan noch eine generelle Uebersicht beigefügt haben,
und endlich dadurch, daß der Vorbericht gauz gedruckt worden ist. Aus dem Vorbericht kann
man ja auch von Position zu Position entnehmen, welche Aenderungenund aus welchen Gründen
sie in den einzelnenHaushaltsplänen vorgenommenworden sind. Ich möchte im allgemeinenbe¬
merken, daß der Veränderungen nur sehr wenige sind, wie Sie schon daraus entnehmenkönnen,
daß wir eigentlich nur 142 000 Mark mehr verlangen, wovon ein großer Teil auf die etatsmäßige
Gehaltsregulierung entfällt.

Meine Herren! Wenn ich nun zur Vermögensüberfichtübergehe,so bitte ich Sie, Seite
2 der Drucksache Nr. 1 aufzuschlagen. Dort finden Sie, daß der Wert des Vermögens des Pro-
vinzilllverbandesausschließlichder Landesbauk, des Meliorationsfonds und der Feuerversicherung
92 103 776 Mark beträgt. In dieser Summe ist aber das Vermögen der von uns nur verwaltete»
Fonds, des Pensionsfonds, Waisenfouds usw. mit 14 485 743 Mark einbegriffen. Ziehen Sie
diese Summe ab, dann bleiben 77 618 033 Mark. Andererseits müssen Sie dieser Summe das
Vermögen der Landesbank mit 15 741396 Mark, des Meliorationsfonds mit 2 003 800 Mark
und der Feuerverficherungsanstaltmit 17 825 000 Mark zu addieren. Das macht zusammen
113188 229 Mark. Nach dem vorjährigenBericht betrug das Gesamtvermögen107 599 353 Mark.
Sie sehen also ein Plus von 5588 876 Mark.

Unter den Nummern 1 bis 18 auf Seite 3 des Berichts ist angegeben, wie diese Er¬
höhung des Vermögens zustande gekommen ist. Ich will nur zwei Positionen daraus hervorheben,
das ist zunächstdie Landesbank, bei der rund I V2 Millionen, und sodann die Feuerversicherung,
bei der 1685000 Mark hinzu gekommen sind. Das sind zusammenüber 3 Millionen.

Meine Herren! Ich will dann auf die Schuldeu der Provinz übergehen. Diese betrugen
am 1. April 1915, wie Sie auf Seite 4 der Drucksache sehen, 43 166 197 Mark. Am 1. April
1914 hat die Schuldenlast 44 362 296 Mark betragen, so daß eine Verminderung der Schulden
um 1196 099 Mark eingetretenist.

Auf Seite 4 finden Sie dann ferner unter Nr. 1 bis 5 angegeben, daß zunächst ein
Anwachsen der Schulden um rund 556 000 Mark und dann weiter unter den folgenden Nummern,
daß eine Tilgung von 1 752 843 Mark stattgefunden hat. Daraus ergibt sich durch ein einfaches
Rechenexempel, daß die Schulden um 1196 099 Mark abgenommenhaben. Die Schuldenabnahme
und der Vermögenszuwachsbetragen also zusammen6 784 975 Mark.

Meine Herren! Das ist das, was ich Ihnen aus der Vermögensübersichtmitteilen
möchte.

Ich möchte dann zum Haushaltsplan übergehen und Sie bitten, daß Sie den Haupt-Haus¬
haltsplan zur Hand nehmen, und zwar Seite 25, die letzte Seite. Dort finden Sie, daß der
Voranschlag für die Zeit vom 1. April 1916 bis zum 31. März 191? mit 41273 093 Mark
abschließt. Der Haupt-Haushaltsplan für das vorige Jahr schloß mit 41130132 Mark ab, so
daß jetzt eine Steigerung um 142 961 Mark vorgesehen ist.
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Meine Herren! In früheren Jahren konnte ich Ihnen hierzu nun immer ausführen:
das, was wir im Haushaltsplan mehr bedürfen, wird zum grüßten Teil durch die erhöhteneigenen
Einnahmen gedeckt. Leider kann ich das in diesen: Jahre nicht tnn. Die Einnahmen sind nicht
gestiegen, sondern sie sind um 327 038 Mark zurückgegangen. Das erklärt sich ganz einfach daraus,
daß die Arbeitsbetriebe iu unseren Anstalten brach liegen. Wir haben in Vmuweiler früher im
Durchschnitt11 bis 1300 Korrigenden gehabt. Jetzt haben wir nur noch 500, und zwar sind
das nicht gerade die kräftigsten Leute — diese befinden sich anderswo — sondern es ist das
gebrechlichste Zeug, das wir bekommen. Wir können diese Leute höchstens für unsere Straßen
verwenden. Arbeitsbetriebe tonnen wir mit diesen nicht aufrecht erhalten. Aehnlichliegt es bei
unseren Fürsorgeanstalten. Alles, was wir sonst an Einnahmen aus den Arbeitswerkftättenusw.
hatten, ist in der Hauptsacheweggefallen.

Wir müssen also in diesem Jahre nicht nur die 142 961 Mark decken, sondern auch den
Ausfall an eigenen Einnahmen von 327 038 Mark, zusammenalso eine Summe von 470 000 Mark,
immerhin ein Betrag, der im Verhältnis zu deu Anforderungen der früheren Jahre sehr gering¬
fügig ist.

Meine Herren! Es wird nuu meine Aufgabe sein, Ihnen nachzuweisen,daß wir die
470 000 Mark, die wir mehr erbitten, einmal in der Ausgabe uud später auch in der Einnahme
eingesetzt haben.

Zu dem Zweck bitte ich Sie, den Haupt-Haushaltsplan, Seite 8, zur Hand zu nehmen.
Dort finden Sie bei Titel I ^ Nr. 2, Rente an Werden, 1000 Mark mehr eingesetzt, bei Titel II
Nr. 1, Haushaltsplan für den Provinziallandtag, den Ausschuß uud die Zeutraluerwaltung,
14 400 Mark, bei Titel II Nr. 2, Pensionen usw., 3781 Mark, dann ferner auf Seite 10 bei
dem Taubstummen-Haushaltsplan6045 Mark, auf Seite 12 bei dem Hcbammenwesen 16 230 Mark,
bei den Heilanstalten 113 000 Mark, bei dem Landarmenwesen9590 Mark, dann auf Seite 14
bei Titel II Nr. 14, erweiterte Armenpflege, 83 000 Mark, bei II Nr. 15, Nmuweiler,
135 000 Mark, daun bei II Nr. 16, Landarmeuhaus Trier, 10 000 Mark und bei Titel II Nr. 17,
Bauliche Unterhaltung und Maschinenfonds,4000 Mark, dann ferner auf Seite 16 bei II Nr. 19,
Straßeuoerwllltung, 34 800 Mark und bei II Nr. 20, landwirtschaftliche Verwaltung, 2775 Mark,
auf Seite 18 bei IV Nr. 1, Kunst, 450 Mark und bei IV Nr 2, Musecu, 825 Mark, ferner
auf Seite 20 bei V Nr. 4, Zinsendienstder 7 Millionenanleihe, 6450 Mark uud bei V Nr. 5,
Zinsendienstder 13 Millionenanleihe, 28 920 Mark, ferner auf Seite 22 bei V Nr. 8, Ansamm¬
lung eines Fonds zur Verminderungder Anleihen, 16 900 Mark, endlich bei VI Nr. 2, Gemeinde¬
wegebau, auf Seite 24 100 000 Mark und bei VI Nr. 3, Vorschüsse bei der Landesbank,
8808 Mark. Das macht zusammeneine Summe von 595 975 Mark.

Diesen Mehrausgaben stehen einige Minderansgaben gegenüber. Auf Seite 10 fiuden
Sie zunächst bei II Nr. 8, Blindenwesen,ein Minus von 2300 Mark, ans Seite 12 bei II Nr. 10,
Fürsorgeerziehung, ein solches von 122 400 Mark und bei Titel IV Nr. 5, Meliomtionswesen,
von 1275 Mark. Das macht zusammen 125175 Mark. Ziehen Sie diese Summe von den
eben genannten 595 000 Mark ab, dann bleiben Ihnen gerade 470 000 Mark übrig. Das heißt
die Summe, von der ich nachzuweisen hatte, daß sie in der Ausgabe mehr eingestelltwurden ist.

Ich habe nun weiter uachzweisen, daß diese Summe auch in der Einnahme mehr eingestellt
ist. Zu diesem Zweck bitte ich Sie, Seite 4 des Haupt-Haushaltsplaus aufzuschlagen.Dort finden
Sie bei Titel II Nr. 1, Provinzialabgabe für die Verkehrsanlagen, 34 800 Mark mehr, bei II
Nr. 2, Laudarmeuwesen, 9590 Mark, bei II Nr. 3, erweiterte Armenpflege, 83 000 Mark,
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bei II Nr. 4, Provinzialabgaben fttr allgemeine Zwecke, 328 610 Mark und bei II Nr. 5, zur
Ansammlung eines Fonds zur Verminderung des Anleihebedarfs, 16 900 Mark. Das macht
472 100 Mark.

Dann finden Sie bei Titel V Nr. 1, für Zinsen vorübergehendangelegter Fonds der
Zentralverwaltung, eine Mindereinnahme von 2900 Mark. Ziehen Sie diesen Betrag ab, dann
bleibt dieselbe Summe von 470 000 Mark, die ich eben auch schon genannt habe.

Also in Einnahme und Ausgabe sind diese Summen in den Haushaltsplan eingestellt.
Meine Herren! Ich möchte nun zunächst einiges über die Lage unserer provinziellen

Fonds ausführen.
Ich darf daran erinnern, daß wir seit dem Jahre 190? einen Betriebsfonds, einen Aus¬

gleichsfondsund einen Naufonds haben.
Der Betriebsfonds soll nach Ihren Beschlüssen 700 000 Mark erreichen. Diese 700 000

Mark sind in dem Fonds, er kommt also hier nicht mehr weiter in Betracht.
Ich will dann übergehenanf unsern Hauvtfunds, um den sich ja wohl alles drehen wird,

auf den Ausgleichsfonds.
Meine Herren! Der Ausgleichsfonds betrug, wie Sie aus dem Vorbericht Seite 26

entnehmenkönnen, Ende 1913 1031 380 Mark. Im Rechnungsjahr 1914 sind ihm zugeflossen
aus dem Bestände des Haupt-Haushaltsplans von 1913: 22 537 Mark und an Depotzinsen aus
1914 31502 Mark, zusammen 54 040 Mark, so daß er damals im ganzen 1085 370 Mark betrug.

Meine Herren! Aber auch im laufenden Jahre — 1915 ^ sind dem Ausgleichsfonds
noch erhebliche weitere Beträge zugeflossen,und zwar zunächst aus dem Haushaltsplan für 1914
aus Titel VI 2 ß die große Summe von 493 000 Mark, die Sie im vorigen Jahre ausdrücklich
zur Verstärkung des Ausgleichsfouds ausgeworfen haben. Ferner sind ihm zugeflossen die Zinsen
aus den Depots. Das macht im ganzen 553 000 Mark. Zählen Sie diese Summe der erstge¬
nannten zu, dann wird der Ausgleichsfonds am Ende des Rechnungsjahres 1638 370 Mark
betragen. Das ist immerhin eine ganz stattliche Summe.

Ich will nun daran erinnern, daß der Ausgleichsfonds dienen soll einmal zur Deckung
der von 1916 an zu zahlenden Kanalgebühren, und weiter zur Vermeidung eines plötzlichen
Anwachsensder Prozentsätze der Provinzialsteuern.

Alsdann will ich zum dritten Fonds, zum Baufonds übergehen. Der Baufonds ist durch
Beschlußdes Provinziallandtags in der Weise gebildetworden, daß in jedem Jahre V«°/° Umlage
mehr erhoben und dem Fonds zugeführt wird. Der Fonds hat in einer außerordentlichgünstigen
Weise gewirkt.

Wir haben für die Anstalt in Bedburg aus diesem Fonds rund 3 800 000 Mark gezahlt
und haben dadurchdie Anleihesummevon 11V2 Millionen, die für Bedburg in Ausficht geuommeu
war, auf 7 400000 Mark heruntergedrückt. Wir haben ferner auf diesen Baufonds durch Beschluß
des Provinziallandtags überwiesendie Kosten für die Erbauung der Taubstummenanstalt in Eus-
kirchen, die Kosten für die Turnhalle in Effen, für den Ausban der Blindenanstalt in Düren,
für den Ausbau der Anstalt in Ahrweiler und für die Taubstummenanstalt in Trier, zusammen
793 000 Mark. Die Kosten für die Anstalt in Euskirchen find aus dem Baufonds glatt ohne
jede Anleihe bezahlt. Von der eben genannten Summe bleiben uns dann noch 193 000 Mark
für die kleinerenBauten zu decken übrig. Es stehen uns aber aus dem Baufonds jetzt noch
387 000 Mark zur Verfügung, so daß wir auch die Kosten für diese kleinerenBauten daraus
ohne jede Schwierigkeitbezahlenkönnen und noch 194 000 Mark übrig behalten.
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Es ist das erste Mal, daß der Baufonds nicht nur auf dem Papier steht, sondern mate¬
rielle Mittel, diese 194 000 Mark, in seinem Kasten hat. Meiue Herren, dazu wird für das
Jahr 1916 voraussichtlichnoch das übliche halbe Prozent kommen, so daß im künftigen Jahre der
Fonds rund 720000 bis 730 000 Mark enthalten wird. Damit ist alles erreicht, was der Pro-
vinzillllandtllg seiner Zeit erreichen wollte. Wir haben die laufenden Bauten nicht mehr aus
Anleihe, sondern aus dem Banfonds bezahlt, und wir haben glücklicherweisejetzt auch begonnen,
eine kleine Reserve zu schaffen,aus der wir in Zukunft Deckung finden, wenn wir wieder an den
Bau einer größeren Anstalt herantreten müssen.

Meine Herren! Die drei Fonds machenalso an und für sich einen ganz günstigenEin¬
druck. Ich möchte aber doch wegen der Fondsbilduug noch für alle drei Fonds einiges hinzufügen.

Der Ausgleichsfondsvon 1638 000 Mark erscheintfür gewöhnliche Verhältnisse gewiß
ausreichend. Ob er aber auch für die Zeit nach dem großen Kriege, für die Zeit, in der sich die
Folgen dieses Krieges zeigen werden, genügendgroß ist, das ist eine andere Frage. Meine Herren,
wir streben ja nach den Wünschendes Proviuziallnndtages dahin, die Proviuzialsteuern möglichst
auf gleicher Höhe zu erhalten und nicht sprungweisesteigen zu lassen. Wenn wir aber in den
nächstenJahren auch noch so sparsam sein wollen — der Provinzial-Haushaltsplan wächst, er
wächst durch die Armenlasten, die entschieden größer werden, er wächst durch die kolossalen Kosten,
die bei unseren Anstalten infolge der Teuerung entstehen werden. Ob nicht auch bei der Fürsorge¬
erziehung eine große Steigerung stattfinden wird, das ist zweifelhaft. Ich möchte die Frage
bejahen. Zunächst hat die Ueberweisungzur Fürsorge im Laufe des Jahres, zum Teil auf
unseren Druck hin, nachgelassen. Aber jetzt steigen die Ueberweisungenzur Fürsorgeerziehungin
unglaublicherWeise. In der letzten Zeit ist es nicht selten, daß an einem Tage 12, 14, 18, 20
Kinder zur Unterbringung in Fürsorge überwiesen werden. Wir tonnen auf die Verwaltungs¬
behörden nicht mehr in dieser Weise drücken, die Ueberweisungcn etwas zu beschränken, da zu viele
jugendliche Personen herumlaufen, die in der Fürsorge untergebrachtwerden muffen. Ich sehe ein,
daß ein solcher Druck auf die Dauer nicht ausgeübt werden kaun.

Meine Herren! Ich sagte eben, daß unser Haushaltsplan sicher steigen wird. Etwas
ganz anderes ist es aber, ob nicht diesem erhöhten Haushaltsplan ein vermindertes Steuersoll
gegenüberstehen wird, und das möchte ich glauben. Denn für 1915 sind wir schon auf 109 200 000
Mark, für 1916 auf rund 105 600 000 Mark herunter gekommen.Meine Herren, ob wir in den
Jahren 1917 und 1918 nicht noch um 5 oder 6 Millionen heruntergehenwerden, so daß wir
vielleichtauf 100 Millionen oder noch weniger kommen, kann keiner im voraus sagen, aber die
Wahrscheinlichkeit liegt doch vor.

Wenn wir in Zukunft diesen UmständenRechnung tragen wollen, dann müssen wir jetzt
dafür sorgen, daß wir einen Ausgleichsfondshaben, der reich dotiert und nicht belastet ist. Aus
diesem Grunde schlägt der Provinzialausschuß dem hohen Hause vor, die Ueberschüsse aus dem
Jahre 1914, die Herr von Dalwigk eben schon mit 187 000 Mark angegebenhat, diesem Aus-
gleichsfonds noch zuzuführen, und ferner auch, den Beschluß zu fassen, etwaige Ersparnisse aus
1915, 1916 nicht zwischen Baufonds und Ausgleichsfondsgleichmäßig zu verteilen — das würde
ja dem früheren Beschluß des Provinziallandtags entsprechen — sondern ganz dem Ausgleichsfonds
zuzuführen. Dann würden wir im Jahre 1917 einen Fonds haben, aus dem wir den heran¬
kommenden Bedürfnissenwohl einigermaßengerecht werden könnten.

Ich komme jetzt zu der Frage: Ist es möglich, die 470 000 Mark ohne Erhöhung der
Steuern zu decken?

3*
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Meine Herren! Wie Sie auf Seite 4 des Haupt-Haushaltsplans sehen, sind
14 256 000 Mark an Provinzialstenern in Aussicht genommen. Um diese Summe bei dem bis¬
herige» Prozentsatz von 13V2°/o zu erreichen, ist ein Staatssteuersoll von 105 600000 Mark
nötig. Nun hat am 1. Oktober 1915 eine Schätzung durch die Kummunalbehördeustattgefunden,
wie hoch das Staatssteuersoll an diesem Tage sei.

Nach der Iusammenstelluug beträgt es am 1. Oktober 1915 109 200 000 Mark. Wir
wissen ja aus einer Reihe von Jahren, daß das Staatssteuersoll am 1. Januar 1916 — das ist
ja der äie» critieu« — diese Höhe uicht mehr haben wird, sondern durch Reklamationenusw. sich
das Staatssteuersoll ermäßigt haben wird. Nach den Erfahrungen der letzten Jahre glaube ich
aber doch annehmen zu können, daß wir immerhin 105 600 000 Mark haben werden, die nötig
sind, um die Steuersumme von rund 14 Millionen aufzubringen.

Ich möchte daher namens des Pruvinzialausschussesvorschlagen, den Steuerbetrug auf
diese Summe festzusetzen. Kommt bei den Steuern mehr ein, dann steht ja der Mehrbetrag zur
Verfügung des Provinziallandtags, Kommt weniger ein, dann wird der Provinziallandtag im
nächsten Jahre Beschlußzn fassen haben, wie dieses Minus gedeckt werden soll.

Meine Herren! Neben dieser Summe würde das V2 Prozent für den Baufonds mit
rund 528 000 Mark weiter zu erheben sein.

Die Anträge die der Proviuzialausschuß dem Hause vorlegt, sind in dem Vorbericht auf
Seite 30 gedruckt. Sie decken fich im ganzen mit denen der früheren Jahre; nur die letzte Position
ist dahin geändert, daß die Reinerträge, die Ueberschüssevon 1914 und die Ersparnisse von 1915
und 1916, dem Ausgleichsfonds zugeführt werden sollen. Ich brauche diese Anträge wohl nicht
zu verlesen, da sie Ihnen ja vorliegen. Aber eines, meine Herren, möchte ich doch noch tun.

Man kann den Haushaltsplau ja auch von einer anderen Seite betrachtenund prüfen und
man kann fich die Frage vorlegen, ob bei den jetzigen Kriegszeiten und der großen Verlegenheit, in
der sich unsere Kreise und Gemeiudeu befinden, nicht eine Verringerung des Haushaltsplans um V2
Prozent zu ermöglichen sei.

Meine Herren! Nach den Darlegungen, die ich über die Fonds gemachthabe, werden
Sie sich ja selber sagen: Formell wäre es gewiß kein großes Kunststück, die Steuern um V2 Prozent
herunter zu drücken. Sie brauchten fich ja um zu sagen: Wir haben den Ausgleichsfonds
von rund 1600 000 Mark; wenn wir davon V2 Prozent mit 528 000 Mark wegnehmen, dann
bleiben für den Ausgleichsfoudsimmerhin noch rund 1100 000 Mark übrig. So hätten wir das
V2 Prozent. Sie würden sich dann wahrscheinlich weiter sagen: Wir können ja einmal ruhig ab¬
warten, wie sich das folgende Jahr gestaltet. Gestaltet es sich wirklich so schlecht,wie man etwa
annimmt, dann haben wir ja doch immer noch 1100 000 Mark und können daraus wieder eine
Summe hergeben, nm die Steuererhöhuug zu vermindern. Wenn man das so bespricht, klingt es
ja ganz gut, und wir könnten es formell ganz gut so machen. Der Provinzialausschuß empfiehlt
Ihnen aber diese,. Weg nicht, er ist vielmehr der Auffassung,daß die Voraussetzungen,wie ich sie
hier eben andeutete, unrichtig sind.

Ich darf in dieser Hinsicht vielleicht noch folgende Punkte hervorheben.
Meine Herren! Der jetzige Haushaltsplan steht — das mnß ich sage» — gewiß auf

einer schwankenden Grundlage. Wir haben ihn auf Grund der Haushaltspläne der beiden letzten
Jahre aufgebaut und habe,, die Positionen erhöht, bei denen das nach dem Ergebnis der letzten
Jahre unbedingt notwendig war. Wir haben aber lange uicht die schwierigen Verhältnisse in
Betracht gezogen, die sich ans dem Kriege ergeben haben. Wir haben z, B. nicht das kolossale
Wachsender Preise der Lebensmittel usw. in Betracht gezogen.
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Insofern ist es zweifelhaft, ob wir mit dem Haushaltsplan so vollständig durchkommen
werde» oder uicht.

Ich habe eben schon gesagt: Die Ausgaben für die Fürsorge, die Armeupflege usw. werden
wachsen. Wenn wir täglich 35 000 Personen zu beköstigenhaben — soviel sind es mit den
Kranken, Idioten, Blinden, Beamten in den Austalten — dann macht auch nur ein Pfennig täglich
mehr für die Beköstigungeines Einzelnen eine kolossale Summe aus.

Also, wie gesagt, etwas schwankend und unsicherist die Aufstellung des Haushaltsplans
iu diesem Jahre. Soviel ich bis jetzt feststellen kann — eine volle Gewähr kann ich dafür noch
nicht übernehmen— werden wir ein Minus von, sage» wir, beinahe 800 000 Mark haben. Das
ist auch durch die Kriegsverhältnisseentstanden. Erst gestern oder vorgesternging mir die Abrech¬
nung über Brauweiler zu. Danach werden dort 322 000 Mark mehr verlangt. Sie sehen: in
den Haushaltsplan haben wir nur 123 000 Mark mehr eingesetzt,weil wir die Rechnung noch
nicht hatten. Meines Erachtens wird sich im nächsten Jahre der Zuschußfür Vmuweiler in der¬
selben Weise erhöhen. Also damit hätten wir, wenn wir iu diesem Jahre 800 000 Mark zu decken
haben, wohl beinahe schon die Aussicht, im nächsten Jahre eine gleiche Summe decken zn müssen.
Allein wir können in diesem Jahre dieses Defizit ans den Ucberschüsseu decken, die voraussichtlich
aus den Steuern eingehen, so daß wir in diesem Jahre zur Deckungdes Defizits uicht auf die
Fonds zurückzugreifen brauchen. Im nächsten Jahre werden Steuerübcrschüssein dieser Höhe wohl
kaum in die Erscheinnngtreten. Wir müßten im nächsten Jahre ein derartiges Defizit von rund
800 000 Mark einfach aus dein Ausgleichsfondsnehmen, und damit ergibt sich auch schon ohne
weiteres, daß die ganze Schilderung, wie ich sie eben gegeben habe, daß man den Ausgleichsfonds
ohne weiteres in Anspruch nchmeu könnte, hinfällig wird. Wenn Sie im nächstenJahre zur
Tilgung des Defizits 800 000 Mark aus dem Ansgleichsfondsnehmen müssen, dann haben Sie
die Gelder zur Herabsetzung der Steuer um V- Prozent schon lange nicht mehr.

Meine Herren! Dann darf ich aber auch »och etwas weiteres anführen. Man kann
einen Haushaltsplan und besonderseinen Provinzial-Haushaltsplan nicht lediglich nach den Bedürf¬
nissen des laufenden Jahres aufstellen, sondern wir müssen dabei auf die Zukuuft schauen, und
meine Herren, wir sind uns dessen wohl bewußt — das habe ich schon einmal gesagt — daß es
Ihren Wünschen entspricht, ein plötzliches Indiehöhegehen der Provinzialsteueru zu vermeiden.
Meine Herren, auch im günstigstenFalle, auch beim günstigsten Friedensschluß,wissen wir, daß
das Steuersoll nicht in der bisherigen Höhe bleiben, sondern daß es zurückgehen wird. Wenn
es jetzt schon um so viel Millionen gefallen ist, bin ich sicher, daß es im nächsten Jahre vielleicht
nochmals um 6 Millionen sinken wird. Das bedeutet dann schon eine Verminderung der gewühn-
lichen Einnahmen um 810 000 Mark. Kommt dazu uoch eiu Defizit, wie ich es ebeu nannte,
von rund, sagen wir einmal, 600-, 700°, 800 000 Mark, dann sind wir mit dem ganzen Aus¬
gleichsfondsfertig; dann haben wir noch nicht einmal die Gelder, um die Kanalgebühren aus dem
Ausgleichsfondszu zahlen.

Meine Herren! Wir werden über das laufende Jahr wohl noch glücklichhinwegkommen.
Anders ist es mit der Finge, ob wir nicht 1917 und 1918 auf schwierigere Verhältnisse stoßen
werden. Daher ist der Provinzialausschuß der Auffassung: Wir sollen die Fonds in diesem Jahre
uicht angreifen, sondern dafür sorgen, daß sie nach Möglichkeiterhöht werden. Die finanzielle
Katastrophe für die Provinz, daß wir diese Fonds wieder in sich zerbröckeln sehen, möchten wir
doch so lange aufschieben, wie es irgend möglich ist.

Meine Herren! In früheren Jahren habe ich nnn noch Mitteilungen über besondere
Vorlagen gemacht,die wir im Hause eingebrachthaben. Das erübrigt sich in diesem Jahre. Wir
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haben jetzt, abgesehen von der Kriegsvorlage, größere Vorlagen nicht gemacht,konnten sie auch mit
gutem Gewissen aufschieben. Aber eins möchte ich doch noch mitteilen. Wir haben im vorigen
Jahre eine Vorlage betreffendMaßnahmen zur Veruüudcruug des weitere» Anwachsens der Zahl
der Abgeordnetenzum Pruvinziallandtag in Aussicht gestellt. Auch diese Vorlage haben wir nicht
macheu köuueu. Nach den Erfahrungen, die wir in den letzte» Jahren gemacht habeu, würde
die Vorlage nicht zu eiuer einstimmigeu Beschlußfassungführen. Es würden sich Unstimmig¬
keiten ergebe», die hier zum Anstrag gebracht würde», und ich glaube, die gegenwärtige Zeit
eignet sich doch nicht dafür, diese Sache jetzt hier zu verhandeln. Zweitens, meine Herren,
könnte der Antrag im Grunde doch nur dahin gehen, daß eine gesetzliche Regelung dieser
Verhältnisse in Berlin getroffen werden müßte. Ich glaube aber kaum, daß die Königliche
Staatsregieruug uutcr deu heutige« Verhältnisse« eine derartige Vorlage dem Landtage machen
würde, um so weniger, wenn kein einstimmigerBeschluß des Provinziallaudtags vorliegt. Drittens,
meine Herren, bedarf die Sache nach der Auffassung des Provinzialausschussesauch durchaus uicht
mehr der Eile. Meine Herren, die Zahl der Abgeordneten richtet sich ja in der Hauptsachenach
dem endgültigen Ergebnis der letzten Volkszählung. Nun hat im Jahre 1915 die regelmäßige
Volkszählung nicht stattgefunden und sie wird nach den von uus in Berlin eingezogenen Erkundi¬
gungen 1916 wohl auch nicht stattfinden. Die Neuwahl zum Pruviuziallaudtag würde 1918 vor-
zunehmen sein; also würden bei dieser Neuwahl andere Nevülkernngszahlennicht zugrunde gelegt
werden können, als sie schon im Jahre 1919 zugrunde gelegt worden sind. Eiue Erhöhung der Zahl
der Abgeordneten würde also überhaupt nicht eintreten. Darum kauu die Sache iu aller Ruhe
liegen bleiben, dadurch wird deu verschiedenen Interessen keinerleiAbbruch getau.

Ich möchte Ihnen also hiermit den Haushaltsplan znr Beurteilung überreichen.(Beifall.)
VorsitzenderSpiritns: Ich eröffne die Verhandluug und gebe das Wort dem Herrn

AbgeordnetenOehler.
Abgeordneter I)r. Oehler: Meine Herren! Ich darf zunächst der Zustimmung des hohen

Hauses sicher sein, wenn ich diese Gelegenheitbenutze, um dem Herrn Landeshauptmann, seinen Räten
u»d der gesamten Rheinischen Pruvinzialverwaltung unseren herzlichen Dank zu sagen für die hervor¬
ragendenLeistungenauf dem Gebiete der Kriegswohlfahrtspflege. (Beifall.) Die gesamte Einwohner¬
schaft unserer Provinz hat gewetteifcrt,nm nach Möglichkeitalle Schäden und Wunden, die aus dem
Kriege entstanden find, zu Heileu und zn lindern, und an diesem edlen Wetteifer hat sich unsre Provinzial-
verwaltnng in »ulstergültigerWeise beteiligt. Musterhaftes ist geschaffen worden auf dem Gebiet
der Fürsorge für die Kriegsbeschädigten;in hervorragenderWeise sind die Anstalten uuserer Provinz
in den Dienst dieser Kriegswuhlfahrtspflcgegestellt worden. Hervorragendes hat vor allen Dingen
auch die Landesbank geleistet. Dafür gebührt nlleu Beteiligten herzlicher Dank, nnd ich kann
nur wünschenund hoffen, daß es unserer Provinzialverwaltung vergönnt sein möge, auch noch
weiter auf diesem Gebiete fortzufahren und so Segensreiches und Mustergültiges zu leisten.
(Beifall.)

Meine Herren! Ich kommemm zum Haushaltsplane für das Jahr 1916. Er erscheint
in einem anderen Gewände, als wir ihn sonst zu seheu gewohnt waren. Das kriegerische Leben
hat anch auf die Leibesfülleunserer Feldgrauen verschieden eingewirkt. Ich habe manchen gesehen,
der dünn und schlank hinauszog, uud dem das Leben im Schützengraben recht gilt bekommen ist,
der rosig und wohlbeleibtin Urlaub zurückkehrte.Ich habe auch umgekehrtFeldgraue gesehen, die
mit einer überflüssigenLeibesfülle hinauszogen, und denen das Leben draußen auch fehr gut
bekommen ist, die dünn und schlank geworden sind. Der Haushaltsplan unserer Provinz gehört
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zur letzterenGattung; er erfreute sich früher einer ziemlichenWohlbeleibtheit nnd erscheint jetzt
dünn und schlank, tritt daher äußerlich als ein Kriegs-Hnnshaltsplnn auf.

Meine Herren! Wir können uns mit der Form, wie er diesmal vorgelegt worden ist,
wohl einverstandenerklären; aber ich möchte doch den Wunschaussprechen, daß wir in Friedens¬
zeiten den Haushaltsplan wieder in der Form vorgelegt bekommen, wie wir es gewöhntsind damit
der Provinziallandtag seiner Pflicht genügenkann, den Haushaltsplan so eingehend,gründlich und
sorgfältig auch in allen Einzelheitenzu prüfen, wie das bisher unsere Gepflogenheitwar.

Meine Herren! Wenn ich gesagt habe: äußerlich erscheint der Haushaltsplan als Kriegs-
Haushaltsplan, so kann ich das von seinem sachlichen Inhalt nicht sagen. Unter einem Kriegs-
Hllushaltsplan denke ich nur einen solchen,bei dem man sieht, daß die Ausgaben auf das
Notwendigsteeingeschränkt sind, daß nützliche, aber nicht nutwendigeAusgaben fortgelassen, daß
neue Ausgaben, soweit sie nicht unbedingt notwendig sind, vermieden sind, daß man darauf
verzichtethat, Rücklagen zu erweitern oder neue Rücklagen zu machen, daß man im Gegenteil
vielleicht genötigt gewesen ist, aus den Rücklagenetwas hemuszuuehmeu, also ein Haushaltsplan,
bei dem man sieht: es sind Schwierigkeitengewesen, Ausgaben und Einnahmen ins Gleichgewicht
zu bringen. Meine Herren, das kann man erfreulicherweise und glücklicherweisevon dem nns jetzt
vorgelegten Haushaltsplan nicht sagen. Wir finden, daß die notwendigen Ausgaben in aus¬
reichenderWeise vorgesehen sind; auch die nicht notwendigen,nur nützlichen Ausgaben, wie wir sie
ja seit Jahren in unserem Haushaltsplan aufgeführt finden, sind ausreichend vorgesehen. Wir
finden, daß auch neue Ausgaben, und zwar solche, die nicht notwendigsind, in den Haushaltsplan
aufgenommenworden find. Ich darf hier insbesondereauf Kapitel VI Abschnitt 2 der sogenannten
außerordentlichenAusgaben verweisen, wo die 200 000 Mark zur Meliorierung von Moor- und
Oedländereieneingestellt sind, und auf die neu eingestellten100 000 Mark zur außerordentlichen
Verstärkung des Fonds für den Gemeinde-und Kreiswegebau.

Die Rücklagen, meine Herren, sollen nach dem Haushaltsplan ergänzt uud erweitert
werden. Es sollen 528 000 Mark aus dem bekanntenV2V0 für den Baufonds weiter zurückgelegt
werden, und es sollen rund 188 000 Mark Ueberschüsseaus dem Jahre 1914 in den Ausgleichs,
fonds zurückgelegt werden.

Die Einnahmen aus Provinzialsteuern sind niedrig und vorsichtig eingesetzt. Meine
Herren, der Herr Landeshauptmann hat schon ausgeführt: Man kann den Haushaltsplan auch
von einem anderen Gesichtspunkteaus betrachten, als von demjenigen, von dem der Provinzial-
ausschuß ihn uns vorgelegt hat, nämlich mau kann die Frage aufwerfen, ob es nicht in den
heutigen Zeiten des Krieges doch angebrachtist, mehr der Sparsamkeit zu huldigen, als dies hier
im Haushaltsplan geschehen ist, ob es insbesonderenicht möglich wäre, die Steuer» zu ermäßigen.
Meine Herren, ich halte eine eingehende Prüfung dieser Frage doch für durchaus augebracht.

Man kann dem Herrn Landeshauptmann darin ohne weiteresbeitreten, daß etwas gefpart
weiden kann.

Meines Emchtens könnten die Provinzialsteuernformell jedenfalls um 1»/« gekürzt werden;
es könnten also den Kreisen über 1 Million Steuern erlassen werden. Man könnte einmal daran
denken, daß V«°/° Umlage welches seit 1907 zur Verminderung des Auleihebedarfs für regelmäßig
wiederkehrende Hochbautenbesonders erhoben wird, für dieses Jahr nicht zu erheben. Es ist ja
schon ausgeführt worden, daß dieser sogenannteBaufonds außerordentlichsegensreich gewirkt hat.
Es sind rund 3 800000 Mark zu den Baukosten der großen Anstalt in Bedburg verwandt worden.
Also wir haben dadurch die Aufnahme einer Anleihe in der Höhe dieses Betrages gespart. Dann
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sind aus diesemV2°/n 562 000 Mark Küsten für die Tanbstnmmenanstalt in Euskirchengedeckt
wurden. Es sind weiter gedeckt worden 193 000 Mark Kosten für kleinere Bauten, Erweiternngs-
banteu usw. Trotzdem können im laufenden Jahre bereits 194 000 Mark für den Baufonds
zurückgelegt werde», so daß zum ersten Male der Vaufonds überhaupt einen Betrag enthält nnd
wenn dieses V2°/n für 1916 weiter erhoben wird, dauu wird noch über V2 Million diesem Baufouds
zufließenkönueu, so daß er dann reichlich 700 000 Mark enthalten wird. — Das wäre die eine
Möglichkeit.

Die zweite Möglichkeitbestände darin, daß wir statt der 13V2°/° Provinzialsteueru im
Ordinarinm V2V« weniger erheben, nämlich nur 13°/°. Auch das, läßt sich ohne weiteres machen.
Dauu würdeu allerdings 528 000 Mark, — das ist der rechnerischeBetrag dieses V2°/° ^ jeden¬
falls dadurch herausgebracht werdeu müssen, daß die Ausgaben des Haushaltsplanes cutsprechend
vermindert oder die Einnahme!«entsprechend erhöht werden, oder daß durch beides zusammeudieses
Ergebnis gezeitigt wird.

Meine Herren! Was die Minderung der Ausgaben betrifft, so glaube ich, sie ist möglich.
Ich mache auf die 100 000 Mark aufmerksamdie in Kapital VI Nr. 2 zur weiteren Förderung
des Kreis- und Gemeindewegebancseingestelltworden find. Meine Herren, dafür ist die Begrün¬
dung gegeben,daß ein dahingehenderWunsch der III. Fachkommission vorliegt, nnd daß man auf
diese Weise etwaigeArbeitslose beschäftigen tonnte. Meine Herren, beide Gründe sind au sich gut.
Eiu Wunsch ist ja etwas sehr schönes; aber nicht alles, was wünschenswert ist, kann erfüllt werden,
nnd unter dem Titel, daß mau iu Zeiteu der Not Arbeitslose beschäftigenkönnte, kauu mau
schließlich jede, mehr oder weniger nützliche Ausgabe unterbringen. Unbedingt notwendig ist diese
Ausgabe nicht, und ich habe auch ein gewisses Bedenken, ob es richtig ist, gerade in den jetzigen
Zeiteu eine derartige Ausgabe iu den Haushaltsplan einzustellen.

Es könnte weiter noch iu der Weise geholfen werden, daß die Provinzialstenern rechnerisch
ihrer Summe nach etwas anders veranschlagt nnd iu den Haushaltsplan eingestellt werden, als es bisher
der Fall ist. Die Provinzialstenern für 1916 richten sich bekanntlich nach dem Soll vom 1. Januar
1916. Dies steht rechuerich nicht genan fest. Wir kennen nur das Soll vom 1. Oktober 1915.
Es belief sich damals auf 109 200 000 Mark. Nuu ist ja bekanut, daß im Laufe ciues Viertel¬
jahres Abgänge eintreten, uud daß das Stnatssteuersoll am 1. Januar 1916 kleiner sein wird als
das vom 1. Oktober 1915 war. Ob es aber gerade nötig ist, diese Differenz auf 3 600 000 Mark
zu bemessen, ist mir doch sehr zweifelhaft.

Nimmt man 1 Million Mark mehr als hier nach dem Berichte des Herru Landeshaupt¬
manns vorgesehen ist, nämlich 106 600000 Mark, so würden sich bei 13°/° auf diese eine Million
bereits 130 000 Mark ergeben. Nimmt man 2 Millionen mehr, so hat man schon 260 000 Mark.
Dann stehen weiter uoch die ruud 188 000 Mark zur Verfügung, die als Ueberschnßaus dem
Jahre 1914 jetzt in den Ausgleichsfonds gebracht werden sollen. Wenn man diese Summen zu¬
sammen rechnet, so ist es ohne weiteres möglich,dieses V2"/» Steuer von, Ordinarium zu streichen.
Daß der Ausgleichsfondsan sich mit seinem Betrage von 1638 000 Mark es vertragen kann,
daß ihm die 188 000 Mark aus dem Jahre 1914 nicht zufließeu, ist hier bereits ausgeführt worden.

Nun biu ich der Meinung, daß Sparsamkeit heute sehr erwünscht ist, und daß anch eine
Entlastung der Kreise und Gemeinden durchaus geboten ist. Die Provinz ist ja in der überaus
glücklichenLage, ganz bestimmtzu wissen, welche Steuern ihr zufallen, und auch zu wissen,daß sie
bei diesen Steuern keine Ausfälle hat. Sie hat nur verhältnismäßig »venig Steuerschuldner, das
sind ihre Kreise, und diese Steuerschuldner sind vollkommenzahlungsfähig, so daß die Provinz
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weiß, daß sie ohne weiteres auf den Gingang der Steuern von den Kreisen rechnen kann. Die
Kreise, die der Provinz gegenüber Steuerschuldner sind, können diese Beträge aber nur dadurch
aufbringen, daß sie ihrerseits Steuern erheben, und meine Herren, die Kreise als Steuergläubiger
sind uicht in der günstigenLage wie die Provinz. Alle Kreise uud auch alle Gemeinden wissen,
daß ein nicht gerade unwesentlicher Teil unserer Steuern weggefallenoder zurückgegangen ist. Ich
weise auf eiue ganze Reihe von indirekten Steuerabgaben hin, die jetzt während des Krieges natur¬
gemäß auch nicht annähernd das Ergebnis haben können, welches sie zu normalen Zeiten hatten,
und, meine Herreu, auch bei deu direkten Steuer» sind große Ausfälle, so daß die Gemeindenund
Kreise doch große Not und Mühe haben, diese Ausfälle zu decken. Ich sollte meinen; alle Kreise
und Gemeindenwürden dankbar sein, wenn sie auch iu bezug auf Proviuzialabgabeu entlastet werden
könnten, also einen Teil der Steuern uicht zu zahle» brauchten.

Meiue Herren! Dazu kommt aber noch ein weiteres Moment. Es ist auch eine gewisse
Verschiebung eingetreten, und zwar zugunsten des Provinzialverbandes uud zuungunsten der
Gemeinden, auf dem Gebiete der Kriegsunterstützuuguud des Laudarmcnwesens. Es ist Ihnen
bekannt, daß nach den Verwaltungsaüordimngen die Kriegsunterstützuugeuau Angehörige unserer
Krieger nicht als armcnrechtliche Leistungenangesehen werden dürfen, sondern daß sie als soziale
Kriegsunterstützuugeuzu betrachte» sind. Meine Herren, das macht sich bei den vielen Pfleglingen
in den Proviuzialllnstalten geltend, die Angehörigehaben, die zu deu Waffe» berufe» worden sind.
Soweit diese bisher landarmenrechtlichzu behandeln waren, hat dieser Gesichtspunktaufgehört,
sobald Kriegsunterstützuugeniu Frage kommen. Daher kann jetzt der Provinzialverband für die¬
jenige» Pfleglinge i» seinen Anstalten, die Angehörigedraußen im Felde haben, von den Lieferungs¬
verbänden Ersatz in Form der Kriegsnnterstütznngenverlange». Dadurch ist der Laudarmeuverbaud
sehr wesentlich entlastet. Ich kann heute nicht schätzen, auch uicht einmal annähernd angeben, wie
hoch diese Entlastung des Landarmeiwcrbandesist. Mir ist aber von den Beamten, die mit dieser
Sache bei mir zu tuu haben, gesagt worden, daß eine sehr stattliche Entlastung dabei herauskommen
wird und andererseits eine Belastung der Gemeinden. Es würde nur sogar erwünscht sein, daß die
Frage näher geprüft wird, ob es nicht vielleicht möglich ist, die 100000 Mark, die zur Förderung
des Kreis- uud Gemeiudewegebauesiu deu Entwurf des Haushaltsplanes eingestelltworden sind,
in anderer Form zugunsteu der Gemeiudeu zu verwenden, nämlich um Härten zu mildern und
auszugleichen,die durch diese Anwendung der Kriegsunterstützuugsvorschriftenauf die Augehörigen
von Pflegeanstalten der Provinz eintreten.

Meine Herren! Ich bin nun weit davon entfernt, hier vorzuschlage», daß wir das volle
1 °/o, also sowohldas V2 V« Rücklage für den Baufonds als auch V2 °/° vom Ordinarium, streiche«
solleu. Aber das scheint mir doch notwendig, daß geprüft wird, ob nicht wenigstens eins von
beiden wegfallenkönnte. Ich möchte mich persönlich dafür aussprechen,dieses V2 °/o für den Bau¬
fonds stehen zu lassen, dagegen das Ordinarium nicht mit 13V« sondern mit 13°/o Provinzial-
steuern festzusetzen.

Dafür, daß das V2 °/° für den Baufonds stehen bleibt, sprechen doch mehrere Gründe.
Wir haben gesehen, meine Herren, daß dieser Baufonds sich als außerordentlichsegensreich bewährt
hat, und es erscheint durchaus erwünscht, daß wir, solange es irgendwie möglich ist, auch weiter
fortfahren, diesen Baufonds zu fpeifen. Es könnte fraglich sein, ob damals, 1907, als wir diesen
Baufonds beschlossen haben, wir daran gedacht haben, daß man auch in Kriegszeiten derartige
Nücklagefondsbilden soll. Immerhin, meine Herren, erscheint es mir doch richtig, mit Rücksicht
auf die verschiedenen Umstände, die auch der Herr Landeshauptmann vorgetragen hat, insbesondere
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die Entwickelungder nächsten Jahre, der Jahre 191? und 1918, dieses V? "/« für den Baufonds
auch 1916 stehen zu lassen. Sollten dann 1917, 1918 Schwierigkeitenentstehen, dann würde ja
die weitere Frage zu prüfe» sei», ob es bei noch schwierigeren Zeiten angebracht ist, dieses V2 V«
noch weiter zu erhebe» oder die Summe sonst zur Auffüllung des Hanshaltsplans zu verwende«.
Ich glaube, daß die Provinz auf dem Gebiet der Sparsamkeit mit gutem Beispiel vorangehe»soll.
Ich sehe auch nicht zn schwarz in die Zukunft. Es ist ja gesagt worden: wir täten gut, dafür zu
sorge», daß die Stenerprozente möglichst gleichmäßig bleibe». Meine Herre», das ist durchaus
erwünscht;aber es ist ebenso erwünscht, daß in schwierigen Zeiten die Kreise und Gemeinden ent¬
lastet werden.

Wenn »un Reserven für die nächste Zeit notwendig sind, so würden diese auf drei
Gebiete» zu sucheu sciu. Wcun wir jetzt beschließenwürden, statt 13 V2 nur 13"/° Steuer zu
erheben, da»» können wir im nächsten Jahre ja wieder zu 13V2"/« zurückkehre». Das ist meines
Erachtens dann nicht schlimm. Es ist auch keine allz»große Ungleichmäßigkeit. Wir habe» dann
weiter noch die Reserve des V2 "/„ für den Baufonds, das uns zur Verfügung steht, uud drittens
haben wir den Ausgleichfunds,der ja eine ziemlich große Summe enthält.

Es wird sich darum handeln, wie die Sache nun geschäftsordmmgsmäßigzu erledige»ist.
Meine Herre», im vorigen Jahre ist der gesamte Haushaltsplan sofort im ganzen angenommen
worden. Meines Erachtens könnte auch iu diesem Jahre die Annahme des Haushaltsplanes im
ganzen erfolgen, allerdings nicht heute, soudern wohl erst in der morgige» Sitzung. Es würde
dann die Aufgabe der I. Fachkommission sein, sich mit dem Haushaltsplan näher zu beschäftigen,
und es würden vielleicht auch die anderen Fachkommissionen den Wunsch habe», sich mit der Frage
zu beschäftigen, ob eine Annahme ihrer Haushaltspläne im ganze» zulässig und zweckmäßigerscheint.
Mir scheint kein Bedenken dagegen zu sprechen. Meine Herre», selbst wenn meinem Vorschlage
stattgegeben werden sollte, daß wir die Steuer etwas ermäßige«, würden sich an den gesamten
Haushaltsplänen und dem Haupt-Haushaltsplan nur einige wenige Zahlen ändern. Es würde
dann trotzdemmöglichsein, den Haushaltsplan im ganzen anzuuehmen.

Meine Herren, ich empfehleeine eingehende Prüfung der Haushaltspläne in den einzelne»
Kommissionen. (Beifall.)

VorfitzenderSpiritus: Das Wort hat der Herr Landeshauptmaun.
Landeshauptmanu Dr. vo» Renvers: Ich möchte zunächst auf eine der letzten Bemer¬

kungen des verehrten Herrn Vorredners eingehen. Der Herr Oberbürgermeisterführte aus, die
Verhältnisse auf dem Landarmengebiet hätten sich verschoben. Die Landarmenverwaltung werde
auf Grund der neueren Ministerialerlasse größere Ersparnisse haben. Das hängt folgendermaßen
zusammen: ich nehme einmal an, die Frau eines Arbeiters war vor dem Kriege in der Irrenanstalt
zu Merzig, uud wir trugen die Kosten. Wenn nun der Mann zur Fahne eingezogenwird, follen
diese Leistungen nicht mehr aus dem Landarmenfonos, sondern vom Liefernngsverbandeerfolgen.
Die Erlasse besagen,daß derjenige, der im Felde steht, keine Unterstützungaus Armenmittel» be¬
kommensoll, sondern die Traguug dieser Kosten soll als eine Art Ehrenschuldhingestellt weiden.
So liegt nun die Sache. Im Grunde genommen,verstehe ich die genannte» Mimsterialerlasse»icht.
Wenn jemand 10 Iah« seine Frau oder seine Kinder auf Koste» des Laudarmenverbandesin der
Irrenanstalt gehabt hat, »nd er wird jetzt eingezogen,so sehe ich nicht ein, worin denn eigentlich
die Aenderung besteht. (Sehr richtig!) War es früher nicht schimpflich,die Fürsorge des Land-
armenverbandes in Anspruchzu nehmen, so ist es m. E. doch auch jetzt nicht schimpflich. (Sehr
richtig.) Der innere Gruud für die Anordnung ist mir nicht klar. Aber die Anordnung ist ein-
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mal da, wir müssen sie berücksichtigen.Wir haben uns mit den anderen Provinzen in Verbindung
gesetzt; diese sagen: wir können davon nicht abgehen, es ist uus ganz recht, wenn unsere Funds
etwas gestärktwerden. Wir sind in einer etwas anderen Lage. Dem hat der Provinzialnusschuh
aber auch schon in einer der letzten Sitzungen Rechnunggetragen. Wir haben schon beschlossen,nicht
1,80 Mark, welchen Betrag wir für solche Falle zn erheben hätten, sondern nnr 1,50 Mark, also
den alten Satz zu erheben. Wir haben also auch diese nach meinem Gefühl nicht ganz richtigen
Berliner Erlasse in etwa gemildert.

Meine Herreu! Dann darf ich noch kurz auf folgendeseingehen. Der Herr Oberbürger¬
meister sagte: der Haushaltsplan ist an einigen Stellen mit einem gewissen Luxus aufgestellt.
(Widerspruchdes AbgeordnetenDr. Oehler.) Er führte drei Fonds an, die eigentlich nicht so ganz
nötig wären. Es waren einmal die 200 000 Mark des sogenanntenMoorfonds. Diesen haben
wir aber absichtlich wieder in den Haushaltsplan eingestellt,weil ja jetzt in allen Kreisen, in allen
Gemeinden versuchtwird, zu meliorieren, Getreide nnd Kartoffeln zu produzieren, und diese dazu
Unterstützungverlangen. Der Staat gibt solche, und wir müssen sie auch geben.

Ferner ist der Westfonds seitens der Königlichen Staatsrcgieruug für das kommende Jahr
gekürzt worden. Wir find in dieser Beziehung also etwas schwächer gestellt, und wir fuchen daher
in diesem Maorfonds auch ein gewissen Ausgleichfür den landwirtschaftlichenFonds.

Der zweite Fonds, der nicht ganz unbedingt nötig sei, sollen dann die 100 000 Mark
sein, die wir für den Wegebau mehr eingestellthaben. Meine Herren, in dieser Hinsichtmöchte
ich auf eins hinweifen. Was zahlt die Provinz den eigentlich jetzt für die Wegeunterhnltung,wenn
mau das einmal ernstlichbetrachtet? Wir haben einen Fonds, in den wir 250000 Mark zahlen
-- das ist der große Fonds — und einen kleineren Fonds, den sogenannten Flickfonds,in den wir
100 000 Mark zahlen. Das waren die Beträge, die wir bisher, bis vor fünf, sechs Jahren über¬
haupt regelmäßig zahlten. Dann kam die neue Dotation, durch die dem Wegebaufonds noch
300 000 Mark zuflössen, so daß wir jetzt alle Jahre 600 und so und so viel tausend Mark für
diesen Zweck aufwenden. Diese Summe entspricht etwa einem Drittel der Anmeldungen. Dem
ganzen großen Haushaltsplan gegenüber haben wir also doch für Wegeunterhaltung wenig ausge¬
worfen, und daher, glaube ich, kann man es nur dankbar begrüßen, wenn die Gemeindenjetzt mit
den Wegebauten etwas regsamer vorgehenund dafür eine höhere Unterstützungwünschen.

Im letzten Jahre und in diesem Jahre find die Kommunal-Wegenatürlich fehr vernach-
lässigt worden. Das liegt ja auf der Hand. Wer kann denn jetzt die Wege bauen! Darum
wird diese Tätigkeit in den kommenden Jahren natürlich eine viel größere werden, so daß es auch
uns sehr lieb wäre, wenn wir hierfür mehr Mittel hätten. Der Fonds ist alfo doch keine Luxus¬
ausgabe.

Der dritte Fonds war der Baufonds. Darin kann ich dem Herrn OberbürgermeisterDr.
Oehler nur Recht geben: unbedingt nötig haben wir den Baufonds in diefem Jahre ja nicht.
Wir haben kein großes Bauprojekt vorliegen. Das ist richtig. Wir haben für diesen Fonds
194 000 Mark eingestellt. Das ist auch richtig. Wir könnten also, wenn im nächsten Jahre ein
eiliger Bau auszuführen wäre, wenn, wie ich einmal annehmenwill, ein Brand oder sonst irgend
etwas vorkäme,mit diesen 194 000 Mark eintreten. Für dieses Jahr und für das folgende Jahr
haben wir den Baufonds alfo nicht nötig. Wenn wir daher die Provinzialumlage um V2V0
heruntersetzenwollen, dann machen wir es am besten in der Weise, daß wir den Baufonds für
dieses Jahr nicht genehmigen,und lassen die anderen Fonds, vor allem den Ausgleichsfonds, der
nns ja sehr viel wichtiger ist, unberührt. Ich glaube, das wäre die einfachste Lösung, wenn Sie

4»
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sich zu einer Heruntersetzungentschließen würden. Es wäre eine glatte Sache. Wir streichen das
V2°/n, es macht gerade soviel aus, wie der Baufonds beträgt, und die Sache ist fertig. Der
Ausgleichsfoudsmit allem, was drum uud dran hängt, bleibt uus dabei intakt. Damit können
wir in den nächsten Jahren wirtschaften. Ich bitte, diese Seite der Sache auch einmal zu erwägeu.

VorsitzenderSpiritus: Das Wort hat Herr Abgeordnetervon Miquel.
Abgeordnetervon Miquel: Meine Herren! Die Ausführungen des Herrn Oberbürger¬

meisters Dr. Oehler geben mir Veranlassung, doch mit wenigen Worten zum Haushaltsplan zu
sprechen und speziell zu seinen Vorschlägen,auf irgend eine Weise den Stcuerzuschlagzu ermäßigen.

Meine Herren! Der Herr Oberbürgermeister Nr. Oehler hat mehrfache Vorschläge
gemacht uud deren Durchführung als möglich hingestellt. Er sprach einmal davon, daß mau
eveutuell ein ganzes Prozent heruntergehensolle. Dann sprach er davon, daß man sich anch mit
einem V2V0 begnügen könne, uud schließlich machte er verschiedene Vorschläge, an welcher Stelle
dieses V2 Vo herausgespart werden könne. Meine Herren, zum Schluß habe ich seinen Ausführungen
entnehmen zu können geglaubt, daß er sich mit einer VvVoigenErmäßigung begnügen würde, und
daß er sie bei dem allgemeinen Haushaltsplan dadurch erreichen will, daß er in erster Linie
Ausgaben und namentlich außerordentlicheAusgaben heruutersetzeuuud sodanu eiuige Einnahme»
höher ansetzen möchte. Meine Herreu, er hat dabei ausgeführt, daß die außerordentliche»Ausgabe»
unnötige Dinge betrafen. Der Herr Landeshanptnian» hat »un inzwischen schon gesagt, daß diese
Ausgaben doch nicht als unnötig anzusehen sind. Es handelt sich hauptsächlichum zwei Posten,
einmal um die 200 000 Mark zur Aufwendung für Meliorationen. Da, meine ich, meine Herren,
die Erfahrungen, die wir in diesem Kriege gemachthaben, müßten u»s doch wirklich zeigen, daß
wir landwirtschaftliche Meliorationen mit allen uud jeden Mitteln nnterstützensollten. (Sehr richtig
und Beifall.)

Meine Herren! Der zweite Posten ist der Betrag von 100 000 Mark zur größeren
Unterstützungdes Gemeiude- uud Kreiswegebaues. Das ist eine Angelegenheit,die den Landtag,
und im besonderendie III. Fachkommission,schon mehrere Jahre hintereinander beschäftigthat.
Bei der letztjährigenTagnng hat die III, Fachkommissioneinstimmig den Wunsch geäußert, eiue
Verstärkung dieser an sich, wie der Herr Landeshauptmann ja schon ausgeführt hat, recht geriugeu
Mittel herbeizuführen,(Hört, hört!) Die Sache ist im vorige» Jahre nicht weiter zur Verhandlung
gekommen,weil der Herr Landeshauptmann namens des Provinzialausschusseserklärte, daß er
dieser Angelegenheit wohlwollend gegenüberstünde, daß er eine Prüfung veranlafsen würde, um
zu sehen, in welcher Weise Abhilfe geschaffen werden kann. Meine Herren, wenn man die Land¬
wirtschaftheben will — und die Zustimmuug, die Sie vorhin meinen Ausführungen haben zuteil
werdeu lafsen, gibt mir die Ueberzeugung,daß auch Sie von der Notwendigkeit,die Landwirtschaft
zu heben, durchdrungensind — dann muß mau iu erster Linie bei der Verbesserungdes Wege¬
wesens einsetzen. (Sehr richtig.) Meine Herren, wenn ich im Zentrum des Verkehrs, iu einer
großen Stadt bin, so ist es ja ganz klar, daß ich im Laufe der Zeit nicht mehr fühle, wie
notwendig eigentlich die feine» Ader» des Verkehrs find. (Sehr wahr!) Der Verkehr entwickelt
sich zunächst bei den größten Orten. Von dort aus gehen die Wege wie Fühler ins Land hinein;
sie verästelnsich dann weiter und weiter, und das alles führt dann schließlichdazu, dieses Zentrum
zu belebenund zu heben. Meine Herren, man vergißt dann als de^wn posLiäLu» sehr schnell,
wie man sich nach diesen Verbindungen gesehnthat. Die kleinen Orte, die jahrelang durch ihre
bescheidene Steuerkraft — sie empfindenaber ihre Steuerbelastung natürlich ebenso wie große —
dazu beigetragenhaben, dieses Wegenetz,zunächst bei den größeren Orten anfangend, auszubauen,
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fühlen den Mangel an einer guten Verkehrsverbindungnnd hegen naturgemäß den Wunsch, daß
die Verästelung nun weiter geht, und daß auch sie au diesen allgemeinenVerkehrsverbesserungen
teilhaben. (Beifall).

Meine Herren! Das ist der Grund, weshalb so hänfig der Wunsch ausgesprochen »norden
ist, daß der Landtag für diesen Zweck etwas mehr Mittel bewilligen möge. Der Herr Landes¬
hauptmann hat bereits gesagt, wie unverhältnismäßig wenig aus Steuern herrührende Mittel der
Landtag bisher für diesen Zweck aufgewendethat.

Wenn Sie weiter gehört haben, daß seit Jahren die Anträge auf Bewilligung von
Mitteln aus diesem Fonds den dreifachen Betrag der Summe ausmachten, die bewilligt werden
konnte, so werden Sie sich selber sagen, daß hierdurch eine Verzögerung des Ausbaues der Ge¬
meinde- und Kreiswege eingetretenist, die wirklich nicht zum Vorteil der Gesamtprovinzausschlägt.
Meine Herren, VerkehrswegeschaffenwirtschaftlicheHebung, und wirtschaftliche Hebnng schafft
Steuern. (Beifall.) Ich meine, wenn wir diese Angelegenheit von diesem Gesichtspunktaus
betrachten, so muß man sagen: es handelt sich hier nicht nur um keine unnötige, sondern vielmehr
um eine durchaus nützliche Ausgabe. (Beifall.)

Meine Herren! In der Vorlage des Provinzialausschnffes steht ja nun auch, daß es
wünschenswertwäre, diesen Fonds deshalb zu erhöhen, um nach Beendigung des Kriegs Arbeits¬
gelegenheit zu schaffen. Zurzeit, wo wir nicht Arbeiterttberfluß, sondern Arbeitermangel haben,
kommt einem ja solch ein Gedanke sonderbar vor. Es dürfte aber doch wohl keiuem Zweifel
unterliegen, daß, wenn der Krieg beendet ist und damit all die großen Aufgaben, die für die
Kriegsrüstung jetzt zu bewältigen sind, in Fortfall kommen, oder zum mindesten sehr stark einge¬
schränkt werden müssen,wir dann einen großen Ueberflnßan Arbeitskräften haben werden, und es
ist auch aus diesem Grunde dringend erwünscht,diese große Arbeitsgelegenheitzu schaffen.

Meine Herren! Ich möchte daher doch zu dem Schlüsse kommen, daß an diesen Ausgaben
nicht gut gespart weiden kann. Ich bin aber auch der Ansicht, daß es aus allgemeinenetats¬
mäßigen Gründen außerordentlichbedenklich ist, an dem Vorschlage,bei der bisherigenSteuerqnote
zu verbleiben,etwas zu ändern. (Sehr richtig!)

Meine Herren! Die Aussichten nach Beendigung des Krieges zu beurteilen, ist außer¬
ordentlichschwer. Dazu müßte man ein Hellsehersein und zum mindestenübersehen können, wie
denn die Friedeusbedingungensein werden (Sehr richtig!), ob wir die vielen Milliarden, die wir
ausgegebenhaben, vom Feinde ersetzt bekommen werden. Meine Herren, das kann heute niemand.
Deshalb stimme ich dem Herrn Landeshauptmann vollkommen darin bei, daß man, wenn man ein
vorsichtiger Hausvater ist, damit rechnen muß, daß das Steuersoll heruntergeht, und daß man ferner
damit rechnenmuß, daß gerade jetzt noch unübersehbareAllsgaben kommen.

Meine Herren! Wie weit nns steuerlich die Kriegsbeschädigtenvorlage,wie weit uns die
Vorlage, betreffenddie Unterstützungder Kriegsteilnehmerund deren Familien belasten wird, läßt
sich jetzt wirklich auch noch nicht im entferntestenübersehen. Ich möchte Sie daran erinnern, in
welch umfangreicher Weise die Provinz durch das Fürsorgeerziehungsgesetzbelastet worden ist.
Meine Herren, das hat damals, als das Gesetz geschaffen wurde, auch kein Mensch geahnt, daß
s° diele Millionen für die Durchführung des Gesetzes notwendigwerden.

Ich halte es also für durchaus notwendig, außerordentlichvorsichtigzn rechnen, und ich
sehe in der Erleichterung, die den einzelnen Städten und Kreisen geschaffen wird, wenn wir die
Provinzialumlage jetzt um V2 °/° heruntersetzen,keinen so großen Vorteil. Ich fürchte, daß man
sehr bald wieder zu einer Heraufsetzungder Steuerquote wird kommen müssen,und es ist bekannt-
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lich sehr viel unangenehmer, wenn man erst heruntergegangenist, dann nachher wieder herauf¬
zugehen. (Sehr richtig!) Ich finde das Prinzip, das die Pruvinzialverwaltung aufgestellthat,
mit alleu Mitteln danach zu streben, eine möglichstdauernde und konstante steuerliche Belastung
herbeizuführen,durchaus richtig.

Aus diesen Gründen, meine Herren, möchte ich Sie bitten, doch den Gedanken einer
vorübergehendenkleinen Steuerermäßigung außer Betracht zu lassen uud lieber die Grundsätzeeines
vorsichtigen, sparsamen Hausvaters zu verfolgen, aber nicht iu dein Sinne sparsamen, daß man
notwendigeAusgaben bei Seite stellt. (Lebhafter Beifall,)

VorsitzenderSpiritus: Das Wort hat der Herr AbgeordneteWallraf.
Abgeordneter Wallraf: Meine Herren! Die Mitglieder des Provinzialausschusses

befleißigensich seit jeher einer Zurückhaltungin der Beteiligung bei den Kommissionen,auch einer
besonderenZurückhaltungbei allgemeinenDebatten über Vorlagen des Provinzialausschussesselbst.
Von diesem guten Brauch möchte ich nicht abgehen im vollen Vertrauen zu der stets bewahrten
Intelligenz der I. Fachkommission.Aber einen Punkt muß ich hier doch unterstreichen und daraus
auch meine Schlußfolgerung ziehen.

Ich weiß nicht, ob dem hohen Hause und allen seinen Mitgliedern genau bekanntgeworden
ist, wie außerordentlichsich in der Armenpflegedie Lasten verschoben haben, Um nur einen Prak¬
tischen Fall zu nennen: Wenn die Mutter oder die Frau eines jetzigen Kriegsteilnehmers in der
Irrenanstalt war und auf Kosten der Provinz verpflegt wurde, so hat der Umstand, daß der An¬
gehörigeKriegsteilnehmer ist, eine Ueberwälzung dieser Last von der Provinz auf den einzelnen
Liefernngsverbllnd zur Folge, Das mag sehr schön gedacht sein; aber, meine Hrrren, für den
einzelnenKommunalverband,namentlich für einen kleineu Verband kann das unter Umständen eine
sehr fühlbare Last werden. Deshalb meine ich, man vereinigt das Gute des Gedankens, daß nicht
eine Verpflichtung aus dem Armenrecht eintreten soll, andererseits mit dem Gedanken, daß die
Kommunlllverbändeselbst, namentlichdie kleinen und leistungsunfahigenVerbände, dadurch nicht zu
Schaden kommen sollen. Ich möchte daher anregen, daß diejenigen Ersparnisse, die die Provinz
durch die gedachte Verschiebungder Armenlasten macht, zu einem Unterstützungsfondsfür solche
Gemeindeverbändeverwendetwerden, die dnrch diese Verschiebung belastet werden. Meine Herren,
gerade aus den mir bekanntenVerhältnissen des kleinen Landes kann ich sagen: es wirkt für den
Haushaltsplan eines kleinen Verbandes unter Umständen fast katastrophal, wenn zwei oder drei
Irre auf einmal auf einem solchen Haushaltsplau gebuchtwerden müssen. Deshalb, meine ich, ist
es nicht mehr als recht und billig, daß die Provinz das, was sie erspart, mit freigiebiger Hand
den Kommunlllverbändenzurückerstattet. (Sehr richtig!)

VorsitzenderSpiritus: Ich gebe das Wort dem Herrn AbgeordnetenOehler.
Abgeordneter Dr. Oehler: Meine Herren! Nur ein kurzes Wort. Bei einer allge»

meinen Besprechung des Haushaltsplans ist es nicht üblich, bestimmteAnträge zu stellen. Ich
habe daher auch keinerleiAnträge gestellt, in welcher Weise der Haushaltsplan geändert werden
soll, und habe nur die Möglichkeitenangeführt, wie man ihn ändern kann. Ich halte es für
zweckmäßig und richtig, Anträge erst in den Fachkommissionenzu stellen, insbesondere in der
I. Fachkommission, wo man dann eingehend das Für und Wider erwägen und Stellung zu den
einzelnenVorschlägennehmen kann.

Der Herr Landeshauptmann hat gemeint, ich hätte von Luxusausgaben der Provinzial-
verwaltung gesprochen. Ich bitte um Entschuldigung; diesen Ausdruck habe ich nicht gebraucht.
Ich würde es gar nicht wagen, einer solchen Verwaltung gegenüber, zu der ich unbegrenztesVer-
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trauen habe, auszusprechen,daß sie Luxusausgaben eingestellt habe. Ich habe aber zwischen not¬
wendigenund wünschenswerten Ausgaben unterschieden und habe ausgeführt, daß einige Ausgaben
wohl erwünscht, aber nicht notwendig sind. Ich habe insbesonderedarauf hingewiesen, daß die
100 000 Mark mehr für den Gemeinde- und Kreiswegebaunicht unbedingt notwendig sind, wenn
sie auch von der III. Fachkommission gewünscht worden sind' ich habe gesagt, daß man in solchen
Zeiten wie den jetzige», nicht alles ausführen kaun, was man wünscht, daß man sich Beschränkungen
auferlegen muß, und meine Herren, ich glaube, die Ausführungen des Herrn Dr. von Miquel
bestätigen die Richtigkeit meiner Stellungnahme durchaus. Er hat ausgeführt, man wisse nicht,
vor welchen unvorhergesehenen Ausgaben man in der Zukunft stände. Meine Herren, wenn man
das nicht weih, hält man doch auch mit den Ausgaben zurück, die jetzt nicht unbedingt notig,
sondern die nur wünschenswertsind; dann spart man eben, denn sparen kann man nur dadurch
am besten, daß man solche Ausgaben aufschiebt.

VorsitzenderSpiritus: Das Wort hat Herr AbgeordneterPiecq.
Abgeordneter Piecq: Meine Herren! Ich kann auch nicht einsehen, wie den Kreisen

damit geholfen wäre, wenn ein Steuernachlaß von V-"/« eintreten würde. (Sehr richtig!) Ich
wüßte auch nicht, was wir verlieren, wenn wir die bisherigenSteuern weiter erheben. Denn wenn
die Provinz gut fundiert ist, dann ist das ein Spartopf für sämtliche Kreise, die die Provinz
bilden. (Sehr richtig!) Wenn man aber kürzen wollte — ich bin entschieden dagegen — dann
ist glücklicherweiseunsere Provinz so gut gestellt,daß wir ruhig 2—3 °/° streichen könnten. (Heiter¬
keit.) In einer so glücklichen finanziellen Lage befinden wir uns, und wenn wir den Kriegs.
Haushaltsplan aufstellen wollten, von dem der Herr Landeshauptmann sprach, dann tonnten wir
die Steuer noch um ein paar Prozent weiter heruntersetzen. (Heiterkeit.AbgeordneterWallraf: Wir
kriegen noch etwas heraus?)

Aber, meine Herren, auch das möchte ich zum Schlüssenoch unterstreichen:Auch unsere
Kreise sind gar nicht in der üblen Lage, mit der Provinz um V2 °/° herumhandeln und feilschen
zu müssen. (Heiterkeit,) Die Kreise der Rheinprovinz befinden sich trotz der anderthalb Jahre
Krieg so wohl, daß wir gar nicht nötig haben darüber hier weiter zu reden, (Beifall,)

VorsitzenderSpiritus: Ich erteile das Wort dem Herrn AbgeordnetenVeltman.
Abgeordneter Veltman: Der Herr OberbürgermeisterOehler hat angeregt, daß wie

im vorigen Jahre der Haushaltsplan möglichst im ganzen angenommen werden möge. Das ist
eine Frage, die auch die übrigen Kommissionenund sicherlich auch alle Mitglieder des hohen
Hauses interessiert. Auch die I. Fachtommissionhat sich bei ihrer Konstituierungmit dieser Frage
beschäftigt,und wir sind uns dahin schlüssig geworden,daß wir nach Möglichkeitanstreben wollen,
Ihnen wieder den Vorschlag zu machen, den Haushaltsplan im ganzen anzunehmen. Es wird
sich ja nicht umgehen lassen, daß wir die wichtigen Fragen, die heute hier schon besprochen worden
sind, eine Ermäßigung der Umlage und die Stellungnahme dazu, wie diese zu ermöglichen ist,
auch in der I. Fachkommission besprechen. Ich hoffe aber, daß es gelingen wird, m der Beratung
der l. Fachkommission,die sofort nach der heutigen Tagung des Plenums stattfinden wird, zu
einem einhelligenBeschluß in dieser Beziehung zu kommen, und glaube, daß es möglichsein wird,
bereits morgen die Beratung des Haushaltsplans auf die Tagesordnungzu setzen. Jedenfalls wird es
sich ja ermöglichen lassen, von einer Einzelberatungder Neben-HaushaltsplaneAbstand zn nehmen.

Ich glaubte das sagen zu sollen, damit die Herren der übrigen Fachkommissionen sich darnach
einrichtenkönnen, so daß wir dann morgen hoffentlich trotz dieser Schwierigkeitenden Haushaltsplan
werden erledigen können (Beifall.)
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Vorsitzender Spiritus: Das Wort wird nicht weiter gewünscht. Ich schließe die Ver¬
handlung.

Ich frage den Berichterstatter, den Herrn Landeshauptmann, ob er noch das Wort wünscht.
Der Herr Berichterstatter wünschtdas Wort nicht.
Meine Herren! Die Sachlage ist demnach die, daß die Nr. 5 der Tagesordnung, der

Bericht des Provinzialausschusses,betreffend den Vermögensstanddes Rheinischen Provinzialverbandes,
durch Kenntnisnahme für erledigt zu erklären sein wird, und daß die Nummern 3 und 4 der
Tagesordnung, betreffendHaushaltspläne für 1916, den Fachkommissionen überwiesenwerden.

Hiergegen erhebt sich kein Widerspruch.
Meine Herren! Wir haben dann noch über die Behandlung der anderen Vorlagen

zu befinden.
Da ist zunächst die bei Eingang der Sitzung von mir erwähnte Petition des Landesbau-

sekretars Strauch um Erhöhung seiner Pension. Diese würde der I. Fachkommissionzu über¬
weisen sein.

Auch hiergegenerfolgt kein Widerspruch.
Dann verbleiben die übrigen Vorlagen, die in dem in Ihren Händen befindlichen Ver¬

zeichnis der Vorlagen für den 56. Rheinischen Provinziallandtag, DrucksacheNr. 20, aufgeführtfind.
Ich brauche Ihnen wohl nicht jede einzelne Vorlage aus der Drucksache hier vorzulesen,

sondern darf annehmen, daß diese Vorlagen, soweit darüber noch nicht entschieden ist, an die
betreffendenKommissionenverwiesen werden, die in der Drucksache vorgeschlagen sind.

Auch hiergegen erhebt sich ein Widerspruchnicht. Ich stelle fest, daß Sie diese Vorlagen
an die betreffendenKommissionenverwiesen haben.

Es bleibt dann nur übrig, zu befinden, wann morgen die Sitzung stattfinden soll.
(Zurufe: 12 Uhr!) Wie schon ausgeführt, ist es wünschenswert,daß morgen vormittag noch eine
gewisse Zeit für die weiteren Beratungen in den Fachkommissionenfrei bleibt. Andererseits wird
aber für die morgige Sitzung ein reiches Material vorliegen; wir dürfen also auch nicht zu spät
anfangen, vielleichtum V2I2 Uhr. (Zuruf: 12 Uhr!) - Zuruf: V2I2 Uhr geht!) Es scheint
gewünscht zu werden, daß wir um V2I2 anfangen. Ich setze also dann den Beginn der morgigen
Sitzung auf II V2 Uhr fest und schließe die Sitzung.

(Schluß 12 Uhr 4b Minuten.)

Dritte Sitzung
im Ständehaus zu Düsseldorf,Dienstag, den 1. Februar 1916.

(Beginn 12 Uhr 04 Minuten.)

1. Eingänge.

2. Antrag der II a Fachkommission zum Bericht und Autrag des Provinzialausschusses,betreffend
den Fortgang in der Errichtung einer weiteren Provinzial'Fürsorgeerziehungsanstalt für schul¬
entlassenemännlicheZöglinge katholischen Bekenntnisses, verbunden mit einer Zwischeuanstalt.
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um3. Antrag der II» Fachkommissionzur Petition des Kreisausschussesdes Kreises Cochem
Aenderung der Satzungen der Ruhegehaltskasseder Städte und Kreise wegen Anrechnungim
privatrechtlichenVerhältnis geleisteter Dienstzeiten.

4. Antrag der II d Fachkommissionzum Bericht des Provinzialausschussesüber die im Jahre
1915 erfolgten Bewilligungen von Beihilfen für Armenzwecke gemäß ß 5 Absatz 3 des
Gesetzes vom 2. Juni 1902, betreffend die Ueberweisungweiterer Dotationsrenten an die
Provinzialverbiinoe.

5. Antrag der Ild Fachkommission zum Bericht uud Antrag des Provinzialausschussesüber die
Ausführung des Beschlusses des 55. Rheinischen Provinziallandtags, betreffend die Uebernahme
der Fürsorge für Kriegsbeschädigte durch Besserungihrer Erwerbsfähigkeitauf den Provinzial-
verband.

6. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
den Ablauf der Dienstzeit des Landesrats Dr. Gustav Schauseil.

7. Antrag der I. Fachkommissionzum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
den Austritt des Landesrats Dr. Schmittmann ans dem RheinischenProvinzialdienste.

8. Antrag der I. Fachkommissionzum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Anbringung einer Kriegserinnerungstafel im Ständehause.

9. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht uud Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Ermächtigung zum Verkauf des Grundbesitzes der Provinz an der Elisabethstraßezu Düsseldorf.

10. Antrag der IV. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Errichtung einer landwirtschaftlichenWinterschulefür den Kreis Solingen.

11. Antrag der IV. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Errichtung einer landwirtschaftlichenWinterschuleim Landkreis Cöln.

12. Beschlußfassung über die vorgelegten Einzel-Haushaltspläneder Verwaltungszweigeund Anstalten
für das Rechnungsjahr 1916/17.

13. Antrag der I. Fachkommission zum Vorbericht zu dem Haupt-Haushaltsplan der Provinzial-
verwaltung der Rheinprovinz sowie zu den zu demselbengehörenden Haushaltsplänen der
einzelnen Verwaltungszweigeund Anstalten

und
Haupt-Haushaltsplan der genannten Verwaltung sowie die zu demselben gehörenden Haushalts¬
pläne der einzelnen Verwaltungszweigeund Anstalten für das Rechnungsjahrvom 1. April 1916
bis 31. März 1917.

14. Antrag der IV. Fachkommission, betreffenddie beabsichtigte Verminderungdes Westfonds.
15. Antrag der III. Fachkommission zum Bericht des Provinzialausschusses,betreffend die Uebersicht

über den Eisenbahnfonds und Förderung von Bahnunternehmungen.
16. Antrag der III. Fachkommissionzum Bericht des Provinzialausschusses,betreffend die im

Jahre 1915 erfolgten Bewilligungen von Beihilfen zum Gemeinde- und Kreiswegebau aus
Fonds ^ und L, dem Fonds von 100 000 Mark sowie aus den weiteren Dotationsrenten.

VorsitzenderSpiritus: Ich eröffne die Sitzung.
Das Protokoll über die Sitzung von gestern liegt auf dem Tisch des Hauses offen.
Schriftführer für heute find die Herren AbgeordnetenDr. Iarres und Semper.
Es sind folgendeEingänge bekannt zu geben:
Der Vorstand des in Cöln tagendenVerbandes rheinischer Haus- und Grnndbesitzervereine

hat telegraphischmitgeteilt:
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Die in Cöln tagende Versammlung des Verbandes rheinischer Haus- und Grundbesitzer-
Vereine erklärt wiederholt, daß die Errichtung einer Pfaudbriefanstalt flir die Rheinprovinz dringend
notwendig ist für die Erhaltung des Hausbesitzes,

Die Haus- und Grundbcsitzervereinein Neinscheid, Cöln, Cöln-Kall, Cöln-Mülheim,
Mülheim a. d. Ruhr und Vohwinkel haben Petitionen um Errichtung einer Pfandbriefanstalt in
der Rheinprovinz eingereicht.

Das Telegramm und die Petitionen liegen Ihrer I, Fachkommission vor.
Der Herr Abgeordnete Hirsch entschuldigtsich für die Tagung des Provinziallandtags,

da er im Abgeordnetenhausein Anspruch genommenist.
Herr Abgeordneter Vielen hat sich wegen Krankheit, Herr Abgeordneter Reusch wegen

geschäftlicher Inanspruchnahme für den Nest der Tagung entschuldigt.
Meine Herren! Wir treten dann in die Tagesordnung ein, deren Nummer 2 lautet:

Antrag der Hg, Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend den Fortgang in der Errichtung einer weiteren
Provinzilll-Fürsorgeerziehungsanstalt für schulentlassene männliche Zög¬
linge katholischen Bekenntnisses, verbunden mit einer Zwischenanstalt.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter I)r. Hey, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. Hey: Meiue Herren! Die Ihnen vorliegende

Drucksache Nr. 12 betrifft die Errichtung einer weiteren Provinzial-Fürsorgeerziehungsanstalt bei
Eustirchen.

Der Beschluß des Provinziallaudtages auf Errichtung dieser Fürsorgeaustalt ist schon im
Februar 1913 gefaßt. Der Bericht des Provinzialausschussesbedauert die außerordentlicheVer¬
zögerung der Durchführung dieses Planes nnd darf fich nach der Richtung selbstverständlich auf die
Folgen des Krieges berufen. Der Arbeitermangel, der vom Tag der Mobilmachungan eingetreten
war, hat sich noch dadurch verschärft, daß in der Nähe der Baustelle der Provinz Kasernen-Neu¬
bauten errichtet wurden, die infolge der besseren Arbeitsbedingungenden Rest der der Provinz zur
Verfügung stehenden Arbeitskräfte weggezogen haben. Die Folge dieser Verzögerung ist allerdings
recht unerfreulich, sie besteht darin, daß günstigstenFalles die Anstalt im Februar 1917 belegt
werden kann. Eine Reihe notwendiger Rohbauten sind nicht einmal in Angriff genommen. Die
innere Einrichtung der unter Dach gebrachtenGebäude kann nur langsam vollzogenwerden, weil
es eben an Material und an Arbeitskräften fehlt.

Mag man es nun auch im Hinblick auf die während des Krieges sich leider zeigende zu¬
nehmendeVerrohung der Jugend und die gesteigerte Kriminalität bedaueru, daß diese Verzögerung
der Errichtung der Fürsorgeanstalt eingetreten ist — weder Proviuziallandtag noch Provinzialver-
waltung können den Uebelstandenabhelfen, die augeublicklich obwalten.

Namens der Fachkommission II«. habe ich deshalb zu beantragen:
Der Provinziallandtag wolle von dem Bericht des Provinzialausschussesvom 15. Dezember

1915 Kenntnis nehmen und der weiteren Ausführung des Beschlussesvom 27. Februar 1913
entgegensehen.

Vorsitzender Spiritus: Ich eröffne die Verhandlung.
Es meldet sich niemand zum Wort.
Sie haben den Antrag des Herrn Referenten gehört, und ich darf feststellen, daß Sie

dementsprechendvon dem Bericht Kenntnis genommen haben und der weiteren Ausführung des
Beschlusses vom 27. Februar 1913 entgegensehen.
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Wir gehen über zu Nr. 3 der Tagesordnung:
Antrag der Ha. Fachkommission zur Petition des Kreisausschusses des
Kreises Cochem um Aenderung der Satzungen der Ruhegehaltskasse der
Städte und Kreise wegen Anrechnung im privatrechtlichen Verhältnis
geleisteter Dienstzeiten.

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnetevon Laer, dem ich das Wort erteile.
Berichterstatter Abgeordnetervon Laer: Meine Herren! Der Krcisansschußdes Kreises

Cochem hat an den Provinziallandtag eine Eingabe gerichtet, in der er darum bittet, daß im In¬
teresse eines bewährten Kreisausschußbeamteneine Aenderung der jetzt geltenden Satzungen der
Ruhegehaltskllssefür die Kreis-Kommunalvcrwaltuugeuund für die Städte eintreten möchte. Es
handelt sich darum, bei der Pensionierung Dienstjahre anzurechnen, die zwar in einer öffentlichen
Stellung, aber nicht in der Eigenschafteines Beamten verbracht wurden.

Die Satzungen, von denen hier die Rede ist, enthalten die entgegenkommendeBestimmung,
daß bei der Peusionicruug außer den Dienstjahren, die der Betreffendeals Beamter verbracht hat,
auch die Zeit in Anrechnunggebrachtwerden kann, die er ohne Beamteneigenschaftöffentlich tätig
gewesen ist. Beschränkt ist dieses Entgegenkommendurch die Bestimmung, daß die Anrechnung
nur insoweit stattfinden darf, als dem betreffenden Pensionsberechtigtcndas Gehalt aus einer
öffentlichen Kasse gezahlt ist. Damit scheiden diejenigenDienstjahre aus, während deren das Ge¬
halt aus einer privaten Kasse gezahlt wurde. Das trifft also namentlich alle diejenigen Fälle,
in denen der betreffende vorgesetzte Beamte einen Privatgehilfen im Wege des Privatvertrages
angenommen hat nnd nun dieser Gehilfe nicht unmittelbar aus der betreffendenKommunalkasse
seine Bezüge erhält, sondern gewissermaßen mittelbar aus der Dienstaufwandsentschädiguug,die der
burgesetzte Beamte bezieht.

Meine Herren! Die Angelegenheithat schon zweimal den Provinziallandtag beschäftigt
und ist sowohl das erste Mal im Jahre 1909 als auch das zweite Mal im Jahre 1914 iu ab¬
lehnendem Sinne, also entgegen den, jetzigenAntrage des Kreisausschusses,entschiede,, worden.
Bei der zweitenBeschlußfassung hat man dem Beschlusse den Zusatz gegeben: „Endgültig abgelehnt",
wodurch wohl eine weitere Behandlung dieser Angelegenheitim Provinziallandtage abgeschnitten
werden sollte, solange nicht veränderte Umstände eintreten. Aus diesem Grunde glaubte die Fach¬
kommissionII«. dieses Mal dem Provinziallandtage, wenn nicht entgegengesetzte Wünsche laut
werden, einen eingehende,,Vortrag über die Rechtslage nicht halten lassen, sondern auf die Dar¬
legungen hinweisen zu sollen, die bei den vorigen Verhandlungenin diesem hohen Hause gegeben
worden sind. Ich möchte mich unter diesen Umständen auf eine Bemerkungbeschränken.

Meine Herren! Es ist ja ganz sicher, daß jede schematischeRegelung derartiger Verhält¬
nisse unter gewissen Voraussetzungenin einzelneuFällen zu Härten führen kann. Man wird das
niemals vermeiden können, und doch ist es unentbehrlich, daß man bestimmteGrenzen für die
Bemessung der Pensionen festsetzt. Wollte man da sehr weit entgegenkommen,würde man da
vielleichtden wiederholt laut gewordenenWünschenstattgeben, so würde darin wohl eine gewisse
Gefahr der Ufcrlosigkeit gelegen fein.

Nun wird man ja die Frage auswerfe,,: Wie soll es denn werden, wenn solche Härten
tatsächlichentstehen? Man kann doch an solchen Härten nicht ohne weiteres mit Achselzuckenund
mit der bedauerndenErklärung vorübergehen,daß nun eben nicht zu helfen ist. Die Abhilfe für
°'e Härten einzelner Fälle ist aber doch wohl nicht in einer allgemeinenRegelung zu suchen,
sondern man wird sich eben in dem Einzelfalle bemühen müssen, auf anderem Wege, außerhalb der
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allgemeinenRegelung, Abhilfe zu schaffen. Das ist ja auch zweifellos möglich. Es handelt sich
um Beamte der Gemeinden und der Kreise. Wenn da im einzelnenFalle einmal wirklich eine
Harte entsteht — und sie kann entstehen, namentlich bei älteren Beamten, die noch aus früheren
Zeiten stammen — da muß die betreffendeGemeinde, der Kreis- oder der Kommunalverbandsich
entschließen, seinerseitsetwas übriges zu tun und dem, was die Pensionskassegewährt, das nötige
hinzuzufügen.

Einen Punkt darf ich noch hervorheben,der wohl nicht ganz übergangen werden kann.
Die Eingabe spricht von den besonderenVerhältnissen, die durch den gegenwärtigenKrieg

geschaffen sind, und befürchtet,daß sich gerade unter den Feldzugsteilnehmernsolche befinden werden,
die durch diese Lücke in der Gesetzgebung,die die Eingabe annimmt, geschädigtwerden könnten.
Das ist ja eine Berufung, die von uns wohl niemals ohne weiteres Übergängenwerden wird und
der wir gewiß unser Ohr leihen werden. Aber das sind eben doch ganz besondere Verhältnisse,
die durch den Krieg jetzt geschaffen werden, und auch in diesem Falle wird es richtig sein, daß man
nicht wegen der besonderenVerhältnisse, die zeitweilig eintreten, nun eine allgemeine Regelung
schafft, die dauernde Geltung haben soll.

Die bisherige Praxis gibt die Möglichkeit, namentlich auch in den Fällen einzutreten, in
denen es sich um die Angehörigen von Feldzngteilnehmern oder um Feldzugsteilnehmer selbst
handelt. Allgemeinen Grundsätzenentsprichtes, daß dann, wenn die Voraussetzungeneiner Pen¬
sionierung uicht im vollen Umfange gegeben sind, also namentlich auch dann, wenn die zehu
Dienstjahre, die ja eine der Voraussetzungendes Pensionsanspmchs bilden, nicht voll erfüllt sind,
unter Umstanden, wenn besondere Billigkeitsgründevorliegen, im Wege einer besonderen Bewilligung
geholfen werden kann. Das ist ein Grundsatz, der in der Staatsverwaltung gilt und der auch in
die Kommunalverwaltungübernommenist, der auch den Satzungen der Pensionskassenicht wider¬
sprechen würde.

Der Herr Berichterstatter hat uns in der Kommissionauseinandergesetzt,daß in solchen
Fällen, in denen Kriegsteilnehmerdurch diese Bestimmung geschädigt werden könnten, in denen also
ein Pensionsanspruchfür deu beschädigten oder sonst pensionsberechtigten Kriegsteilnehmerdeswegen
nicht vorliegt, weil er eben in früherer Zeit seine Bezüge nicht aus einer öffentlichenKasse
empfangen hat, von dieser Befugnis bisher stets Gebrauch gemachtworden ist und voraussichtlich
auch weiterhin stets Gebrauch gemacht werden wird, statt der Pension eine Unterstützung zu
gewähren, die sich im Rahmen der Pension, in etwas niedrigeren Sätzen, bewegt und die ja viel¬
leicht nicht ein voller Ersatz für die Pension sein kann, aber doch die Empfindung ausschließt, daß
in solchen Fällen gar keine Anerkennungund Hilfe vorhanden sei.

Meine Herren! Namens der Fachkommission II». habe ich die Ehre, Sie zu bitten, die
bisherige Auffassung des Provinziallandtags auch weiter beizubehalten und den Antrag ablehnend
zu bescheiden.

Stellvertretender VorsitzenderGraf und Marquis von und zu Hoensbroech: Das
Wort hat der Herr AbgeordneteFleuster.

AbgeordneterFleuster: Meine Herren! Es ist ja für die betreffendenBeamten außer¬
ordentlichdankenswert,daß man hier jedenfalls die Absicht hat, die Kriegsteilnehmer, die eine voll¬
ständige Pensionsberechtigungnoch nicht erworben haben und die unter die Kategorie von Beamten
fallen, um welche es sich hier handelt, demnächst günstiger zu behandeln, als es sonst nach Maß¬
gabe der Statuten der Fall wäre. Auch bin ich mit dem Herrn Vorredner durchaus einverstanden
und erkenne es für die Beamten dankbar an, wenn er sagt, man könne hier nicht an vielen Fallen
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vorübergehen, die tatsächlich eintreten, wo wirklicheine gewisse Härte vorliege und man nachher
eingreifen müsse.

Meine Herren! Nicht vollständig einverstandenkann ich aber mit ihm sein, wenn er sagt:
Die Abhilfe ist nur bei den einzelnenGemeindenzu suchen, denn es handle sich immer nur um
vereinzelte Fälle und für diese müsse jedesmal die Gemeinde aufkommen,in welcher der betreffende
Fall vorliegt. Ich glaube, so vereinzelt sind die Fälle doch nicht.

Ich habe seinerzeit, als hier die Verhandlung über die Petition des Kommunalbeamten-
vereins stattfand, zu dieser Sache gesprochen und habe damals aus der Petition der Beamten
heraus festgestellt,daß es sich um nicht weniger als 458 Beamte mit 2924 Dienstjahren gehandelt
hat. Wenn in der Provinz die Zahl von 458 Beamten von der Bestimmung betroffen wird,
deren Besserung man hier verlangt, dann kann man nicht gerade sagen, daß nur vereinzelteFälle
in Frage kommen. Tatsächlichhandelt es sich um eine sehr große Zahl von Fallen.

Als ich damals darüber redete, war ich der Meinung, es hätte hinsichtlich der Frage, wie
die Beamten überhaupt behandelt werden sollen, ein Mißverständnis vorgelegen. Man hat damals
gesagt, daß in der Kommissiondie Anschauungvorgewaltet hätte, es sollten die Kommnnalbeamten
wie die Staatsbeamten behandelt werden. Weil nun die Staatsbeamten nur dann ihre Jahre
angerechnetbekamen, wenn sie unmittelbar aus der Staatskasse bezahlt wordeu wareu, so sollten
auch die Kommunalbeamtennur dann die betreffende Zeit angerechnet bekommen, wenn sie aus der
Kommunalkllsse bezahlt worden waren. Andererseits sagten die Beamten: beim Staate werden die
Vorbereitungsjahre angerechnet, bei uns Kommunalbeamtenrechnet man nicht allein die Vorberei-
tuugsjahre, sondern auch die Jahre nicht an, die wir, oft bis in ein hohes Alter hinein, als
Privatgehilfen in Gemeindeverwaltungen,speziell bezahlt durch die betreffendenGemeindevorsteher
respektive Bürgermeister, gearbeitet haben. Wenn nun, wie ich damals belehrt worden bin, ein
Mißverständnis nicht vorgelegenhat, so kann die Abneigung, den Beamten entgegenzu kommen,
»ur darauf beruhen, daß man die Sache von einem ganz anderen Gesichtspunktaus behandelt hat.
Als man beim Staate die Bestimmung traf, es solle nur daun eine Anrechnungstattfinden, wenn
der Beamte aus der Staatskasse bezahlt worden ist, hat man zu gleicher Zeit auch alle Gehilfen,
denen man nachher tatsächlich die Dienstjahre anrechnen wollte, aus der Staatskasse bezahlt.
Dieselbe Bestimmung hat man aber für die Gemeindebeamtennicht getroffen uud kann man auch
füglich nicht gut treffen, weil die Verhältnisse zu verschiedenartigsiud. Es gibt viele kleine
Gemeinden, die sich nicht damit befassen können, einen Beamten von Gemeindewcgen anznstellen;
sie überlassenes deni Bürgermeister, sich diesen Mann zu suchen und ihn selbst zu bezahlen. Er
übt aber tatsächlich all die Beamtentätigkeitaus, die sonst auch ein wirklich im Diensteder Gemeinde
angestellterBeamter ausüben würde. Da besteht also doch ein Unterschied zwischen Staats- und
Gemeindebeamten,der nicht zu beheben ist.

Von diesem Unterschiedausgehend, soll nun der Gemeindebeamteeine nicht so günstige
Behandlung erfahren, wie der Staatsbeamte sie erfahrt, wobei man sich darauf stützt: er ist nicht
aus der Gemeiudekasse bezahlt worden. Wollte man wirklich die Staatsbeamten und die Gemeinde¬
beamten gleichstellen,also diese so gnt behandeln wie jene, dann mühte man des weiteren auch
sagen: der Bürgermeister soll nicht mehr private Gehilfen beschäftigen dürfen, oder umgekehrt:jeder,
der auf dem Bürgermeisteramtebeschäftigt ist, soll aus der Gemeiudekasse bezahlt werden — eine
Verfügung, die absolut nicht erlassen werden kann.

Unter diesem Zustande werden die Gemeindebeamtenimmer zu leiden haben, wenn nicht
eine Abhilfe geschaffen wird, die man übrigens in anderen Provinzen auch herbeigeführthat. Wir
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haben damals schon gehört, daß in den Provinzen Westfalen und Hessen-Nassaueine Abhilfe
geschaffen ist, indem man dort eine Bestimmnng getruffeuhat, nach welcher die Dienstjahre, die ein
Gcmeindebeamternicht aus der Gemeindekassc bezahlt erhalten hat, augerechuetwerden.

Darüber lassen sich doch, mindestens bis zu einem gewissen Grade, Bestimmungenund
Normeu aufstellen. Mau könnte ja sagen: die reine Vorbercitungszeit bis zu 3 oder 6 Jahren
wird nicht angerechnet. Aber gerade so gut, wie mau beim Staate sagt: die pensionsberechtigte
Zeit fängt erst mit 21 Jahren oder je nachdemmit 20 Jahren au, könnte man ja auch bestimmen,
beim Gemeindebcamtenfängt die Anrechnungder Dienstjahre für die Pensionsberechtigungerst an,
nachdemer bereits so und soviel Jahre zu seiner Ausbildung in der Gemeindeverwaltunggearbeitet
hat. In dieser Beziehung würde sich wohl eine allgemeineNorm finden lassen, und dann würde
doch das eintreten, was die Ruhegehaltskasseüberhaupt bezweckt:eine Ausgleichungzwischen den
Ansprüchen,die von den Beamten au die einzelnen Gemeinden gestellt werden.

Daß man für den Fall, wo es sich nm Anrechnungder Jahre handelt, die nicht aus der
Gemeindekasse bezahlt worden sind, den Gemeinden den Ausgleich allein überlassenwill, ist uicht
billig gegenüberden Gemeiudeu und auch uicht billig gegenüberden Beamten.

Früher haben nur die Beamten selbst in dieser Sache um eiue Berücksichtigung gebeten.
Jetzt aber hören wir, daß auch Korporatioueu aufangcn, darum zu bitten. Diesmal ist es uicht
der Veamtenverein, sondern ein Kreisausschuß, der sich für seine Beamten bemüht hat, eiu Beweis,
daß also auch dort das Bedürfnis erkannt worden ist, auf diesem Gebiete eine Abhilfe zu schaffen.

Nnn ist mir außerdem eiue Eingabe des Bürgermeisters von Neunkirchenan den Herrn
Landeshauptmann zugegangen — sie ist mir durch Vermittlung des Kommuualbeamtenvereius
überreicht worden — worin auch für ciuen Beamte« von Neunkirchenan der Saar beansprucht
wurde, es möchte eine Aeuderuug der Bestimmuugen über die Anrechnung der Dienstjahre statt¬
finden. WelcheErledigung diese Eingabe bei dem Herrn Landeshauptmann gefunden hat, ist mir
nicht bekannt. Aber es ist doch immerhin von Interesse zu hören, daß auch ein Gemeiudevorstaud
Abhilfe im Interesse der Gemeindebeamtenwünscht. Vielleicht ist es mir daher gestattet, einen
kleinen Passus aus der Eingabe zu verlesen. Es heißt darin: „WelcheHärten die Weigerung des
Provinziallandtages die Satzungen der Pensiuuskassein der beantragten Weise zu ändern, verur¬
sachen kann und auch tatsächlichverursacht, dafür wird es gerade in der jetzigen Kriegszeit besonders
viele Beispiele geben. Auch hier ist schon ein solcher Fall zu verzeichnen gewesen, in dem ein im
Kriege gefallener Geineindevermefsuugstechnikereine Witwe mit 5 kleineu Kinderu ohne Anspruch
auf Hinterbliebenenversorgungzurücklassenmußte, weil er iufolge Nichtaurechuungmehrerer, bei
einem Könglichen Katasteramt verbrachtenDienstjahre noch nicht die den Pensionsanspruchbegrün¬
dende Wartezeit von 10 Iahreu zurückgelegt hatte,"

Wenn der Fall auch au sich etwas anders gelagert ist als die meisten Falle, weil es sich
hier um die Jahre handelt, die bei dem Katasteramt zugebrachtwurden, so liegt doch die Sache
andererseits ganz gleich bezüglich der Harten, die unter Umstanden hervortreten und die umso emp¬
findlicher sind, weil eben die Gehilfen, die in Gemeinde-Verwaltungentätig sind, dort oft sehr
lange tätig bleiben müsse», ehe sie tatsächlichzur Anstellung gelangen und eine Besoldung aus der
Oemeindekasse erhalten.

Meine Herreu! Mit Rücksichtauf den Antrag auf Ablehnung, der hier nun gestellt
worden ist, uud bei der jetzigen Zeit, in der ja vielleichtnicht die Ruhe vorwaltet, um die Sache,
wie es nach meine,» Dafürhalten nötig wäre, nochmals einer gründlichenPrüfung zu unterwerfen,
will ich mich irgend eines Antrages in der Sache enthalten. Ich möchte aber den Provinzinl-
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landtag bitten, doch dieser Angelegenheitein stetes Wohlwollen zu bewahren und wenn demnächst
wieder neue Petitionen von Seiten der Gemeindebcamtenhier eingehen sollten, sie einer gründlichen
und wohlwollenden Behandlung zu unterziehen. Daß solche Petitionen eingehenwerden, meine
Herren, ist wohl zu erwarten, denn tatsächlich sind die Verhältnisse, wie das ja aus den früheren
Petitionen bekaunt ist, für viele Gemeindebeamteuaußerordentlichdrückend,

Stellvertreter VorsitzenderGraf nnd Marquis vou uud zu Hoensbrocch: Das
Wort hat der Herr Landeshauptmann.

LandeshauptmannDr, von Renvers: Ich bitte, nnr eine kurze Aufklärunggeben zn dürfen.
Man muß sich zunächst einmal die Beamtenkategorie,um die es sich hier handelt, ansehen.

Die Sache gestaltet sich in Wirklichkeit doch folgendermaßen:ein Iuuge kommt mit 14 Jahren von
der Schule, Nun weiß er zu Hause nichts auznfangcn. Der Vater kann ihn im Handwerknicht
beschäftigen. Vielleicht ist er zu schwach dazu, oder er fühlt sich sehr begabt. Dann geht der
Junge zum Bürgermeister und läßt sich ans dem Bürgermeisteramtals Schreiber beschäftigen.Der
Bürgermeister gibt ihm dafür anfangs eine Vergütung von 10 Mark, nach 3 Jahren eine solche
von 20 Mark, und vielleicht steigt er dann auch uoch auf 30 Mark. Auf jeden Fall ist dieser
Junge doch keiu Beamtenanwärter, sondern es handelt sich um eine rein persönliche Angelegenheit,
wenn er in die Privatdienstc des Bürgermeisters oder des Genieindeeinnehmerstritt. Er interessiert
die Behörde ja gar nicht, die absolut keine Disziplinargewalt dem Manne gegenüberhat.

Einzelnen von den Leuten, die begabt und fleißig sind, gelingt es, im Laufe der Zelt
aus dieser Privatstellung beim Bürgermeister herauszukommenund wirklicherSekretär bei der
Gemeinde oder wirklicher Sekretär beim Einnehmemmt oder beim Kreisausschnß zu werden.
Einzelne briugeu es sogar zum Bürgermeister. Erst mit den, Zeitpunkt, wo dieser ehenmüge
Privatschreiber in derartige dienstliche Verhältnisse hereinkommt,kann er uns doch interessieren.
Erst dann wird er Gemeindebcamter,Kreisbeamter oder Bürgermeister. Wir können doch auch nur
von diesem Zeitpunkt ab seine Dienstzeit rechneu.denn von da ab tritt er eben erst m das öffent¬
liche Leben ein Bis dahin war er Privatschreiber und ging keine Behörde etwas an Das sind
die Grundsätze, nach denen die Sache zu beHandel»ist, und daran ist nichts zu «"den. Wenn
die Bürgermeisterei oder der Kreis oder wer es svnst ist. den Mann nun anders behandeln will.
s° steht ihnen das ja vollständigfrei. Sie brauchennur den Beschlußzu fassen: «" «Aen dn
meinetwegen vom 14. oder 18. Jahre alles an, was du uns als Privatbeamter geleistet hast.
Dann müssensie das aber selbst bezahlen. Die Provinzial-Peusionslasse kaun mcht dafür heran-
gezogen werden. , e, «^ ^. w-

Stellvertretender Vorfitzender Graf und Marquis von nnd zn Hoensbroech: Es
hat sich niemand mehr zum Worte gemeldet.

Ich schließe die Besprechnugnnd bringe den Antrag der Fachkomnnssio»auf Ablehnung
der Petition ur Abstimmuug. Ich bitte diejeuigenHerren, welche gegen diese« Antrag sind, sich
v°n Ihren Plätzen zn erheben. - Es erhebt sich niemand. Der Antrag 'st angenommen.

Wir gehen über zum folgeuden Puukt der Tagesordnung:
Antrag der IIK Fachkommission zum Berlcht des
über die im Jahre 1915 erfolgten Vewillignngel, von Beihilfen für
Armenzwecke gemäß § 5 Absatz 3 des Gesetzes vom 2. Iu,n 1902. betreffeud
die Ueberweisuug weiterer Dotationsrenten an tue Provluzialverbande.

Berichterstatter ist der Herr vr. von Reumont. Ich erteile dem Herrn Berichterstatter
das Wort.
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Berichterstatter Abgeordneter Dr. von Reumont: Meine Herren! Der Bericht des
Provinzialausschussesvom 8. Januar liegt Ihnen in Drucksache 13 vor. Die Angelegenheitist in
der Fachkommission II b geprüft worden, und ich habe die Ehre, Sie uamens dieser Kommission
zu bitten, die Sache durch Kenntnisnahme für erledigt zu erachten. (Beifall.)

Stellvertretender VorsitzenderGraf und Marquis von und zu Hoensbroech: Es
meldet sich niemand zum Wort. — Die Besprechung ist geschlossen, und da kein Widerspruch
erfolgt, so stelle ich fest, daß der Provinziallandtag den Bericht durch Kenntnisnahme erledigt hat.

Wir kommen zum folgenden Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der IIK Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial¬
ausschusses über die Ausführung des Befchlusses des 55. Rheiuischeu
Piovinzillllandtags. betreffend die Uebernahme der Fürsorge für Kriegs¬
beschädigte durch Besserung ihrer Erwerbsfähigkeit auf den Provinzial-
verband.

Berichterstatter ist Herr Dr. Peters. Ich bitte den Herrn Berichterstatter.
Berichterstatter AbgeordneterDr. Peters: Meine Herren! In Nr. 14 der Drucksachen

finden Sie einen Bericht des Provinzmlansschussesüber seine Tätigkeit auf dem Gebiete der
Kriegsfürsorge, einen Bericht, der Ihnen Kenntnis gibt von vieler und ergcbuisreicherArbeit.
Gestern hat an dieser Stelle der Herr Landeshauptmann, ich glaube, mit berechtigtem Stolz, darauf
hingewiesen,daß die Organisation, die die Rheinprovinz auf dem Gebiete der Kriegsbeschädigten¬
fürsorge geschaffen hat, für die anderen Provinzen vorbildlichgewordenist. Aber das wifsen wir,
die wir im praktischen Leben stehen: es genügt nicht, daß man Organisationen schafft, es müssen
auch Männer da sein, die diesen Organisationen das Leben einhauche«, und das hat auf diesem
Gebiete der Herr Landeshauptmann uud der Chef feiues Geueralstabes, der Herr Landesrat
Dr. Hurion getan. (Beifall.) Ich entledige mich hier eines Auftrages der Fachkommission, ihnen
dafür Dank und Anerkennungauszusprechen. (Beifall.)

Meine Herren! Die Kriegsbeschädigtenfürsorgewar ja wie so viele Aufgabe«, vor die
der Krieg die preußifche und die deutsche Verwaltung stellte, ein Neuland. Weder iu der Provinzial-
orduung, noch in den Reglements der Provinzialverwaltung gab es Bestimmungen, nach denen
man vorgehen sollte. Ich glaube, auch in den alten, verstaubten Akten des Provinzialarchivs
waren entsprechende Vorgänge nicht vorhanden. Hier mußte Neues geschaffen werden. Mit frischem
Wagemut ist die Prouiuzialverwaltung, entsprechend den Instrnktionen, die ihr das hohe Haus im
vorigen Jahre gegeben hat, an die Aufgabe herangetreten. Zunächst wurde der örtliche Unterbau
der Olganifation geschaffen. Man errichtete örtliche Fürsorgestellen, an deren Spitze sich die
rheinischen Oberbürgermeister und die rheinischen Landräte stellten, um die sich Männer aus der
Praxis, Geistliche,Lehrer, Verwaltungsbeamte nnd Fortbildungsschullehrerscharten. Das Gauze
krönte dann eine Zentralstelle als Abteilung der Provinzialverwaltung, deren Aufgabe es war,
die vielen Kräfte zusammenzufassen,allgemeine Gesichtspunkteaufzustellen, helfend und ratend
einzugreifen.

Meine Herren! Ebenso wie die Organisation zu schaffen war, waren auch die Richtlinien
für ihre Betätigung aufzustellen,Richtlinien für ein Gebiet, aus dem sich viele Hände regten, wo
jeder seine Ansichten für die richtigen hielt. Wenn wir heute gewifsermaßenals Abschlußder
Verhandlungen über die verschiedeneu in Betracht kommenden Gesichtspnnlte diese Richtlinien in
dem sehr lesenswerten Bericht von Seite 5 an eingehend dargelegt sehen, so liegt es mir als
Berichterstatter ob, auf einige besonders bemerkenswertePunkte hinzuweisen. Ich möchte zunächst
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auf das hinweisen,was die Kriegsbeschädigtenfttrsorge nicht sein soll, weil gerade auf diesem Gebiet
vielfach Ansprücheund Ansichten vertreten werden, die nicht oft genug widerlegt werden können.

Die Kriegsbeschädigtenfürsorge kann nicht dazu dienen, Pflichten, die das Reich nach Gesetz
und Recht hat, zu übernehmen. Dem Reich verbleibt die Sorge, dem Kriegsbeschädigtendie
finanzielle Rente und falls sie nicht reicht, Zusatzrentenzu gewähren oder ihn in Anstalten unter¬
zubringen.

Neben dieser reichsgesetzlichenTätigkeit bleibt allerdings noch ein weites Feld für die freie
Liebestätigkeit. Dabei handelt es sich um die sogenannten sozialen Maßregeln, Dazu gehört die
Berufsberatung, die Bernfsausbildung und die Berufsvermittluug.

Meine Herren! Manche von Ihnen gehören derartigen Kriegsbeschädigtenkommissionen
au, und Sie wissen, welch ein schwieriges Gebiet gerade die Berufsbcratuug ist. Kommt solch ein
Kriegsbeschädigterzu eiuem herein, noch unter dem frischen Eindruckalles dessen, was er erlebte,
vielleicht auch manchmal etwas aufgehetzt durch Ansprüche,die er glaubt, nunmehr ans Leben stellen
M können, so ist es sehr schwierig, ihn zu beraten. Das, glaube ich. müssen wir aber festhalten:
jede Kriegsbeschädigtenberatnngmuß sich zum Leitstern nehmen, zunächst Zurückführuugdes Kriegs¬
beschädigten zu seiner alten Arbeitsstätte, Znrückführung,falls er aus der Großindustriekommt, in
den Arbeiterstamm, aus dem er hervorgegangenist (Sehr richtig!), oder Znrückführung— das
liegt mir als Vertreter des platten Landes am meistenam Herzen — aufs platte Land. Das
Verpflauzen von Leuten, die lange draußen im Felde waren, in eine andere Arbeitsumgebung,
führt zu nichts. Gegenüber den Versuchen,sie neuen Berufen zuzuführen, soll man sehr zurück¬
haltend sein. Meiue Herren, eingehende Aeußerungen- das ist auch der Wunsch der Komnusston -
wird an dieser Stelle der verdienstvolleLeiter der Kriegsbeschädigtenfürsorge,Herr Landesrat
Dr. Horion, über dieses Gebiet machen. .

Neben dieser Berufsberatung kommt an zweiter Stelle die Berufsausbildung m Betracht.
Die Berufsausbildung darf nicht dazn führen, uns ein Heer von Schreibmaschinenleutenheran¬
zuziehen,sondern wir wünschen die Fortsetzungdes bisherigenBerufes. Wir wollen den Handwerker
seinem Handwerkerständeerhalten. Wir .vollen den Landwirt dem Pfluge erhalten und wollen
ebenso auch den Arbeiter der Werkstätte, der Maschine, an der er früher gestandenhat, erhalten.
Dagegen ist im Anfang öfters verstoßenworden. Die in Frage kommenden Gesichtspunktewaren
nicht genügendherausgearbeitet. Es ist gerade durch allgemeineAusbildungskurse die wie Pilze
aus der Erde schössen, vielleicht viel gesündigt worden. Jeder glaubte sich berufen, fich m den
Dienst der Sache zu stellen und einen großen Kursus zu leiten. Dadurch hat man der Sache doch
vielleichtmehr geschadet als genützt, ,

In dem Bericht finden Sie dann als dritten Punkt der Knegsbeschatngtenfürsorgedie
Arbeitsvermittlung hervorgehoben,und im Auftrage der Kommissionhabe ich auch die Tatsache
hier zu unterstreichen,daß gerade die rheinische Großindustrie sich in anerkennenswerter Weise ,n den
Dienst der guten Sache gestellt hat. stets bereit, nicht nur ihre alten Arbeiter wieder zu übernehmen,
sondern auch neue einzustellen(Beifall), und wer die großzügigeLeitung dieser rheinische» Groß¬
industrie kennt, der weiß, daß dieser Eifer auch nicht erlahmen wird, der weiß. daß. wenn einmal
der Krieg zu Ende geht und das Arbeiterangebot größer wird, wenn alle die Arbeiter, die den
Krieg glücklich überstandenhaben, zurückkehre», unsere Großindustrie Nicht daran denken wird, sich
der Kriegsbeschädigten zu entledigen,daß sie vielmehr dessen eingedenk sem wird, daß es sich hier um
Männer handelt die einstmals die rheinische Großindustrie davor bewahrt haben, daß ihre Schorn¬
steine und Fabrikanlagen das Schicksal belgischer Anlagen geteilt haben.
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Meine Herren! Wenn wir so von unserem Standpunkt aus für die Kriegsbeschädigten
die Forderung des Rechtes auf Arbeit, des Rechtes auf Arbeit au der alten Stelle aufstelle,,
müssen,so müssen wir umgekehrt— und ich folge darin den Ausführungen, die ein kenntnisreicher
Industrieller in der Kommissiongemacht hat — von dem Kriegsbeschädigte,,aber auch die Auf¬
fassung verlangen, daß er die Pflicht hat, zu arbeite,,. (Beifall.) Meine Herren! Vielfach ist
in die Kreife der Kriegsbeschädigtenauch eine andere Ansicht eingedrungen. Nicht selten sind ja
ihre Nerven zerrüttet, ihr körperlicher Zustand läßt zu wttuscheu übrig, ihre Kräfte lassen „ach.
Sie sind daher wenig geneigt, zu ihre,, alte,, Arbeitsstätte,, zurückzukehren und denken: ich habe
meine Rente, davon kann ich leben. Nein, der Kriegsbeschädigtebleibt ein Mitglied der Gesell¬
schaft, er bleibt verpflichtet,das, was ihm an körperlichen Kräften noch übriggebliebenist, in den
Dienst des Ganzen zu stelle,,. Der Kriegsbeschädigte,der glaubt, jetzt vou der Reute leben zu
köuueu, ist uuscrcr Kriegsbeschädigtcnflirforgenicht würdig. Ich glaube, meine Herren, daß wir
das in unserer Beratung der Kriegsbeschädigtenimmer vou nenem wiederhole,,müsse,,, denn gerade
auch auf diesemGebiet begegnet mau sehr oft ganz anderen Ansichten.

Neben der Organisation, die die Provinz ins Leben rief, entstanden aber, wie ich schon
hervorgehobenhabe, auch noch viele andere Organisationen, die sich auf diesem Gebiete betätigen,
Sie haben sich jedoch — das sei all den charitativen Vereinen rühmend nachgesagt— willig der
mächtigenLeitung der Provinz angegliedert.

Auch das Entgegenkommen,das die militärischenStellen der Piovinzialverwaltung gegen»
über gezeigt haben, habe ich hier hervorznheben.

Meine Herren! Als wir in, vorigen Jahre zu dieser Vorlage Stellung nahmen, da
stiegen Bedenken auf, uicht ob die Provinz die Sache übernehmen sollte, sondern wie wohl die
Kostentraguug zu erfolge,! habe. Die Herreu, die sich der damaligen Verhandlung in diesem
Hause eriuueru. werden sich darauf besinne», daß hier von allen Rednern der Standpunkt vertreten
wurde: wir haben es hier mit einer Aufgabe des Reiches zu tun, besonders die Lösung der finan¬
ziellen Frage fällt dem Reiche zn. Die Konimissionmöchte betonen, daß sie auch heute diese,,
Standpunkt für den allein maßgebendenhält. Als das Hans damals mit der Frage der Kosten¬
deckung beschäftigtwar, tonnte man „och uicht übersehen, welche Kosten entstehenwürden. Jetzt
geht ein Haushaltsjahr zu Lude. Wir habe,, die finanzielleWirkung der Kriegsbeschädigtenfürsorge
ermessen. Die Sachlage ist nun folgende: die Provinz hat voransfichtlich bis zum Ende des
Haushaltsjahres, also bis zum 1. April, rund 260 000 Mark für die ihr zugewieseuen Aufgaben
ausgegeben. Als Decknng stehen ihr 100 000 Mark, die die Landesverfichernngsanstaltgespendet
hat, und dann noch 170 000 Mark znr Verfügung, die vom Staate als Zuschuß des Reichs ge¬
geben worden sind, fo daß also am l. April das finanzielle Ergebnis so sein wird: wir durste»
270 000 Mark verbrauche»,»ud wir haben vielleicht10000 Mark erspart.

Meiue Herren, das ist ein sehr günstiges Ergebnis. Die Aufgaben gerade anf diesem
Gebiet werden jedoch wachsen, uud es ist uicht möglich,darüber etwas vorauszusagen, ob konunende
Jahre dasselbe Ergebnis wie in, erste» Jahr zeitige,, werde». Aber es ist doch Aufgabe der
Provinz, hier großzügig und ohne Rücksichtauf vielleicht besteheudefinanzielle Bedenken ein»
zugreife,,.

Wir habe,, ja „un deu Fonds des Reiches. Das Reich hat 5 Millionen Mark für diesen
Zweck ausgeworfeu. Auf unsere Provinz entfällt hiervon eine halbe Million. Bisher hat der
preußische Staat der Provinz erst ein Drittel von dieser halben Million gegeben; wir haben also
vom Staat noch 340 000 Mark zu erwarte». Meine Herren, wenl, da Not an den Mann
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kommt, so haben wir uuscre Landesbank und unsere Prouiuzial-Feuervcrsicheruugsansialt. Ich
glaube, auf diesem Gebiet wird ei» Appell, hier einzuspringen,nicht wirkungslos verhallen.

Meine Herren, z» einer weiteren Beschaffungvon Hilfsmitteln hat die freiwillige Liebes»
tätigkeit geholfen. Auch da finden Sie in dem Bericht Zahlen angegeben. Mir liegt es besonders
am Herzen, an dieser Stelle hervorzuheben, daß nach dem Druck des Berichtes die Farbenfabrik
Leverkusen der Provinzialverwaltung 35000 Mark zur Verfügung gestellthat, ein Beispiel, das
ich hier zur Nachahmung auführen will.

Was mm die Verausgabung dieser zur Verfügung gestellten Mittel betrifft, so steht die
Kommissiunauf dem Standpunkt, daß aus diesen Mitteln in erster Linie die Kosten der örtlichen
Fürsorgestellenganz übernommenwerden müssen. Es kann unseren Stadt- und Landkreisen in der
heutigen Zeit, wo die sozialen Kriegsauflagcn auch iu ihren finanziellenWirkungenin so überreicher
Fülle auf sie eindriugen, nicht zugemutet werden, hier noch Kosten zu übernehmen. Die Kosten
muß der Provinzilllverbaud ans den ihm znr Verfügung stehenden Mitteln tragen.

Dann war die Ansicht der Kommission,daß sich der Pruvinzialvcrbnnd auch den übrigen,
an ihn herantretenden Aufgaben gegenüber großzügig erweisen, insbesondereanch die Kosten der
Berufsausbildung seinerseitsttbcruchmcu, auch, wenn es nötig ist, den Kriegsbeschädigten,soweit
der Unterhalt in Frage gestellt ist, Zuschüsse hierzu geben möchte.

Meine Herren, es ist auch finanziell ein nicht unerfreulichesBild, das ich Ihnen dank
der Wirksamkeitder hier tätige» Kräfte vorführen kann. Ich will Ihnen nur eine Zahl ans der
Statistik nennen, die Sie im Bericht finden. Es sind 14 471 Kriegsbeschädigte durch die Fürsorge
gegangen, also die Provinzialverwaltung hat eiue ganze Division Kriegsbeschädigter bisher beraten
und hoffentlich auch gefördert.

Ich habe bereits hervorgehoben,daß es in der Kommissionals wünschenswertangesehen
wurde, daß die Ausführungen, die ich Ihnen hier in ihrem Auftrage zu machen habe, durch ins
einzelne gehende Ausführungen des Leiters der Zentralstelle, des Herrn Landesrats Honon ergänzt
werden möchte»

Meine Herren' Als im vorigen Jahre an dieser Stelle als Berichterstatterder Abgeordnete
Freiherr von Loö sprach, da nannte er die Sorge für die Kriegsbeschädigten eine Frage des Herzens
und ich glaube, nach der Tätigkeit, die wir entfaltet habe», stehen wir auch jetzt noch auf diesem
Standpunkt, und ich möchte im Anftrage der Kommission - und ich glaube, ich gehe dann einig
mit dem ga»zen Hause - allen unseru rheinischen Kriegern, die da draußen an der Grenze treu
°uf der Wacht stehen, das bernhigendeWort zurufen, daß hinter ihnen tue ganze Rhemprovmz ,n
Reserve steht, hilfsbereit, die Wunden, die der Krieg ihnen geschlagen hat nnd die er schlagen wird,
»ach Menschenmöglichtcit zn heilen. (Lebhafter Beifall.)

Meine Herren' Ich habe am Ende meiner Ausführungen Ihnen vorzuschlagen,das
h°he Hans möge von dem Berichte des ProvinzialausschnssesKe»»tnis nehmen. (Ernenter leb¬
hafter Beifall.) . , c. .«.<«> .

Stellvertretender Vorsitzender Graf und Marquis von nnd zn Hoensbroech: Das
Wort hat Herr Landesrat Dr. Horion, m, ^ >>

Landesrat I).. Horion: Meine sehr verehrten Herren! Wenn ich, dem Wunsche der
Kommissionentsprechend, den Ansftthrnngen des Herrn Referenten noch ewiges über die allgemeinen
Grundsätzehinzufügen soll, die für uns bei der Zuführung der Kriegsbeschädigten zu ueuen Berufen
maßgebend gewesen sind, so muß ich dem znnächst einen Vorbehalt vorausschicken, der dahingeht,
daß solche allgemeine»Omudsätze in der Praxis stets nur mit der größten Vorsicht anzuwenden

6*
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sind. Jeder einzelne Fall liegt so verschieden nach der sachlichen und der persönlichen Seite, auch
nach den Neigungen des Kriegsbeschädigten,die ebenfalls eine gewisse Berücksichtigung verdiene»,
daß mit der schematischenAnwendungallgemeinerGrundsätzeganz gewiß nichts zu machen ist, daß
stets der einzelneFall für sich behandelt werden muß und jeder Grundsatz auch ebensoviel Aus¬
nahmen zuläßt.

Nichtsdestowenigerhat sich doch eine gewisse Praxis entwickelt, mit der man zunächst
wenigstensan den eiuzelueuFall Herangehen kann.

Der oberste Grundsatz, den der Herr Referent ja auch schon ausgesprochen hat, ist der,
daß es sich vor allem darum handelt, den Kriegsbeschädigtendem bisherigen Berufe zu erhalten
und, wenn irgend möglich,beim bisherigen Arbeitgeber wieder unterzubringen. Der Grund hierfür
liegt darin: Das, was er bisher erlernt hat, stellt ein Kapital, nicht nur für ihu, sondern auch
für die Volkswirtschaftdar, das weiter verwertet werden muß. Sodann findet er beim bisherigen
Arbeitgeber auch am ersten das persönliche Interesse, dessen er vielleicht bedarf, um im Leben weiter
zu kommen. Jedes neue Lerueu ist bei erwachseneu Leuten, zumal weun sie noch gesundheitlich
beschädigt sind, recht schwierig, so daß, selbst wenn die Ausübung des bisherigen Berufs auch
Schwierigkeiten macht, diese meistens doch geringer sind, als wenn er etwas ganz Neues
anfangen soll.

Diese Erhaltung im bisherigen Beruf ist uns aber auch glücklicherweiseiu weit größerem
Umfange möglich, als man es vor dem Kriege auch mir im entferntestengeahnt hat. Wir ver¬
danken das einmal den Fortschritten der Medizin und der ärztlichen Heilbehandlung, die schon
während der Heilung auf deu zukünftige,,Beruf des Kriegsbeschädigte» Rücksicht nimmt, dann aber
auch vor allem den große» Furtschritten, die die Technik durch neue Erfindungen auf dem Gebiete
des Ersatzes verloren gegangenerGlieder gemacht hat, Erfindnngen, bei deuen besondersdie rheinische
Industrie iu hervorragendemMaße beteiligt ist. Wenn wir beispielsweise nur einmal auf die land¬
wirtschaftliche BeschäftigungHinsehen, so gibt es wohl kaum eine Beschädigungder uutereu Olied-
maßen, die es hentzutage unmöglichmacht, daß der Betreffeude weiter in der Landwirtschafttätig
bleibt und, wem, auch nicht ganz mit de» bisherigen Arbeiten, so doch mit irgendwelchen anderen
Arbeiten beschäftigt wird, oder daß man ihm auf dem Wege der Ausiedluug eiue selbstäudige
Stellung verschafft, bei der Frau und Kinder vielleichtmanche Arbeiten ausführen, die er nicht
ausführe» ta»n. Ebenso ist mit den neuen künstlichen Armen auch den Armbeschädigtennoch eine
weitgehende Ausübung aller landwirtschaftlichenArbeiten möglich.

Allerdings ist dieser Grundsatz des Verbleibens im bisherigen Bernfe doch wiederum uicht
schematischanzuwendeu. Ein einarmiger Maurer ist ein Unding, und ein einarmiger Uhrmacher
oder Klempner kann ebenfalls nicht praktischtätig sein. Infolgedessen gibt es doch eine ganze
Anzahl Fälle, i» denen ein gewisses Umlernen notwendig sein wird. Da muß denn auch darauf
geachtet werden, daß die bisherigen Kenntnifse und Erfahrungen nunmehr in einer neuen mehr
theoretischen, mehr schreibenden oder bureaumäßigeu Tätigkeit verwertet werden. Vorsicht ist hier
sehr am Platze, je größer die Zahl der Kriegsbeschädigtenwird. Schon heute mnh man sich mit
einer gewissen Aengstlichkeit fragen, was nach dem Kriege aus allen den Maurerpolierern und Bau-
schreibern werden wird, die jetzt aus den Bauhandwerkern hervorgehen uud die, weil sie praktisch
nicht mehr wirksam sein können, jetzt zu dieser aufsichtführendenund schreibenden Tätigkeit aus¬
gebildet werde».

Der zweite Grundsatz ist dauu der: die Kriegsbeschädigtenmüssen von sogenannten
Invalidenstellen möglichst ferngehalten werden. Dazu gehören die Stellen als Pförtner, als Bote,
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als Aufseher, selbstverständlich noch mehr die Stellen als Hausierer oder Orgeldreher. Aber ganz
entschieden müssen hierhin auch die Stellen als Schreiber und als Kaufmann für solche, die früher
nicht diesen Beruf ausgeübt haben, gerechnet werden. Das tägliche Brot in der Kriegsfürforge
ist, die Kriegsbeschädigtengerade von dem Schreiberberuf fernzuhalten. Infolgedessen muß, wie
auch der Herr Vorredner sagte, schon bei der Lazarettbeschäftigungsehr wohl darauf geachtet
werden, daß nicht durch die Art der Beschäftigung Kriegsbeschädigte, die praktisch tätig sein können,
gewissermaßen zwangsweisemit dem Bureaustuhl gedrückt werden. Immer wieder begegnetes uns,
daß, wenn man einem Kriegsbeschädigten klar machenwill, daß das Schreiberhandwerknichts für
ihn ist, weil doch nach dem Kriege die Tätigkeit eines Schreibers, der weiter nichts mitbringt als
seine Handschrift und vielleicht Maschinenschreiben und Stenographieren, eine ganz brotlose Kunst
sein wird, ein solcher Kriegsbeschädigterdann antwortet: ja, wofür habe ich denn im Lazarett
Maschinenschreiben und Stenographieren gelernt, wenn ich jetzt nicht Schreiber werden soll? Infolge¬
dessen bremsen wir auf diesem Gebiete bei derartigen Ausbildungskursen,wo wir können.

Ein weiterer Grundsatz ergibt sich aber jetzt, der auch durch das Wachsender Zahl der
Kriegsbeschädigten hervorgerufenwird, und das ist der, daß bei der Berufsberatung der Beschädigten
nicht nur der einzelneMann im Auge behalten wird, sondern daß man die Kriegsbeschädigten in
ihrer Gesamtheit ins Auge fassen muß, das heißt der Einzelne darf in keinen Beruf geführt
werden, den ein schwerer Beschädigternoch ausüben kann, und zwar eben im Interesse der schwerer
Beschädigten, um ihnen nicht eine der nicht sehr zahlreichenStellen, für die sie geeignetsind,
wegzunehmen. Beispielsweise würde es verkehrt sein, einem Unterschenkelamputierteneine leichte
Portierstelle zu übertragen, die ein Armbeschädigter versehen könnte, weil die Unterbringung der
Armbeschädigtensehr viel schwerer ist als die Unterbringung der Beinbefchädigten,weil diefe Bein-
beschädigten noch immer in einer andern praktischen Tätigkeit verwendetwerden können.

Hier bedürfen wir nun der verständnisvollenMitarbeit der Arbeitgeber, daß sie sowohl
bei der Besetzung freier Stellen auf diesen Grundsatz Rücksicht nehmen, als auch darüber hinaus
Stellen, die bisher in ihren Betrieben durch Gesunde besetzt waren und die durch solche schwer
Beschädigteversehen werden können, doch möglichst durch Umgruppierungfrei machen und uns dann
solche Stellen für schwer Beschädigte zur Verfügung stellen.

Wir suchen dann ferner die Kriegsbeschädigtenauch von den kleinen Beamtenstellenfern¬
zuhalten, auch nicht nur im volkswirtschaftlichen Interesse, sondern auch im Interesse des Kriegs¬
beschädigten,der in einer solchen Stelle häusig weniger verdienenwird, als wenn er bei seinem
Berufe verbleibt, dann aber auch eben wieder im Interesse der Schwerbeschädigten,die noch nach¬
kommen und die dann solche verhältnismäßig leichten Stellen nicht durch andere besetzt finden
dürfen, die das Glück hatten, weil sie früher verwundet wurden, auch früher aus dem Militär-
verbände entlassenzu werden.

Im Anfange der Tätigkeit hatten wir auf diesem Gebiete außerordentliche Schwierigkeiten.
Wenn ein Kriegsbeschädigter gefragt wurde, was er anfangen wolle, war die Antwort ganz stereotyp:
ein „Pöstchen" bei der Post oder bei der Bahn. Inzwischen ist es aber bedeutend besser geworden,
einmal durch das Abkommen,das wir mit den betreffenden Behörden geschlossen haben und das
dahin geht, daß sie allerdings die bisher bei ihnen angestelltenKriegsbeschädigten in weitgehendem
Maße, wenn irgend möglich,wieder aufnehmen, daß sie aber neue nur dann nehmen, wenn von
den zuständigenStellen der Kriegsfürforgebescheinigt wird, daß für den Betreffendenein Berufs¬
wechsel notwendig oder wünschenswert ist.

Ferner ist uns hier die Einschränkungin der Erteilung des Anstellungsscheines zu Hilfe
gekommen, der anfangs ganz regellos sozusagen allen gegeben wurde, der aber jetzt auf Anordnung
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des Kriegsministeriumsebenfalls im wesentlichen auf die Fälle der Notwendigkeitdes Berufswechsels
beschrankt werden soll. Feiner suchen wir die Kriegsbeschädigtenmöglichst der Heimat , zu
erhalten, weil ihnen dort die persönlichen Beziehungenzn ihren Bekannten und Freunden zur Ver¬
fügung stehen, die sie anderswo nicht finden; dann aber suchen wir auch vor allem die Kriegs¬
beschädigtenvom Lande dem Lande zu erhalten. Es ist ja vielleicht zu befürchten, daß gerade
durch manche mit dem Kriege zusammenhängende Umstände,beispielsweise häusig auch durch den viel-
monatigen Lazarettaufenthalt iu den großen Städten mancher Kriegsbeschädigteund auch manche
Krieger, die früher auf dem Lande gewesensind, dem Lande verloren gehen werden. Umsomehr
sind wir verpflichtet,alles zn tun, um dem iu jeder Weise entgegenzuwirken. Da wird uns denn
wohl die beabsichtigte Gründung einer Siedlnngsgesellschaft,über die Ihnen eine besondere Vorlage
vorliegt, sehr zu Hilfe kommen, weil eben auf diesem Wege mancher Kriegsbeschädigteauf dem
Lande gehalten werden kann. Allerdings, die nötige Vorsicht muß bei der Ansiedlungselbstverständ¬
lich vorhanden sein. Ich darf vielleicht zur Illustration einmal ein einzigesBeispiel dafür anführen,
wie wir diesen Grundsatz, den Kriegsbeschädigtenauf dem Lande zu erhalte», im eiuzelnenFalle
praktisch durchführen. Ein Ziegeleisortiercraus einem kleinen Dorfe im RegierungsbezirkDüsseldorf
hat ein Bein verloren. Er konnte seinen bisherigen Beruf nicht weiter ausüben. Da wäre es ein
leichtes gewesen, ihn in einer Fabrik unterzubringen. Wir haben jetzt Spezial-Ausbildungsanstalten
eingerichtet,wo Kriegsbeschädigte,vor allem wenn sie die Hände noch zur Verfügung haben, an
Spezialmaschinender Großindnstrie, wie Drehbänkenusw., etwa 6 Wucheu ausgebildet werdeu. Sie
werden daun gern von der Großindustrieübernommen. Der Weg wäre einfach gewesen. Die Folge
wäre aber gewesen, daß der Kriegsbeschädigtemit seiner Fran und 6 Kindern vom Lande in die
Stadt verpflanzt worden wäre — ein bedauerlichesErgebnis. Infolgedessen haben wir uns hier
gefragt, ob nicht eine Ansiedlungmöglichwäre, und die Vomussetzuugendafür waren günstig. Der
Betreffende selbst war früher landwirtschaftlicherArbeiter gewesen, seine Frau stammte ebenfalls
vom Lande, er hatte schon einiges Verständnis für gärtnerischeArbeiten, es bot sich die Gelegen¬
heit, ein kleines, für gärtnerischenBetrieb geeignetes Besitztum für ihn zu erwerben. Mit Hilfe
der Siedlnngsgesellschaftwird es uns wohl gelingen, daß er dort mit seiner Familie verbleiben
und mit Hilfe feiner Rente von 80 Mark nnd dem, was er dazu verdient, seinen Lebensunterhalt
finden kann.

Meine Herren! Einen richtigen Rat nach den vorliegendenGrundsätzen dem Kriegsbe-
schädigten zu gebeu, ist manchmal nicht schwer. Viel schwieriger ist es aber häusig, deu Kriegsbe-
schädigteu zu bewegen, dem erteilten schönen Rate auch zu folgen. Wir sind eben da im wesentlichen
auf den guten Willen der Kriegsbeschädigtenangewiesen. Sie sind nun einmal keine Kinder, sie
sind auch keine Schachfiguren, die wir beliebig hin» uud hersetzen können, sondern sie haben anch
ihre persönlichen Neigungen nnd Wünsche, die eine gewisse Rücksicht verdienen. Vor allem ist es
hier das mangelnde Vertrauen der Kriegsbeschädigten in ihre Leistungsfähigkeit,das häusig Schwierig¬
keiten macht. Vor allem tonnen sie sich noch gar nicht von dem früher üblichen Gedanken an die
geringe Leistungsfähigkeitder Invaliden losmachen; es wollen ihnen gar nicht die neuen Grundsätze
über die Fürsorge und die Leistungsfähigkeitder Invaliden in den Kopf hinein. Infolgedessenist
von größter Bedeutung die allgemeinePropaganda, die auf diesem Gebiete entfaltet wird uud die
diese Ueberzeugungnicht nur bei deu Kriegsiuvaliden verbreitet, sondern auch in ihren Familien,

. in ihrer ganzen Umgebungund bei den Arbeitgebern.
Dazu kommt dann, worauf auch eben schon hingewiesen wurde, häusig der langdauernde

Lazarettaufenthalt mit seiner entuervenden und arbeitentwöhnendenWirkung, der es wirklich den
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Kriegsbeschädigtentrotz besten Willens manchmal schwer macht, sich wieder an die regelrechte Arbeit
heranzumachen.

Allerdings begegnet uns auch nicht selten der Gedanke bei den Kriegsbeschädigten,daß
sie nunmehr, nachdemsie sich für das Vaterland geopfert haben, auch einen Anspruch darauf haben
nicht nur einen bequemen„Posten", sondern ein bequemes „Pöstchen" zu bekommen,in dem sie
den Rest ihrer Tage in behaglicher Weise verbringen können. Das hätte sich ja vielleichtdurch¬
führen lllfsen, wenn wir nicht mehr Kriegsbeschädigte gehabt hätten als nach 1870. Aber selbst¬
verständlichist das hente nicht möglich, so gerne man den Kriegsbeschädigten auch etwas gönne»
mag; sie können nur unterkommen,wenn sie unter Anspannung ihrer ganzen Kräfte wieder in die
regelrechte Erwerbsarbeit eintreten.

Von besonderer Bedeutung ist dann noch die sogenannte Reutenfurchtder Kriegsbeschädigten,
das heißt die Befürchtung, die Rente könnte zu gering ausfallen oder gekürztwerden, wenn der
Kriegsbeschädigtewieder einen Platz im Erwerbsleben ausfüllt und einen guten Lohn verdient.

Im einzelnenmöchte ich aus Mangel an Zeit auf diesen wichtigenPuutt nicht eingehen.
Es dürfte aber doch das Ergebnis einer Rundfrage interessieren,die über diesen Punkt bei sämtlichen
Ortsausschüssenveranstaltet worden ist.

Diese Rundfrage hatte das überraschende Ergebnis, daß die Rentenfurcht bei den nach
Hause entlassenenKriegsbeschädigtenlange nicht so groß ist, als man vielleichtnach dem, was
darüber geredet und geschricbeu wird, annehmen müßte. Das liegt wohl daran, daß, wenn auch
vielleichtauf der eineu Seite der Kriegsbeschädigtedcu Wunsch hat, mit seiner Arbeitskraft zurück¬
zuhalten, um die Rente nicht zu kürzen, diesem Gedankendoch jetzt zwei andere Momente entgegen¬
wirken. Das sind einmal die außerordentliche Teuerung, die hohen Kosten der Lebenshaltung, denen
gegenüber die Rente doch verhältnismäßig gering ist und die den Kriegsbeschädigten nötigen, nm
seinen und seiner Familie Hunger zu stillen, sich wieder an die Arbeit zu geben, und auf der
anderen Seite die außerordentlichhohen Löhne, die bei der heutigenKonjunkturauch den verhältnis¬
mäßig schwer Kriegsbeschädigtengeboten werden.

Allerdings lauten die Gutachten der Lazarettleiter über den guteu Willen der Kriegsbe¬
schädigten,im Lazarett sich wieder an die Arbeit zn geben und schon dort für den zukünftigen
Beruf auszubilden, im allgemeinenrecht ungünstig. Aber vielleicht spielen da doch auch noch andere
Umstände eine Rolle. In den Lazaretten befindensich die Kriegsbeschädigten,ehe die Rente fest¬
gesetzt ist. Da ist es nicht wunderbar, daß alle Gedankendes Kriegsteilnehmerssich nnr mit der
Frage beschäftigen,was für eine Rente bekommstdn? und daß er sich bei allem, was er lernt
und worin er sich übt, immer nnr denkt: das wirkt verkürzendauf die Reute ein, die vielleicht iu
14 Tagen oder 3 Wochen festgesetzt wird. Anders ist es, wenn er zu Hause ist und einmal die
Rente festgesetzt und die Nachprüfung selbst, vielleichtauf zwei oder drei Jahre hinausgeschoben
ist. Dann weiß er, woran er vorläufig ist, und daß ihm durch das, was er arbeitet und lernt,
wenigstensvorläufig nichts passierenkann.

Vielleicht wird in den Lazaretten, wie man wenigstens von den Kriegsbeschädigten hört,
auf den guten Willen zur Arbeit auch etwas verschlechterud einwirkendie Sehnsucht nach Hause,
vielleicht auch manchmaleine gewisseReaktion gegen den militärischen Zwang zur Berufsausbildung,
an den fich besonders diejenigen, die keine so lange Militärzeit zurückgelegt haben, nicht so recht
gewöhnenkönnen. Allerdings soll damit nicht gesagt sein, daß nicht immer noch eine ganze Anzahl
Falle von Rentenangst übrig bleiben, wo diese auch für die Kriegsbeschädigtenfürsorge nachteilig ist,
besondersbei inneren und nervösen Krankheiten,die wir ja aber heute noch in geringererZahl vor
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uns haben. Infolgedessen wäre es gewiß dringend wünschenswert,wenn im Wege der Gesetz¬
gebung diese Befürchtungender Kriegsbeschädigtenbeseitigt werden könnten.

Nun kann auf Grund der erwähnten Statistik zur Ehrenrettung der Kriegsbeschädigten
aber doch gesagt werden, daß für den größten Teil derselbender Gedanke, für die ganze Zukunft
als Staatspensionäre zu leben, doch nicht das einzige Ziel ihres Daseins ist. Einzelne üble Fälle
dürfen durchaus nicht verallgemeinert werden. Besonders ist es eine Erfahrung, daß bei den
älteren und verheirateten Kriegsbeschädigtender gute Wille, an die Arbeit zu kommen, häufig
größer ist als bei den jungen und ganz jugendlichen Kriegsbeschädigten,die ja meistensallein stehen
und bei denen die Rente ja so hoch ist, daß sie so ziemlich zur Deckung des Lebensunterhalts
ausreicht.

Ich möchte denn auch noch die Ausführungen des Herrn Referenten dahin unterstützen,
daß wir es mit großer Freude begrüßen, daß uns jetzt durch Bereitstellung von Mitteln der freien
LiebestätigkeitGelegenheit gegeben ist, über das eigentliche Ziel der Kriegsbeschädigtenfürsorge,also
über die Wiedererwerbsfähigmachungder Kriegsbeschädigtenhinaus, in dem einen oder anderen
Falle eine Unterstützungzu leiste«. Die Rente der Kriegsbeschädigtenist zwar, abgesehen von den
heutigen außergewöhnlichenTeuerungsverhältnissen,in vielen Fällen, besonders bei alleinstehenden
Personen, durchaus als ausreichendanzusehen. Die Rente ist sogar bei einzelnen Kriegsbeschädigten,
z. B. bei den Beinbeschädigten,häufig außerordentlichhoch. Eine Beeinträchtigung der Erwerbs¬
fähigkeit liegt manchmal kaum bei ihnen vor, und doch bekommen sie 50,60 Mark Rente. Anders
bei denen mit inneren Leiden, bei den Nervösen, Dort erscheint die Rente infolge des Fehlens der
Verstümmelnngszulllgehäusig außerordentlich niedrig. Unser ganzes Mmmschaftsversorgungsgesetz
hat mehr an die äußeren Beschädigungengedacht, die ja früher fast allein in Frage kamen; es hat
dabei weniger die inneren und Nervenleidenim Auge gehabt, die heute eine so große Rolle spielen.

Aber vor allem ist der Kriegsbeschädigte,wenn er eine große Familie hat, mit der heutigen
Rente, besondersbei den jetzigen Erwerbsverhältnifsen,manchmalrecht schlimm gestellt, falls es nicht
gelingt, ihm sofort wieder einen vollen Verdienst zu verschaffen. Da ist es denn angenehm, daß
zwar in erster Linie die örtlichenInstanzen unterstützendeintreten, daß aber doch, wenn dies im
einzelnenFalle nicht möglich ist, der Kriegsbeschädigte nicht die Armenpflegein Anspruch zu nehmen
braucht, sondern daß wenigstens eine vorübergehendeUnterstützuug von hier aus gegeben werden
kann. Es ist ja in Aussicht gestellt worden, daß hier durch eine gesetzlicheAenderung geholfen
weiden soll. Das kann aber immerhin noch einige Zeit dauern. Ebenso kann in solchen Fällen
aus besonderenFonds des Kriegsministeriums eine Unterstützung erbeten werden. Das tun wir
dann auch jedesmal. Die Entscheidungdauert aber manchmal monatelang, und zur Hilfe in der
Zwischenzeitsollen diese freiwillig gespendetenBeiträge dienen, die hoffentlich auch noch einen
größeren Netrag annehmen werden, da der jetzige Betrag ja für die ganze Rheinprovinz noch nicht
sehr bedeutendist. Allgemein ist allerdings bei allen diesen Geldunterstützungenan Kriegsbeschädigte
sehr wünschenswert,daß die betreffendenStellen in einem gewissen Zusammenhangemit der Pro-
vinzialverwaltung vorgehen, denn sonst kann durch vielleichtüberflüssige Unterstützung der Kriegs¬
beschädigten dem Ziele der Provinzialverwaltung, die Kriegsbeschädigtenwieder an die Arbeit zu
bringen, in verhängnisvoller Weise entgegengewirktwerden. Ein solches Zusammenwirkenfindet
aber auch jetzt schon in großem Umfange statt. Wir arbeiten mit den vielen anderen Stellen, die
auf dem Gebiete der Kriegsbeschädigtenfürsorge tätig sind, und die vielfach mit einer gewissen Eifer¬
sucht über den Umfang ihres Tätigkeitsgebietes wachen, überall verständnisvoll nicht nur neben¬
einander, sondern miteinander in gegenseitiger Unterstützung.
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Zum Schluß dürfte ich mich vielleicht noch darüber aussprechen,ob sich nach den bisherigen
Erfahrungen wohl die Frage beantworten läßt: Werden wir das Ziel der Kriegsfürsorge, den
größten Teil unserer Kriegsbeschädigtenwieder dem Erwerbsleben zuzuführen, erreichenoder nicht?
Wenn wir nach den uns jetzt in deu Statistiken vorliegendenErgebnissen urteilen wollen, dann
müssen wir diese Fragen ganz entschieden im weitesten Umfange bejahen. Von sogenanntentröst»
losen Falten, bei denen weiter nichts mehr zu machen ist, sind uns bis jetzt nur 10 oder 12
angezeigt worden. Es handelt sich da um Fälle von vollständigerGeisteskrankheit,von hochgradiger
Tuberkulose und von hochgradigem Nervenleiden, während in allen übrigen Fällen wenigstensdie
Versuche noch schweben,die Betreffenden erwerbsfähig zu machen. Allerdings siud die bisherigen
Zahlen nicht beweisend, denn wir stehen ja erst am Anfange der Dinge. Die inneren Leiden
kommen noch fast gar nicht an uns heran, und vor allen Dingen werden sich ja die außerordentlich
günstigen Beschäftigungsverhältnifse,mit denen wir jetzt rechnen können, nach dem Kriege nicht in
diesem Umfange erhalten lassen. Ich hoffe aber, daß wir auch in Zukunft die weitgehende Unter¬
stützung der Arbeitgeber finden werden. Ich möchte hierfür nur eiu einziges Beispiel anführen.
In einer hiesigen Fabrik, in der RheinischenMetallwaren- und Maschinenfabrikbeschäftigenwir
jetzt seit 14 Tagen mit gutem Erfolge die ersten 6 blinden Kriegsbeschädigten,die dort im
Akkord arbeiten nnd den vollen Akkordlohn verdienen, so gut wie die sehenden Kriegs¬
beschädigten. Wenn wir also sogar die Bliuden noch nicht als trostloseFälle anzusehen haben,
so geht daraus hervor, wie wenig Fälle hinterher als Rest übrig bleiben werden. Wenn wir
diese Unterstützung der Arbeitgeber so wie bisher weiter finden und wenn dann der gute Wille
der Kriegsbeschädigte,,vorhanden ist, dann kann man doch jetzt schon sagen, daß gegenüber der
Gesamtzahl der Kriegsbeschädigtendie trostlosen Fälle eine ganz verschwindendeMinderheit
bilden werden.

Wenn wir dieses Ziel erreichen, dann erweisen wir den größten Dienst nicht nur unserer
Volkswirtschaft,sondern vor allem auch de» Kriegsbeschädigten selbst, denen durch Arbeitsvermittlung
viel besser als durch Rentengewährung das Opfer gelohnt wird, das sie für das Vaterland gebracht
hnben. (Lebhafter Beifall.)

Stellvertretender VorsitzenderGraf uud Marquis vou und zu Hoensbroech: Es
meldet sich niemand mehr zum Worte. Ich schließe die Beratung und stelle, da kein Widerspruch
erfolgt, fest, daß das hohe Haus gemäß dem Antrage beschlossenhat, den Bericht zur Kenntnis
zu nehmen.

Wir gehen über zum folgendenGegenstand der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachkommission zum Bericht uud Autrag des Provnizial-
ausschnsses, betreffend den Ablanf der Dienstzeit des Landesrats Dr.
Gustav Schauseil. ., .^ ^

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteI)r. znr Rieden. Ich ertelle ihm das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. zur Rieden: Meine Herren! Die Wahlzeit des

Herrn Landesrats Schmiseil läuft am I. April 191? ab.
Es wird vorgeschlagen,ihn unter denselbenBedingungen, unter denen er das erstemal

gewählt wurden ist, auf zwölf Jahre wieder zn wählen.
Stellvertretender VorsitzenderGraf und Marqnis von nnd zu Hoensbroech: Die

Beratung ist geschlossen.
Dem Antrag der I. Fachkommissionauf Wiederwahl unter den gleichen Bedmgungen ,st

"icht widersprochen worden. Ich stelle fest, daß er angenommenist.
7



50 56. RheinischerProvinziallandtag, 3. Sitzung am 1. Februar 1916.

Der folgende Gegenstand der Tagesordnung ist:
Antrag der I. Fachkommission zum Bericht uud Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend den Austritt des Landesrats Dr. Schmittmann
aus dem Rheinischen Provinzialdienste.

Berichterstatter Herr Dr. zur Rieden.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. zur Rieden: Meine Herren! Der Herr Landesrat

Dr. Schmittmann ist mit vorläufiger Genehmigung des Pruvinzialausschussesaus dem Provinzial-
dienste ausgeschieden und Dozent an den Hochschulen zu Cöln geworden.

Es wird vorgeschlagen,die nachträglicheGenehmigung zu seinem Ausscheidenzu erteilen.
Stellvertretender VorsitzenderGraf und Marquis von und zu Hoeusbroech: Ich

stelle fest, daß dem Antrage nicht widersprochen wird. Die Annahme des Antrags ist daher erfolgt.
Wir gehen über zum folgenden Punkt der Tagesordnung:

Antrag der I. Fachkommission zum Bericht uud Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend die Anbringung einer Kriegseriunerungstafel im
Ständehause.

Berichterstatter ist Herr Veltman.
Berichterstatter AbgeordneterVeltman: Meine Herren! Es liegt uns der Antrag vor,

bei dem, wie wir hoffen, baldigen siegreichen Abschluß des Krieges zur Erinnerung an die Mit¬
glieder des Provinziallandtages nnd die Beamten, Angestellten und Arbeiter der Provinzial-
verwaltung, die am Kriege teilgenommen haben und im Kriege gefallen sind oder infolge von
Krankheiten, die fie fich im Kriege zugezogen haben, gestorben sind, hier im Ständehause eine
Erinnerungstafel anzubringen. Ich bin überzeugt, daß alle Mitglieder des Landtags gerne bereit
sein werden, dieser Ehrenpflicht zu genügen und denjenigen, die ihr Blut eingesetzt und ihr Leben
bei der Verteidigung des Vaterlandes verloren haben, und die dem Landtage oder der Provinzial-
verwaltung angehörten, ein dauerndes Erinnerungszeichenzu setzen.

Es ist beabsichtigt, im Ständehaus, etwa am Eingang, eine solche Tafel anzubringen.
Ueber ihre Form steht noch nichts fest. Ich meine aber, daß wir zum Provinzialausschuß das
Vertrauen haben können, daß er die geeignete, künstlerischschöne Form für dieses dauernde
Gedächtniszeichen finden wird.

Die Kosten sollen aus den deni Provinziallandtage zur Verfügung stehenden Mitteln
gedecktwerden.

Ich bitte, diesen Antrag einmütig anzunehmen. (Beifall.)
Stellvertretender Vorsitzender Graf uud Marquis von und zuHoensbroech: Meine

Herren! Es erfolgt kein Widerspruch. Ich stelle die Annahme des Antrages fest.
Wir gehen über zum folgeuden Gegenstand der Tagesordnung:

Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial»
ausschusses, betreffend Ermächtigung znm Verlauf des Grundbesitzes der
Provinz an der Elisabethstraße zu Düsseldorf.

Berichterstatterist der Herr AbgeordneteDr. Hagen.
Berichterstatter AbgeordneterDr. Hagen: Meine Herren! Sie werden gebeten, dem

Antrage entsprechend zu beschließen. (Beifall.)
Stellvertretender VorsitzenderGraf uud Marquis von und zu Hoeusbroech: Sie

haben den Antrag des Herrn Berichterstatters gehört. Es erfolgt kein Widerspruch. Ich stelle
seine Annahme fest.
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Wir gehen über zu Nr. 10 der Tagesordnung:
Antrag der IV. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend Errichtung einer landwirtschaftlichen Winterschule
flir den Kreis Solingen.

Berichterstatter ist Herr Dr. Brandt.
Berichterstatter Abgeordneter I)r. Brandt: Meine Herren! Einer der wenigen Kreise

der Rheinprovinz, die noch keine landwirtschaftliche Winterschule besitzen, ist auch der Kreis Solingen.
Der Kreistag hat daher beschlossen, eine Winterschulezu errichte» und zwar in Opladen. Die
Landwirtschaftskammerhat sich ebenfalls dafür ausgesprochen und gleichfalls das Zeutralluratorium
für das Winterschulweseu der Rheinprovinz.

Meine Herren! Der Antrag bedarf wohl kaum einer Begründung, zumal in der jetzigen
Zeit. Es ist selbstverständlich,daß zur Förderung der Landwirtschaft iu erster Linie eine fach¬
männische Ausbildung der jungen Landwirte erforderlich ist, und gerade die jetzige Kriegszeit hat
ja gelehrt, daß wir alles tun muffen, um unsere landwirtschaftlicheProduktion zu heben und zu
vermehren. Daß dazu das Besteheneiner Winterschulc und das Vorhaudeuseiueines Wanderlehrers
in erster Linie geeignet ist, bedarf wohl keines Beweifes.

Die jungen Landwirte aus dem Kreise Solingen besuchten bisher die landwirtschaftliche
Winterschule des Kreises Mettmaun in Vohwinkel. Eine Schädigung dieser Schule ist aber durch
die Neugründung nicht zu befürchten. Der Vertreter des Kreises Mettmann erklärte in der
Konnnission, es sei im Gegenteil zu erwarten, daß der Winterschuldirektorsich dann noch mehr
und besser seinen Aufgaben im eigenenKreise, vor allem als Wanderlehrer widmen könne.

Eine finanzielleBelastung entstehtder Provinz durch Uebernahme von 2500 Mark Zuschuß
und durch Uebernahmeder Beiträge für die Hinterbliebenenverficherung und an die Ruhegehaltskafse.

Der IV. Fachausschuß bittet Sie daher, zu beschließen,der Errichtung einer landwirt¬
schaftlichen Winterschuleim Kreise Solingen und zwar in Opladen zuzustimmen.

VorsitzenderSpiritus: Sie haben den Antrag des Herrn Berichterstattersgehört. Zum
Wort ist niemand gemeldet. Ich stelle die Annahme fest.

Wir kommen zum folgendenGegenstand der Tagesordnung:
Antrag der IV Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial»
ausschusses, betreffend Errichtung einer landwirtschaftlichen Winterschule
im Landkreis Cöln.

Derselbe Herr ist Berichterstatter.
Berichterstatter AbgeordneterDr. Brandt: Meine Herreu! Hier liegen die Verhältnisse

ähnlich so wie im Kreise Solingen. Auch der LandkreisCöln ist einer der wenigenKreise, die noch
keine landwirtschaftlicheWinterschule haben. Auch hier hat der Kreistag beschlossen, eine solche zu
errichten und zwar voraussichtlich in Weiden.

Die Schüler aus dem Landkreise Cöln besuchten bisher die landwirtschaftliche Winterschule
m Bergheim. Die Entfernung des LandkreisesCöln von Bergheim ist aber ziemlich groß und
vor allem ist der Besuch jener Schule mit finanziellenOpfern für die Eltern verbunden. Infolge¬
dessen entschloß sich der Kreistag, eine eigene Schule zu errichten.

Auch hier sind die Formalien erfüllt, und der IV. Fachausschuß bittet Sie der Errichtung
einer landwirtschaftlichenWinterfchuleim Landkreis Cöln ebenfalls zuzustimmen.

VorsitzenderSpiritus: Auch hier ist eiue Wortmeldung nicht erfolgt. Ich darf daher
annehmen, daß Sie mit dem Vorschlageinverstandensind.
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Wir kommen dann zu Nr. 12:
Beschlußfassung über die vorgelegte» Einzel-Haushaltspläne der Verwal¬
tungszweige und Anstalten für das Rechnungsjahr 1916/17.

Meine Herren! Bei der gestrigenBeratung des Haushaltsplans wurden die sämtlichen
Haushaltspläne an die zuständigen Kummissiuuen verwiesen. Es sind vur allem der Haupt-
Haushaltsplau, über den Sie ja bei der folgenden Nummer der Tagesorduuug spreche» werden;
dann aber anch die Einzel Haushaltspläne der verschiedensten Verwnltuugszweige. Diese gingen
an die zuständige,! Fachkommissionennnd es muß, bevor wir über den Haupt-Haushaltsplan
Beschlußfasse« können, eiue Erklärung der zuständigenKommissionenüber die Stellung abgegeben
werden, die sie zu deu betreffendenEinzel-Haushaltsplänen geuommenhaben.

Wenn eine solche Erklärung abgegeben ist, ist es jedem der Herren aus dem Hause
unbenommen,noch zu den einzelnen Haushaltsplänen zu sprechen, wenn das gewünscht wird.

Ich möchte nu» zunächst den Herrn Vorsitzenden der I. Fachkommission fragen, welche
Stellung die Kommission zu deu ciuzelueu Haushaltsplänen genommen hat. — Ist der Herr
Vorsitzende nicht da? Dann kauu vielleicht eiu anderes Mitglied der I. Fachkommissiondie
Erklärung abgebe».

Herr AbgeordneterDr. Oehler!
Berichterstatter Abgeordneter Dr. Oehler: Die I. Fachkommission ist der Meinung, daß

die Haushaltspläne im ganzen angenommenwerden sollen.
VorsitzenderSpiritus: Die Haushaltspläne der I. Fachkommissionmit Ausnahme des

Haupt-Haushaltsplanes sollen im ganzen angenommen werden. (Berichterstatter Abgeordneter
Dr. Oehler: Ganz recht!)

Erfolgt dagegen Widerspruch?
Das ist nicht der Fall. Also die einzelnenHaushaltspläne der I. Fachkommissionsind

angenommen.
Fachkommission II».
Berichterstatter Abgeordneter von Nell-Bonn: Ich stelle dasselbe für dir Fach¬

tommissionHa fest.
VorsitzenderSpiritus: Durch deu Herru Vorsitzende!! der II», Fachkommission von Nell

ist dasselbe festgestellt worden.
Ein Widerspruch erfolgt nicht. Es sind also anch die einzelnen Haushaltspläne der

Fachkommission II», angenommen.
Fachkommission Ild.
Herr von Brnchhnusenist nicht da. Vielleichtkann einer der anderen Herren die Erklä-

ruug abgeben. (Zuruf: Auch die Fachkommission II d stellt für die ihr überwiesenenHaushalts¬
pläne einstimmigdeu Antrag auf Auuahme).

Auch hier wird einstimmigeAnnahme beantragt.
Erhebt sich hiergegen ans dem Hause Widerspruch? Es ist nicht der Fall.
Die einzelueuHaushaltspläne der Fachkommission IIIi sind ebenfalls angenommen.
III. Fachkommission.
Vorsitzender Herr von Stedma»!
BerichterstatterAbgeordneteruv» Strdman: Es wird unveränderteAnnahme einpfählen.
Vorsitzender Spiritus: Sie höre» de» Antrag. Widerspruch erfolgt nicht. Diese

Haushaltspläne sind augeuummen.
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IV. Fachkommission,
Herr Fühling!
Berichterstatter Abgeordneter Fühling: Auch die IV, Fachkommissionempfiehlt die

unveränderte Annahme der ihr ttbcrwiescnen Haushaltspläne,
VorsitzenderSpiritus: Auch hier wird unveränderteAnnahme vorgeschlagen. Ich nehme

a», daß das Haus auch in diesem Sinne beschließt.
Damit wären die einzelnen Haushaltspläne der Provinzialuerwaltnng sämtlich angenommen.
Wir kommen dann zu der Nummer 13, welche lautet:

Autrag der I. Fachkommission zum Vorbericht zu dem Haupt-Haushalts-
plau der Provinzialverwaltnng der Rheinprovinz sowie zu den zu demselben
gehörenden Haushaltsplänen der einzelnen Verwaltungszweige nnd An¬
stalten

und
Haupt-Haushaltsplan der genannten Verwaltung sowie die zu demselben
gehörenden Haushaltspläne der einzelnen V.erwaltungszweige uud An¬
stalten für das Rechnungsjahr vom 1, April 1916 bis 31. März 1917.

Berichterstatter ist Herr I)r. Oehlcr, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter AbgeordneterDr. Oehler: Meine Herren! Der Haupt-Haushaltsplan

für das Jahr 1916 uud der Vorbericht dazu sind iu der gestrigenSitzung Gegenstand einer ein¬
gehendenErörterung gewesen. Ich darf daher wohl auf Ihre allseitigeZustimmung rechnen,wenn
ich davon absehe, auf den Haupt-Haushaltsplan uud auf deu Vorbcricht noch im einzelnenein-
zugehen. Auch in der I. Fachkommissiou sind beide Gegenstand eingehenderBeratung gewesen.
Wir haben sehr sorgfältig geprüft, ob es zweckmäßig und durchführbarsei, Sparsamkeüsrückstchten
walten zu lassen nnd einen Teil der im Haushaltspläne vorgesehenen Stenernmlage fallen zn lassen,
oder ob e« besser sei, au die uächstcn Jahre zu de.ckeu. lieber den jetzigenHanshaltsplan etwas
reichlicherauszustatten und dadurch Mittel für die Zukunft festzulege». Die Gründe für und
wider find auch in der I. Fachkommission eingehend besprochen worden. Die Abstimmung ergab
schließlich daß man sich mit einer Stimme Mehrheit auf deu Standpunkt stellte, für die Zukunft
zu sorgen' dem Haushaltsplaue reichere Mittel zukommenzn lassen und daher von einer Steuer¬
ermäßigung'abzusehen. ^ , „., ^ » i. -

Meine Herren' Dieser Beschlnß ist wiedernmder Ausdruckdes vollstenVertrauens, das
gegenüber der Provinzialverwaltnng besteht. Dieses Vertrauen besteht auch bei donyomgen Decke
der Herre» Abgeordneten, die an sich den Wunsch gehabt hätten. >nehr Sparsa». e.t wal eu zu
lassen und die Steuer zn ermäßigen. Aber, meine Herren, diesem Vertrauen entsprichtes auch
offenbar, daß das hohe Haus vou der Provinzialverwaltnng wünschtuud hofft, sie möge unt deu
ihr zur Verüguug gestellte,, reichlichere,. Mittel., haushälterifch u.nge en nnd alle Kräfte daran¬
setzen, daß die Hanshaltspläne der nächsten Jahre so eingerichtet werden, daß Stenererhohuugeu
vermieden werden, >. , - < ^- ws »^ ^. m ^

Meine Herren! Namens der l, Fachkommissiou habe ich d.e Ehre. Ihnen den Antrag
M unterbreiten, den Antrag des Proviuzialausschnsses,wie er s.ch auf den Seiten 30 nnd 31 der
Vorlage befindet, anzunehmen.

VorsitzenderSpiritus: Ich eröffne die Verhandlung.
Es meldet sich niemand zum Wort.
Ich schließe die Verhandlung.
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Ich darf diejenige» Herren, die dem Vorschlage des Herrn Referentender I. Fachkommission
zustimmen und den Haushaltsplan annehmen wollen, bitten, sich zu erheben. (Geschieht.) Der
Haushaltsplan ist, soweit ich sehen kann, einstimmigangenommen.

Wir gehen über zu Nummer 14:
Antrag der IV. Fachkommission, betreffend die beabsichtigte Vermin¬
derung des Westfonds.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteDr. von Nell-Trier, dem ich das Wort erteile.
Berichterstatter AbgeordneterDr. von Nell, Trier: Meine Herren! Bei der Beratung

des Haushaltsplanes für die landwirtschaftlichen Angelegenheitenist in der Kommission zur Sprache
gebrachtworden, daß die KöniglicheStaatsregierung beabsichtige, im Staatshaushaltsplan die bis¬
herige Höhe des sogenannten Westfonds zu vermindern, da die Knappheit der Mittel überall große
Sparsamkeit erfordere. Der Westfonds besteht aus Zuschüsse« des Staates und der Provinz, die
alljährlich in gleicher Höhe von beiden Körperschaftenbereit gestellt werden, und zwar bisher in
der Höhe vou je 420 000 Mark, zusammen 840 000 Mark. Mit diesem Betrage ist auch im
diesjährigen Haushaltsplan der Provinz gerechnet. Von diesem Gelde werden rund 200 000 Mark
zur Unterstützungvon Wasserleitungen verwendetund der weitaus größte Betrag dient zur Unter¬
stützung landwirtschaftlicherUnternehmungenin zurückgebliebenen Teilen der Provinz.

Zum Gebiete des Westfonds gehören die Gebirgsgegenden: Eifel, Huusrück, Westerwald,
bergisches Land, hessisches Hinterland, Bönninghardt, sowie die durch Beschlüsse der Königlichen
Staatsregiemng und des Prooinzialausschussesbesondersbezeichneten Bezirke.

Der jetzige Krieg hat uns gelehrt, wie neulich schon mit Ihrer aller Zustimmung ausge¬
führt wurde, daß der Landwirtschaftuud ihrer LeistungsfähigkeithervorragendeBeachtung geschenkt
wird, daß jedes Stück Land möglichst ausgenützt uud der Viehbestandmöglichst nicht nur erhalten,
sondern vermehrt werden muß, (Sehr richtig.) Da erscheint es nicht angängig, daß nun gerade
jetzt in den bedürftigeren Gegenden weniger Aufwendungen für landwirtschaftlicheZwecke gemacht
werden als bisher.

Die IV. Fachkommissionhat daher den Ihnen in der Drucksache 23 unterbreiteten Be¬
schluß gefaßt:

„Der Provinziallandtag wolle den Provinzialausschuß beauftragen, bei der Königlichen
Staatsregieruug dahiu zu wirken, daß von einer Herabsetzung des Westfondsabgesehen,
derselbe vielmehr in seinem bisherigen Betrage belassenwerden möge."

Die IV. Fachkommission bittet das hohe Haus, diesen Beschluß zu dem seinigen machen
zu wollen. (Beifall.)

Vorsitzender Spiritus: Meldet sich jemand zum Wort?
Das ist nicht der Fall.
Ich darf dann ohne weitere Abstimmung feststellen, daß Sie nach dem Vorschlage des

Herrn Referenten beschlossenhaben.
Nummer 15:

Antrag der III. Fachkommission zum Bericht des Provinzialausschusses,
betreffend die Uebersicht über den Eisenbahnfonds und Förderung von
Bahunnternehmungen.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneterKlotz.
(AbgeordneterKlotz ist nicht anwesend). Vielleicht kann an seiner Stelle der Vorsitzende

der Fachkommission, Herr von Stedman, den Bericht erstatten.
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Abgeordneter von Siedman: Die NI, Fachkommissionhat beschlossen,dem hohen
Hause vorzuschlagen, die Angelegenheitdurch Kenntnisnahme als erledigt zu betrachten.

VorsitzenderSpiritus: Sie haben den Vorschlaggehört. Ich darf annehmen, das Sie
ihm zustimmen.

Endlich:
Antrag der III. Fachkommission zum Bericht des Provinzialausschusses,
betreffend die im Jahre 1915 erfolgten Bewilligungen von Beihilfen zum
Gemeinde- und Kreiswegebau aus Fonds H, und L, dem Fonds von
100000 Mark sowie aus den weiteren Dotationsrenten.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterKlotz.
Berichterstatter AbgeordneterKlotz: Meine Herren! Ebenso wie bei dem vorhergehenden

Gegenstände ist nach einem Beschlußdes Provinziallandtages jedes Jahr eine Uebersicht zu geben
über das, was aus den verschiedenen Fonds an die einzelnenVerbände geleistet ist. Auch diese
Uebersichtist von der Fachkommission geprüft worden. Die Fachkommission hat absolut nichts zu
erinnern gefunden und schlägt deshalb vor, die Sache durch Kenntnisnahme als erledigt zu er»
achten. (Beifall.)

VorsitzenderSpiritus: Sie haben den Vorschlaggehört. Ich darf annehmen, daß Sie
ihm zustimmen.

Meine Herren! Damit sind wir am Ende der heutigenTagesordnung angekommen, und
es bleibt mir noch übrig. Ihnen Vorschläge für die morgige Sitzung zu machen. Ich darf
annehmen, daß wir morgeu mit unferen Verhandlungen zu Ende kommen.Allerdings ist tue Tages¬
ordnung reichhaltig Das ließ sich aber nicht vermeiden,weil die l. Fachkomnnsston große Vorlagen,
die noch der Erledigung harrten, erst heute vormittag zur Erlediguug bringen konnte und zum
Teil uoch heute nachmittag darüber zu beraten hat. Sie können alfo erst morgen ,m Plenum
zur Verhandlung kommen. Heute war es leider nicht möglich.

Ich werde Ihnen die Vorlagen verlesen,die noch mcht erledigt sind ^ ^ ^.
Antrag der I Fachkommissionzum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffendd.e

Ersatzwahlenfür den Provinzialausschuhund Vornahme der Wahlen
Antrag der I. Fachkommissiouzum Bericht nnd Antrag des Provmzmlausschusses betreffendd,e

Wahl von bürgerlichenMitgliedern und deren Stellvertretern von Ober-Ersatzkommisswnen
in mehreren Bezirken und Voruahme der Wahlen. «,.>-< ^ « ,

Antrag der I. Fachkommissionznm Bericht und zu den Anträgen ^Prov^alausschusses.
betreffendMaßnahmen zur Milderung von Kriegsschäden nn wirtschaftlichen Leben.

I. Aenderung des Statuts der Landesbank
in Verbindung damit l. ^ »>,. l>.

die Petitionen des PreußischenLandesverbandes der Haus- und Grundbesitzervereine,
des Verbandes rheinischer Haus- und Grundbesitzerveremeuud mehrerer rhe«i cher
Haus- nnd Gruudbesitzervereine um Errichtungeiner ^^oM"!

II. Errichtnng einer Kriegshilfskasse in Verbindungdanut Antrag des AbgeordnetenOestreich
wegen Zusammensetzung der Ausschüsse. ». ., ^ . m^. n

III. Beteiligung der Provinz bei der Gründung einer Siedluugsgesellschaft.
Antrag der I. Fachkommission ans Anlaß der Anregung des AbgeordnetenWallraf m der Plenar¬

sitzung vom 31 Januar 1916, betreffend Ersparnisse des Provinzialverbandes auf dem
Gebiete des Armenwesensinfolge der Kriegsuntersttttzungen.
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Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend die
Verlängerung der Geltungsdauer des Reglements für die Verteilung der neuen Dotation,

Antrag der I. Fachkommissionzum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend die
Ausdehnung des Geschäftsbetriebs der Provinzial-Feuerversicherungsanstaltauf das unter
deutscher Verwaltung befindliche Gebiet des KönigreichsBelgien,

Antrag der I. Fachkommissionzum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend
die Genehmigung zur Aufnahme des Geschäftsbetriebs der Provinzial-Lebensverficherungs-
anstalt der Rheinprovinz auf die unter deutscher Verwaltung stehenden belgischen
Landesteile.

Antrag der I. Fachkommissionzum Bericht nnd Antrag des Provinzialausschusses,betreffend die
Bewilligungen aus dem Dispositionsfonds des Provinziallandtags (Ständefonds).

Antrag der I, Fachkommissionzur Petition des in den Ruhestand versetztenLandesbansekretärs
Strauch um Gewährung eines Zuschusses zu seinemRuhegehalt.

Antrag der III. Fachkommission zum Bericht und Autrag des Provinzialausschusses,betreffenddie
Genehmigung des Verkaufs des Eigentums des Provinzialverbaudes am Fornicher Berg in
der Gemeinde Namedy.

Antrag der Wahlprüfuugskommissiouzu den stattgehabten Ersatzwahlen in den Kreisen Simmern,
Cöln-Stadt, Crefeld-Land, Düsseldorf-Stadt, Oberhauscn uud Solingen-Land.

Anträge
der I. Fachkommission bezüglich der RechnuugeuNr. 1—19,
der II» Fachkommission Nr. 20—30,
der Ild Fachkommission Nr. 31—43,
der III. Fachkommission Nr. 44—49,
der IV. Fachkommission Nr. 50—55

des Vorlageuverzeichnisses.
Sie sehen also: es ist eine reichhaltigeTagesordnung. Ich glaube aber, annehmen zu

dürfen, daß wir fie morgen zur Erledigung bringen tonnen. Allerdings setzt das voraus, daß wir
beizeiten anfangen. Es ist ja auch immer die Gepflogenheit gewesen, die letzte Sitzung früh zu
beginnen.

Ich erlaube mir, Ihnen vorzuschlagen,die Eröffuungsstunde auf 10 Uhr festzusetzen,
(Zustimmung,) Damit find die Herren einverstanden,

(Zuruf: pünktlich!) 10 Uhr ganz pünktlich! Ich werde danach verfahren nnd schließe
die Sitzung,

(Schluß 1 Uhr 30 Minuten.)
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Vierte (Schluß-)Sitzung
im Ständehaus zu Düsseldorf, Mittwoch, den 2. Februar 1916.

(Beginn 10 Uhr 20 Minuten,)

1. Eingänge.
2. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend

die Vornahme von Ersatzwahlenfür den Provinzinlausschußund Vornahme der Wahlen.
3. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Proviuzialausschusses,betreffend

die Wahl von bürgerlichenMitgliedern nnd deren Stellvertretern vou Ober-Ersatzkommissionen
in mehreren Bezirken und Vornahme der Wahlen.

4. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und zu den Anträgen des Provinzialausschusses,
betreffendMaßnahmen zur Milderung von Kriegsschädcn im wirtschaftlichen Leben.

I. Aeuderuug des Statuts der Landesbank,
iu Verbindung damit

die Petitionen des Preußische»Landesverbandesder Haus- uud Gruudbesitzervereine,des
Verbandes rheinischer Hans- und Grundbesitzervereine und mehrerer rheinischer Haus- uud
Gruudbesitzervereinenm Errichtung einer Pfandbricfanstalt in der Rheinprovinz.

II. Errichtung einer Kriegshilfskassein Verbindung damit Antrag des Abgeordneten Oestreich
wegen Zusammensetzung der Ausschüsse,

III. Beteiligung der Provinz bei der Gründung einer Siedlungsgesellschaft.
5. Antrag der I. Fachkommissionaus Anlaß der Anreguug des Abgeordneten Wallraf in der

Plenarsitzung vom 31. Iauuar 1916, betreffendErsparnissedes Proviuzialverbaudes auf dem
Gebiete des Armeuwescnsinfolge der Kriegsunterftütznngcn.

6. Antrag der I. Fachkommissiou zum Bericht uud Autrag des Prouinzialansschusscs,bctrcffcud
die Verlängerung der Geltungsdaner des Reglements für die Verteilung der neuen Dotation.

7 Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Autrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Ausdehnung des Geschäftsbetriebsder Provinzial-Feuerversicheruugsanstaltauf das unter
deutscher Verwaltung befindliche Gebiet des KönigreichsBelgien.

8. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht uud Autrag des Proviuzialausschusses,betreffend
die Geuehmignugzur Aufnahme des Geschäftsbetriebsder
der Rheinprovinz auf die uuter deutscher Verwaltung stehende» belgischen Landesteile.

9. Antrag der I. Fachkommissiou zu», Bericht und Antrag des Provinzialansschusses,betreffend
die Newillignngeu aus dem Dispositionsfonds des Provinzinllandtags (Ständefonds).

10- Antrag der I. Fachkommission zur Petition des in den Ruhestand versetzten Landesbausekretärs
Strauch um Gewahruug eines Zuschusses zu seiuem Ruhegehalt.

11- Antrag der III. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Genehmigungdes Verkaufs des Eigentums des Provinzialverbandes am Foruicher Berg in
der Gemeinde Nainedy.

12. Antrag der Wahlprüfungskommissionzn den stattgehabten Ersatzwahlenin den Kreisen Simmern,
Cöln-Stadt, Crefeld-Land, Düsseldorf-Stadt, Oberhausenuud Solingen-Land.

8
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13. Anträge
der I. Fachkommission bezüglich der RechnungenNr. 1—19,
der II a Fachkommission Nr. 20—30,
der II d Fachkommission Nr. 31—43,
der III. Fachkommission Nr. 44—49,
der IV. FachkommissionNr. 50—55

des Vorlagenverzeichnisses.
VorsitzenderSpiritus: Ich eröffne die Sitzung.
Das Protokoll über die gestrige Sitzung liegt auf dem Tische des Hauses offen.
Schriftführer für die heutige Sitzung sind die Herren Abgeordneten Dr. Lembke und

The Losen.
Ich habe die Ehre, Ihueu folgende Eingänge mitzuteilen:
Der Haus- und Grundbesitzern««« in Neuß hat eine Petition um Errichtung einer

Pfandbriefanstalt in der Rheinprovinz eingereicht. Die übrigen Petitionen sind in der Fach¬
kommissionerledigt und stehen auf der heutige» Tagesordnung. Die vorliegende Petition wird
damit verbunden.

Meine Herren! Iu früheren Jahren hat der Provinziallandtag die Ermächtigung erteilt,
daß der Vorsitzende mit den beiden in der Schlußsitzungtätigen Schriftführern das Protokoll dieser
Sitzung feststellt. Da es nicht möglich ist, das Protokoll hier offenznlegen,bitte ich, uns auch in
diesem Jahre wiederum diese Ermächtiguug zu erteilen.

Dagegen erhebt sich kein Widerspruch. Ich werde dementsprecheud verfahren.
Die Nummer 2 der Tagesordnung ist der

Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Autrag des Provinziell-
ausschusses, betreffeud die Vornahme von Ersatzwahlen für den Provinzial-
ausschuß und Vornahme der Wahlen.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteMinten, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterMinten: Meine Herren! Seit Ihrem letzten Zusammensein

sind zwei Mitglieder des Provinzialansschussesverstorben, zuuächst der Geheime Kommerzienrnt
Dr. Ernst Schieß, der dem Provinzinlausschußals stellvertretendesMitglied für den Regierungs¬
bezirk Düfseldorf augehörte, uud sodanu ist am 5. Januar der Kommerzienrnt Ernst Laeis iu
Trier unerwartet verschieden, der ordentlichesMitglied für den RegierungsbezirkTrier war. Nach
§ 50 der Piovinzialordnung wird der Provinziallandtag Ersatzwahlenvorzunehmen haben, und Sie
werden im Namen der I. Fachkommission gebeten, die hiernacherforderlichen Ersatzwahlenzu tätigen.

VorsitzenderSpiritus: Meine Herren! Sie haben den Vorschlag gehört. Wir gehen
jetzt zur Vornahme der Wahlen über. Die Wahlen können durch Zuruf erfolgen, wenn niemand
widerspricht.

Ich bitte also, Vorschlägebezüglichdieser Wahlen zu machen.
AbgeordneterSchmidt von Schwind: Für den RegierungsbezirkTrier wird als ordent¬

liches Mitglied Herr Landrat Freiherr von Troschke und als sein Stellvertreter Herr Oekonomierat
Merrem vorgeschlagen.

VorsitzenderSpiritus: Sie haben diese Vorschläge gehört. Ich frage zuuächst, ob
Widerspruchdagegen erfolgt, daß die Wahl durch Zuruf vorgenommenwird.

Das geschieht nicht. Wir können also durch Zuruf wählen, und zwar schlagt Herr
Schmidt von Schwind vor, als Mitglied für den Bezirk Trier das bisherige stellvertretende
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Mitglied, den AbgeordnetenLandrat Freiherr« von Troschke zu wählen. Sind die Herren damit
einverstanden?

Das ist der Fall,
Alsdann ist ein stellvertretendesMitglied für den RegierungsbezirkTrier an Stelle des

Herrn von Troschke zu wählen. Da wird der Herr AbgeordneteOekonomieratMerrem in Vor¬
schlag gebracht. Erhebt sich hiergegenein Widerspruch?

Das ist nicht der Fall. Dann erkläre ich, daß aus dem Bezirk Trier die Herren Frei¬
herr von Troschke als Mitglied und Merrem als stellvertretendesMitglied gewählt sind.

Wir kommen dann zu der Wahl für den RegierungsbezirkDüsseldorf.
Hierzu gebe ich dem Herrn AbgeordnetenEich das Wort,
AbgeordneterEich: Die Abgeordnetendes Bezirks Düsseldorf haben sich dahin geeinigt,

für die Wahl eines stellvertretendenMitgliedes des Provinzialausschussesden AbgeordnetenHerrn
Rensch aus Oberhausen vorzuschlagen.

Vorsitzender Spiritus: Meine Herren! Zunächst ist darüber zu befinden, ob Sie die
Wahl durch Zuruf vornehmen wollen.

Das scheint Ihr Wille zu sein.
Dann bitte ich um Ihre Entschließung, ob Sie dem Vorschlagedes Herrn Abgeordneten

Eich zustimmen,den AbgeordnetenReusch zu wählen.
Auch das ist der Fall,
Ich erkläre den Herrn AbgeordnetenReusch für gewählt, und frage jetzt die gewählten

Herren, soweit sie anwesendsind, ob Sie die Wahl annehmen.
Zunächst Herrn Freiherrn von Troschke!
AbgeordneterFreiherr von Troschke: Ich nehme die Wahl dankendan.
Vorsitzender Spiritus: Herr Merrem!
AbgeordneterMerrem: Ich nehme die Wahl an,
Vorsitzender Spiritus: Herr Reusch — Herr Reusch ist nicht anwesend.
Wir kommen dann zum nächsten Gegenstand der Tagesordnung, lautend:

Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial»
ausschusses, betreffend die Wahl von bürgerlichen Mitgliedern und deren
Stellvertretern von Ober-Ersatzkommissionen in mehreren Bezirken und
Vornahme der Wahlen,

Hierzu ist ebenfalls Herr Landrat Minien Berichterstatter,
Berichterstatter AbgeordneterMinien: Meine Herren! Der 54, RheinischeProvinzial¬

landtag hat im Jahre 1914 eine Reihe von bürgerlichenMitgliedern der Ober-Ersatzkommissionen
und auch ihre Stellvertreter gewählt. Die Mahlzeit läuft am 1. Oktober 1916 ab, und es ist
notwendig, für den Zeitraum vom 1. Oktober 1916 bis 1. Oktober 1919 Neuwahlen eintreten zu
lassen. Da verschiedene Ober-Ersatzkommissionenund eine Hilfs-Oberersatzkommissionsich aus
rheinischenund westfälischen Kreisen zusammensetzen, so ist zwischen der Rheinprovinz und West¬
falen eine Vereinbarung dahingehend getroffen worden, daß abwechselnd einmal der Rheinische
Provinziallandtag das ordentlicheMitglied und den 4., 5. und 6. Stellvertreter wählt, während
der Provinziallandtag in Westfalen die ersten drei Stellvertreter bestimmt, und in dieser Wechsel¬
folge ist jetzt der Rheinische Provinziallandtag berufen, für diese gemischten Ober-Ersatzkommissionen
die 1., 2, und 3. Stellvertreter zu wählen. Die Liste der zu wählenden Herren liegt Ihnen vor.
^s hat uuu eine Aenderung eintreten müssen bei der Ober-Ersatztommissionim Bezirke der Land-
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wehrinspektion Essen (I Esfen-Recklinghaufen),wo an Stelle des Kommerzienrats Clemens Hilgen¬
berg, der das Amt wegen Arbeitsüberhäufung nicht hat übernehmen können, der Hüttendirektor
Friedlich Lange in Essen-Bredeneyvorgeschlagen wird.

Der Provinzialnusschuß bittet, gleichzeitigmit diesen Wahlen ermächtigt zu weiden, für
den Fall, daß bis zum Zusammentritt des nächsten Provinziallandtages im Bereiche einer der in
der Rheinprovinz gebildetenInfanterie-Brigaden und Landwehrinspcktionendurch Verziehen, Amts¬
niederlegung oder Tod von bürgerlichenMitgliedern der Ober-Ersatzkommisfionen,beziehungsweise
von Stellvertretern oder durch anderweitigeEinteilung der Bezirke dieser KommissionenVakanzen
eintreten oder Ersatzwahlen nötig werden sollten, diese Wahlen namens des Provinziallandtages
vorzunehmen und dem nächsten Provinziallandtage von den etwa stattgehabten Wahlen behufs
Bethätigung Mitteilung zu mache».

Im Namen der I. Fachkommissionhabe ich die Ehre zu beantragen, die Vorlage mit
der in der Druckschrift28 enthaltenen Aenderung bezüglich der Wahl des Herrn Hilgenberg
anzunehmen.

Vorfitzender Spiritus: Ich eröffne die Verhandlung und frage, ob das Wort
gewünscht wird.

Das ist nicht der Fall.
Wir kommen zur Abstimmung Über die Wahlen. Sie haben die Vorschläge der Fach¬

kommission,wie der Herr Berichterstatter sie mitgeteilt hat, gehört. Sie gehen dahin, die sämt¬
lichen in der Drucksache vorgeschlagenen Mitglieder nnd Stellvertreter zu wähleu mit der Maß¬
gabe, daß an Stelle des Kommerziellrats Clemens Hilgenberg der Hütteudirektor Friedrich Lange
in Essen-Bredeneyeintritt.

Ich frage, ob Sie die Wahl durch Zuruf vornehmen wollen.
Hiergegen erhebt fich kein Widerspruch. Ich stelle daher fest, daß die vorgeschlagenen

Herren und an Stelle des Herrn Hilgenberg Herr Hüttendirettor Friedrich Lange in Essen-
Bredeney gewählt sind.

Ich darf ferner feststellen, daß Sie den Proviuzialausschuß beauftragt haben, falls bis
zum Zusammentritt des nächsten Provinziallandtags im Bereiche einer der in der Rheiuproviuz
gebildetenInfanterie-Brigaden und Landwehr-Inspektionendurch Verziehen, Amtsniederlegungund
Tod von bürgerlichenMitgliedern der Ober-Ersahtommissiouenbczw. von Stellvertretern der Mit¬
glieder oder durch anderweitige Einteilung der Bezirke dieser KommissionenErsatzwahlen nötig
werden sollten, diese Wahlen namens des Provinziallandtags zu tätigen und dem Provinzinl¬
landtage alsdann in der nächsten Tagung von den etwa stattgehabten Wahlen behnfs Bestätignng
Mitteilung zu machen.

Wir fahren in der Tagesordnung fort uud kommenzu Punkt 4:
Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und zu den Anträgen des
Proviuzialausschusses, betreffend Maßnahmen znr Milderung von Kriegs¬
schäden im wirtschaftlichen Leben.

Sie werden darüber zu befinden haben, ob wir die 3 Vorlagen getrennt behandeln»vollen
nnd ob Sie zunächst eine allgemeineBeratung dieser Gegeuständewünschen.

Die l. Fachkommission hat 3 Einzelberichterstatterbestellt, das sind die Herren Abgeord¬
neten Piecq, von Miquel uud Holle.

Wenn aus dem Hause nicht gegenteilige Vorschläge gemacht werden, so nehme ich an,
daß Sie wünschen, die 3 Vorlagen der Reihe nach getrennt hier zur Verhandlung zu bringen.
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Dagegen erhebt sich kein Widerspruch.
Wir kommen zunächst zu Nr. I.
Aenderung des Statuts der Landesbank in Verbindung mit einer Anzahl von Petitionen.
Hier ist Berichterstatter der Herr AbgeordnetePiecq, dem ich das Wort erteile.
Berichterstatter AbgeordneterPiecq: Meine Herren! In diesen Kriegszeiten ist es Auf¬

gabe jedes guten Deutschen,mit allen Kräften, die ihm zu Gebote stehen, die Not, die der Krieg
hervorgebrachthat und die er noch hervorbringen wird, zn beheben. Gestern haben wir den hoch¬
erfreulichen Bericht der Provinzialverwaltung über die Kriegsbeschädigten-Fürsorgeentgegengenommen,
und es war ein herzerfrencndesBild, diesen Bericht von einem Kriegsbeschädigten selber in kamerad¬
schaftlicher Weise für seine schwerer beschädigten Kameraden hier erstatten zu seheu.

Die Provinzilllverwaltnng hat sich aber mit dieser Vorlage nicht begnügt, sie hat der
diesmaligen Tagung direkt drei Vorlagen gemacht, um schou während des Krieges dafür Sorge zn
tragen, daß nach dem Kriege namentlich die schwer bedrängtenmittleren und unteren Klassen wieder
frei aufatme» und zu neuer Blüte gelangen können.

Die erste Vorlage will Hilfe bringen den dnrch Hypotheken bedrängten Hausbesitzern,
die zweite Vorlage den Gewerbetreibenden,Handwerkernund Landwirten dnrch die Einrichtungeiner
Kriegshilfstafse, nnd die dritte will dafür Sorge tragen, daß diejenigenKriegsteilnehmer, welche
sich namentlich auch infolge ihrer Beschädigungenoder aus sonstigen Gründen für landwirtschaftliche
Arbeiten eignen, Siedeluugen finden, in denen sie weiter unsere Landwirtschaft mit stützen und
fordern können.

Mit solchen Dingen kann man nicht warten, bis der Friede geschlossen ist. Aber daß
wir mitten in diesem gewaltigenKriege an dieser friedlichen Arbeit tätig sind, beweist wieder unsere
Stärke, und beweist, daß es uns tatsächlich noch lange nicht so schlecht geht, wie unsere Feinde
gerne glauben möchten. (Beifall.)

Gegen die erste Vorlage bestanden verschiedene Bedenken. Zu meiner Freude kann ich
Ihnen mitteilen, daß in der I. Fachkommission diese Bedenkenbehubenworden sind. Sie wnrden
teils von den Kreisenund Gemeinden, teils auch von den Vereinender Hausbesitzergeltend gemacht.

Die Landesbank hat sich schon seit langem mich mit dem städtischenKredit beschäftigt.
Sie hat in weitem Umfange — es handelt sich da um 100 Millionen — erste Hypothekenauf
städtische Grundstückegegeben;zweite durfte fie nicht geben. Es ist deshalb auch naturgemäß, daß
wenn man dem Hausbesitzweiter helfen will, man diese Tätigkeit an das vorhandeneInstitut der
Landesbankanlehnt. Die Organisation ist da nnd die Kosten einer neuen Orgauisatiuu werdeu gespart.

Meiue Herren! Die Landesbank hat bisher mit den Sparkassen gemeinsamgehabt, daß
sie im Gegensatz zu den Hypothetengesellschaften nur bis zn 50°/» beleihen durfte. Diese Be-
leihungsgreuzeist vorsintflutlich,sie stammt aus der Zeit der Strohdächer, ans der Zeit, als noch
keine Feuerversichernngsgesellschllften existiertenoder ans Leichtsinndiese nur in geringemMaße in
Anspruchgenommenwnrden. Heute sind gewiß alle Liegenschaften versichert,wenn eine Hypothek
darauf ruht. Diese Belcihungsgrenze stammt ans einer Zeit, als die Städte noch keine Feuer¬
wehreinrichtungenhatten. Es ist deshalb doch keinerlei Bedenkenvorhanden, diese Grenze auf 60
Prozent zu erstrecken.

Eiue der Schwierigkeitenwürde sich nun ergeben,wenn für die Sparkassen die Beleihungs-
grenze weiterhin auf 50 Prozent festgesetzt bliebe. Es hat aber bereits seine Exzellenzder Herr
Ober-Präsident vorher den Antrag gestellt, die Neleihnngsgrenzefür die zuverlässigenSparkassen
uuch auf 60 Prozent z» erhöhen, nnd es ist als sicher anzunehmen, daß das auch eintreten wird,
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da ja sonst allerdings den Sparkassen durch die Landesbank eine sehr üble Konkurrenz ent¬
stehen könnte.

Meine Herren! Die Sparkassen oder auch die Kreditinstitute, welche einzelne größere
Gemeinden eingeführt haben, haben natürlich für ihre Garantieverbände das allergrößte Interesse
an einer richtigen Entwickelungdes Beleihuugsgeschäftes,womit ja die richtige Entwickelungder
Bebauung in den Städten auf das Engste verknüpft ist.

Die Erhöhung der Grenze bis zn 60 Prozent soll aber den Spartassen nur auf dein
Gebiete eingeräumt werden, welches sie angeht, das ist also ihr Garantiegebietuud ihr Interessengebiet.

Die I. Fachkommission schlägt deshalb dem hohen Hause vor, folgende Entschließung zu fassen:
„Die KöniglicheStaatsregierung wird gebeten, Anordnungen zn treffen, durch welche
öffentlichenSparkassen die Möglichkeit gegeben wird, auf bebaute Grundstücke des
Garantieverbandes und des Interessengebietes erststellige Hypotheken bis zu 60 vom
Hundert des amtlichen Schätzungswertesauszugeben."

Diese Einschränkungist sehr begründet und wird meines Erachtens viel gesundereVer¬
hältnisse schaffen, als bisher bestanden. Wie für den Privatmann, so ist es auch für eine Spar¬
kasse höchst leichtsinnig,außerhalb ihres InteressengebietesGrundstücke zu beleihen, die sie gar nicht
im Auge behalten und übersehenkann. (Zustimmung.) Es ist ja deu Sparkassen natürlich trotz¬
dem auch weiterhin gestattet, Über das Interessengebiet hinaus bis zu 50 Prozent zu beleihen.
Ich glaube aber, jeder wird zustimmen, daß es richtig ist, eine Einschränkungdahin zu treffen,
daß diese höhere Beleihung nur innerhalb des Interessengebietes und des Garantieverbandes —
das sind ja fachmännische Ausdrücke— erfolgen darf.

Meine Herren! Wegen des unzweifelhaften Interesses, welches die Gemeinden und die
Kreise an der Beleihung mit zweiten Hypothekenhaben, war nun in dem Antrag des Provinzial-
ausschussesvorgesehen, daß für diese zweiten Hypotheken, als deren Grenze 75 Prozent vor¬
geschlagen sind, die Kreise und Gemeinden die Bürgschaft übernehmen müssen. Das klang doch
etwas sehr schmerzlich. Man gibt etwas und sagt: der andere muß aber dafür aufkommen. Da
hat deuu die I. Fachkommissionerreicht, daß die Proviuzialverwaltung sich mit einer Drittelung
in gewohnterWeise einverstandenerklärt hat, so daß von dem etwa eintretendenAusfall eiu Drittel
von der Provinz zu tragen ist, während den Gemeinden anstatt der ganzen Bürgschaft nur die
Bürgschaft für zwei Drittel verbleibt. Das entsprichtauch durchaus den Verhältnissen. Denn es
ist nicht richtig, wenn behauptet wird, an den zweiten Hypothekenhätten nur die Kreise Interesse.
Nein, an der zweiten Hypothek hat auch derjenige, der die erste hergegebenhat, ein großes Interesse.
Denn dadurch, daß er in der Lage ist, die zweite Hypothekzu begeben, macht er den Hypotheten-
gesellschaften, die ja schon laugst über diese Grenzen hinausgegangen sind, erfolgreiche Konkurrenz.
Der Darleiher der ersten Hypothek, der die zweite geben kann, wird viel eher zu einer Hypothek
gelangen, als der, der sagen muß: Meine Befugnisse sind mit den 60 Prozent beendet. Denn
der Hausbesitzerwird viel lieber mit einem Hyputhekengläubiger,als mit mehreren zu tun habeu.

Meine Herren! Die I. Fachkommissionschlägt Ihnen deshalb vor, folgenden Beschluß
zu fassen:

Der Provinziallandtag wolle die Aenderung der §§ 5 und 8 des Statuts der Landes¬
bank genehmigen und beschließen:

„Bei denjenigen Beleihungen nach § 8 des Statutnachtrags der Landesbank, bei denen
eine Gemeindedie Bürgschaft für 15 vom Hundert nach ß 8 Ziffer 3» letzter Absatz
übernimmt, trügt die Provinzialverwaltung ein Drittel des etwaigen Ausfalles."
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Meine Herren! Die Provinzialverwaltung hat dann noch in der Kommissionerklärt —
und das ist auch in einem Beschlusse des Provinzialausschussesniedergelegt— daß die Landesbank
auch bereit ist, denjenigen Gemeinden,welche es wünschen, zu mäßigeinZinsfuße Darlehen zn geben,
damit sie ihrerseits au zweiter Stelle beleihenkönnen.

Es ist dann in der Kommissionauch die Frage gestellt worden, ob denn die Provinz nur
da zweite Hypothekenausgebe, wo sie selber die erste Hypothekgegeben hat. Es ist uns darauf
die Erklärung abgegeben worden, daß sie auch au zweiter Stelle beleihenwürde, — allerdings
mit der Beifügung „nur ungern", — wenn die Sparkassen oder die sonstigen Kreditinstitute der
Gemeiuden die Hypothekau erster Stelle hergegebeuhabe». Anders ist es ja auch gar uicht zu
machen. Denn wenn wir etwas erreiche,, wolle,,, dann kann es nur in friedlichem, gemeinsamem
Zusammengehender Landesbank mit den Kreditiustituteu der Gemeiuden geschehen, uud auch nur
dann können wir erwarten, daß die ganze Einrichtung dem Interesse der Provinz, der Gemeinden
und vor allen Dingen der Hausbesitzerdienen wird.

Meine Herren! Nun liegen zahlreicheAnträge der Haus- uud Grundbesitzer-Vereinevor
und zwar zunächst ein Antrag des preußische,, Haus- und Grundbesitzervereins,ein Antrag des
RheinischenHaus- und Grundbesitzervereinsund danu noch Anträge zahlreicher Haus- und Grund¬
besitzer-Vereine rheinischer Städte, Die letzterenbegnügensich damit, das zu wiederholen,was in
bei Eingabe des RheinischenVereins steht.

Die Bedenken, die gegen die beabsichtigte Einrichtuug bei den Haus- und Grundbesitzer-
Vereinen vorhanden sind, richten sich dahin, daß zunächst eine Pfaudbriefanstalt für die Hausbesitzer
ganz andere, in ihrem Interesse liegende Wirkungen haben würde. Eine Pfaudbriefanstalt — so
betonen die Antragsteller, und das ist ja richtig — ist mehr ein Institut auf Gegenseitigkeit, und
der Gewinn, der aus der Pfaudbriefanstalt erzielt wird, kommt wiederum den Hausbesitzern zugute,
während — so sagen die Antragsteller — der Gewinn, der bei der Landesbank erzielt wird, der
Provinz zugute kommt, uns also entgeht.

Demgegenüberist zu betonen, daß mit den Pfandbriefanstalteu noch lange nicht überall
gute Erfahrungen gemacht worden sind. So hat namentlich die Pfandbriefanstalt der Provinz
Brandenburg, auf welche die Antragsteller sich besondersberufe,,, in den ersten drei Jahren recht
schlechte Geschäfte gemacht,sie hat nicht mit plus, sondern in den 3 Jahren mit einer Unterbilanz
von zusammen 78 000 Mark abgeschlossen.

Meine Herren! Wir sind im Kriege. Da meine ich, ist es doch vorsichtiger,sich an ein
vorhandenesInstitut anzulehnen,als nun ein ganz neues zu gründen, von dem wir „och gar nicht
wissen, was es bringt. Nach den Erfahrungen in Brandenburg ist zu befürchten, daß auch h,er
die Mehrkosteneiner neuen Giurichtuug einen etwaigen Gewinn vollständig verschlingenwerden,
und dann würde es also keineswegs zutreffen, daß den Hausbesitzerndamit em Vorteil geboten
wird. Die Landesbank betreibt aber dieses Geschäftschon seit langer Zeit, sie hat die dafür er¬
forderlichenEinrichtungen, uud sie braucht weiter nichts zu tun, als diese Hypothekenvon 50 auf
einen Betrag bis zu 75 Prozent zu erhöhen. Dafür kann kaum eine große Organisation nötig
werden, das wird auch kaum große Kosten verursachen,so daß tatsächlich anzunehmenist. daß die
Vorteile, die bei den Pfandbriefanstalten durch die Gewinuüberweisuugau die Hausbesitzererzielt
werden, durch die Landesbauk weit aufgewogenweiden.

Meine Herren! Das ganze Pfandbriefinstitut scheint überhaupt nicht eiu so ganz
«"gefährliches Geschäft zu sein. Die Pfandbriefe werden ja den Hanseigentümern über¬
gebe,,, uud diese mache,, darauf eine kleine Anzahlung - oder sollen sie auch vielfach
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nicht machen.— Jedenfalls glaube ich, daß das eigentliche Hypothekengeschäft ein solideres und
sicheres ist.

Dann ist behauptet worden, eine Pfandbriefanstalt würde mehr Geld beschaffen können.
Ja, meine Herren, auch das Geld hat eine Grenze auf der Welt. (Heiterkeit.) Wenn nun dieses
Geld von mehrerenStellen statt von einer Stelle aufgesucht wird, so wird es dadurch nicht mehr.
Also auch dieser Gruud ist meines Erachtens hinfällig.

Meine Herren! Sie finden aber iu der Begründung des Provinzialausschusses keine
schroffe Ablehnung anderer Wege, die zum Ziele führen könnten, denn da heißt es, daß der
Provinzialansschuß auch dieser ganzeu Angelegenheitin Zukunft besondere Aufmerksamkeit zusichert
und, wenn sich die Notwendigkeituud Möglichkeit herausstellt, auf anderen Wegen Hilfe zn bringen,
nicht verfehlen wird, weitere Vorschlägezu macheu.

Iu verkennenist ja nicht, daß es allerdings etwas für sich hat, ein befonderesInstitut
mit dieser Aufgabe der Versorgung des städtische,, Hausbesitzes mit Kredit zu betrauen. Man
kann sich denken, daß ein besonderesInstitut, das gar keine anderen Aufgaben kennt, sich also
mit aller Lust und Liebe dieser Aufgabe widmen wird, vielleicht in der Lage ist, besser zu wirken.
Ich glaube aber, wir können auch vertrauen, daß die Laudesbauk das gesteckte Ziel erreichenwird.
Gerade diese Antrage, mit denen die Hansbesitzerjetzt gekommen sind, werden der Landesbank ein
Anlaß sein, mit allen Kräften und mit aller Energie dahin zu streben — wie wir das ja bei dem
Herrn Direktor der Landesbank gewöhnt sind —, das vorgeschlagene Ziel zu erreichen. Aber die
Energie allein wird es ja natürlich nicht tuu. Es gehört zur Erreichung dieses Zieles vor allen
Dingen ein vertrauensvolles Zusammenwirkender Landesbank mit den Sparkassen und den Kredit¬
instituten der Provinz. Auch iu dieser Beziehung ist im Provinzialansschuß beschlossenworden und
wird in der Geschäftsordnungfestgesetzt werden, daß die Sparkassen und die Kreditinstitute der
Gemeinden keineswegs übergangen und ausgeschlossenwerden sollen. Wir können darum auch
erwarten, daß das Geschäft sich so abwickeln wird, daß derjenige, der eine zweite Hypothekhaben
will, sich nicht an die Landesbank, sundern an die Sparkasse oder an das Kreditinstitut der
Gemeinde wendet, und daß dann von da aus die Verhandlungen mit der Landesbank geführt
werden. Wenn das so gemacht wird, dann wird, glanbe ich, in allen Fällen Befriedigendes
erreicht werden. Daß das gar nicht anders geht, ergibt fich doch schon daraus, daß die Landes¬
bank unmöglich die Kreditverhältnisse in unserer schönen,weiten, großen Provinz übersehenkann.
Namentlich bei der zweiten Hypothek ist doch der Eigentümer des Grundstückswichtiger als das
Grundstück selbst, und bei der Feststellung der zweiten Hypothek und namentlich auch bei der
Bestimmung des Tilgungssatzes für sie muß der Eigentümer ganz besonders angesehen werden.
Das kann nur die örtliche Instanz, und ich glaube, daß es sogar zweckmäßig sein wird, wenn die
Landesbank, soweit es sich mit ihrem Geschäftsgangeirgendwieverträgt, auch fchun bei der Ausgabe
der erfreu Hypothekenmit den Gemeinden und ihren Kreditinstituten Fühlung nimmt.

Meine Herren! Bekanntlich sichren ja viele Wege znm Ziele (Heiterkeit.) Wir wollen
zunächst diesen einfachsten wählen, nnd wenn wir sehen, daß er nicht zum Ziele führt, so sind ja
der Provinzialansschuß und auch der Landtag noch da, um dann eventuell einen anderen besseren
Weg zn betreten.

Ich habe Ihnen ja bereits die Anträge der I. Fachkommission mitgeteilt,
Sie werden daher gebeten,zu beschließen, unter Berücksichtigung dieser beiden Anträge der

I. Fachtommissiondem Antrage des Provinzialausschusseszu deu M 5 und 8 8 der Satzung der
Landesbankstattzugeben,wie er sich auf Seite 4 der Begrüuduug findet.
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Vorsitzender Spiritus: Meine Herren! Ich eröffne die Verhandlung.
Das Wort hat der Herr AbgeordneteKrings,
AbgeordneterKrings: Gestatten Sie mir, meine Herren, einige wenige Worte.
Alle diejenigen, die der Not des städtischen Grundbesitzes nahestehen, werden diese Vor¬

lagen von Herzen begrüßt haben. Sie bedeutet jedenfalls einen Schritt weiter ans dem Wege,
um die Not dieses Standes zu beseitigenoder doch wenigstenszu mildern. Ich sage bloß: einen
Schritt auf dem Wege. Denn jedenfalls muß der in dem Antrag liegendeGedankein der Folge
noch weiter ausgebaut werden, als hier vorgesehen ist.

Ich will deshalb keinen neuen Antrag stellen. Der Ausbau liegt in der Hand der Pro-
vinzialverwaltuugselbst. Wir haben eben aus den Worten des Herrn Berichterstattersgehört, daß
beabsichtigt sei, wohl zweite Hypothekendiese aber nur ungern zu geben; gerade an diesem Wort
„ungern" habe ich mich gestoßen. Ich möchte sagen: wenn diese zweiten Hypothekenvon der
Landesbank nicht in reichlichem Maße gegeben werden, dann ist das Ganze bloß ein Tropfen auf
einen heißen Stein. Denn gerade die Not auf dem Markte für zweite Hypothekenist in den
Städten besonders groß. Sie werden das aus den Zahlen ersehen, die ich Ihnen jetzt mitteilen
werde. Die städtische Hypothekenanstaltin Cüln, die wir vor drei Jahren gegründethaben, hat
im Jahre 1913 338 zweite Hypotheken im Gesamtbeträgevon 3 091 615 Mark, im Jahre 1914
277 zweite Hypothekenim Betrage von 2 649 943 Mark ausgegeben, so daß auf eine Hypothek
im Durchschnitt10 000 Mark eutfällt, trotzdemalso die Bank noch nicht lange besteht,sind schon
in den ersten Jahren 6 Millionen für zweite Hypotheken ausgegebenworden. Sie ersehen daraus,
daß die Nachfrage nach diesen zweiten Hypotheken besondersgroß ist, und da nützt es uns nichts,
wenn bloß zn den ersten Hypotheken der Landesbank, wie es bis jetzt beabsichtigt zu sein
scheint, ein Mehr hinzugetan wird, soudern es muß uubediugt weiter Geld für die eigentlichen
zweiten Hyotheken beschafft werden. Ich möchte bitten, daß das Wort „ungern" in das Wort
„gern" umgewandelt wird (Heiterkeit und Beifall!) Dann bin ich mit der Vorlage vollständig
einverstanden.

Es ist aber auch wünschenswert,daß den Gemeinden aus den Mitteln der Landesbank,
die diese ja viel besser aufbringen kann, Darlehen in reichlichem Maße gegeben werden, um iu
geeignetenFällen nnd unter den geeigneten Kanteten mit diesen Darlehen selbständig zu Verfahren,
um die Not der zweiten Hypothek zu mildern. Dies ist ja auch, soviel wir aus den Motiven ersehen
haben und nach dem, was auch der Herr Berichterstattereben erwähnt hat, in Aussichtgenommen.

Im allgemeinenkann man aber sagen, daß, wenn die Provinz und wenn die Städte in
in dieser Frage — wie in Anssicht steht — zusammenwirken, dann jedenfalls etwas gutes für
den Hllusbesitzerstand,vor allem unseren städtischen Hausbesitzerstand,der sich in einer großen
Nutlage befindet, getan ist. (Beifall!)

VorsitzenderSpiritus: Das Wort hat der Herr Berichterstatter.
BerichterstatterAbgeordner Piecq: Meine Herren! Ich glaube, daß da ein Mißver¬

ständnis vorliegt. Ich habe nicht erklärt, daß die Provinz nur uugcrn zweite Hypotheken ausgeben
würde. Ich habe im Gegenteil erklärt, daß es in ihrem Interesse läge, die zweiten Hypotheken
auszugeben, weil ja dadurch ihre ersten Hypotheken viel schmackhafterwerdeu. (Heiterkeit!)

Das kann alfo nicht stimmen, Ich habe nur — und darin liegt das Mißverständnis —
gesagt, der Herr Landesbankdirektorhabe ans die Frage, ob die Landesbanknun auch auf Grund¬
stücke, für die erste Hypothekenvon den Sparkassen oder den Kreditinstitutender Städte gegeben
siud, eine zweite Hypothek geben »volle, in der Kommission allerdings erklärt, das würde er nicht
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gern tun. Aber ich hoffe, er wird sich die Sache sehr überlegen und wird es im Interesse des
gemeinsamen Zusammenwirkensschließlich sehr gern tun. (Heiterkeit!)

Vorsitzender Spiritus: Das Wort erteile ich dem Herrn Direktor der Landesbank.
LandesbankdirektorDr. Lohe: Meine Herren! Es liegt noch ein kleines Mißverständnis

vor. (Heiterkeit.) Die Sache ist nämlich die: wenn man die zweiten Hypotheken prüfen will, muß
man zunächstdie ersten Hypothekenprüfen. Eine Prüfung der zweiten Hypothek ohne die der
eisten ist überhaupt nicht angängig. Und nun bedenken Sie, daß dann, wenn zwei Institute in
die Prüfung eintreten, unendlichviel überflüffigeMühe verschwendet wird. Es ist besser, daß ein
Institut die ganze Prüfung und die ganze Beleihung vornimmt, als daß zwei Institute sich darüber
hermachen. Lediglich aus diesem Grunde habe ich erklärt, daß es mir lieber ist, wenn die
Beleihnng auf erste und zweite Hypothekin einer Hand liegt, als wenn die erste Hypothek von der
einen Stelle und die zweite von der anderen Stelle gegeben wird. Wir haben gerade deshalb die
Vorlage gemacht, weil wir gern die zweiten Hypotheken gewähren wollen. Aber wir wollen ihre
Prüfung und Bewilligung tunlichst einfach gestalten. Infolgedessen muß ich also nach dieser
Richtung hin eine von dem Herrn Vorredner etwas abweichende Erklärung abgeben. (Beifall.)

Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat Herr Krings.
AbgeordneterKrings: Ich darf wohl vom Platze aus sprechen.
Ich glaube allerdings, daß ich da mißverstandenwurden bin. (Große Heiterkeit.) Unter

zweiter Hypothek versteht man doch in der Regel eine solche, die hinter einer ersten anderen,
fremden Hypothek steht. Was hier die Landesbankgewährenwill, ist bloß eine neue erste Hypothek,
die allerdings in die Lage der zweiten Hypothekhineinwächst. Aber ich bin der Auffassung, daß
die Landesbank unbedingt Mittel zur Hergabe auch von wirklichenzweiten Hypothekengewähren
muß. Selbstverständlichwürde die Vorbelastung bei diesen Anlagen genau geprüft werden müssen.
Ich habe aber auch ausdrücklichgesagt: unter ausreichenden Kautelen. Das ist selbst¬
verständlich. Es ist jedenfalls erforderlich,daß man darauf sieht, daß die erste Hypothekvon einer
Sparkasse oder einem sonstigen zuverlässigen Institut gegeben ist. Dann liegt aber kein Bedenken
vor, auch eine zweite Hypotheknach fremder Vorbelastung zu geben.

AbgeordneterWallraf: Ich bitte ums Wort. (Rufe: Schluß!)
VorsitzenderSpiritus: Das Wort hat Herr AbgeordneterWallraf.
Abgeordneter Wallraf: Ja, meine Herren, die Erklärungen des Herrn Landesbant-

direktors Lohe sind mir stets so wertvoll (Heiterkeit), daß ich die Ohren weit öffne. Nachdemich
das besorgt habe, ist es mir doch zweifelhaft, ob sich mit der Erklärung des Herrn Landesbank-
direktors Lohe die Absichtüberhaupt vereinbaren läßt, die der Provinzialausschuß in die Vorlage
hineingebrachthat, Gelder, die als zweite Hypotheken verwendetwerden sollen, zum gleichen Zweck
auch den Gemeinden zu übergeben. (Zuruf: Doch!) Denn in all solchen Fällen, in denen die
Provinz die erste Hypothekhat, will sie eventuell die zweite Hypothek geben, und infolgedessen
würden die Gemeinden in dem, was man ihnen für die Ausgabe zweiter Hypothekenüberläßt,
erheblich beschränkt werden. Deshalb möchte ich doch noch eine Erklärung des Herrn Landesbank-
direttors darüber herbeigeführtsehen, daß jedenfalls in der Absichtder Provinzialverwaltung, den
Gemeinden die freie Verfügung über dieses Geld für zweite Hypothekenin gewissem Maße z«
lassen, nicht mittlerweile ein Wandel eingetreten ist.

Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat der Herr Landesbankdirektor.
Landesbankdirektor Dr. Lohe: Meine Herren! Die Anfrage des Herrn Oberbürger¬

meisters von Cöln kann ich dahin beantworten: durch Beschluß des Provinzialausschussesist schon
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die Bereitwilligkeitausgesprochen, daß die Landesbank,anstatt in die Detailuntersuchungder zweiten
Hypotheken in den einzelnenStädten und Orten der Provinz einzutreten, den einzelnen Gemeinden
Geldsummen zur Verfügung stellt, womit sie das Geschäft selber betreibentonnen. Das ist auf
Anregung gerade des Herrn OberbürgermeistersWallraf in dem Beschluß des Provinzialausschusses
niedergelegtworden. Das ist aber nichts Neues, meine Herren, sondern dieses Verfahren habe ich
schon seit längerer Zeit in die Praxis umgesetzt.Ich habe schon einer Reihe von Städten Hundert¬
tausend von Mark zu diesem Zweck zur Verfügung gestellt, weil es uns zweckmäßiger erschien, in
dem Sinne, wie ich eben ausgeführthabe, daß das Beleihungsgeschäft in einer Hand, bei den Städten,
bleibt. Die Städte haben es demnach ganz in der Hand, nach ihrem Belieben zweite Hypotheken
zu geben oder abzulehnen. Wenn sie aber die Verantwortung dafür nicht übernehmen wollen, gut,
dann mögen sie die Beleihungsgesnchebezüglichder zweiten Hypothekenan die Landesbankver¬
weisen, und dann wird die Landesbankin die Prüfung der Frage der Beleihbarteit eintreten. Ich
glaube, daß damit allen Anforderungen, welche von feiten der Städte und Kreise gestellt werden,
Genüge geleistet ist.

Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat der Herr AbgeordneteHolle.
AbgeordneterHolle: Meine Herren! Ich möchte zn der Frage, wie dem städtischen

Grundbesitzdurch die Kreditmaßnahmender Provinz geholfenwird, noch einige Worte sagen.
Die Krediterleichterungen,welche diese Vorlage mittelbar bringt, sind recht wesentlich, und

zwar dadurch, daß infolge dieser Vorlage der Begriff der mündelsicherenBeleihung mit großer
Wahrscheinlichkeit von 50 auf 60°/° des Wertes erweitert wird. Denn wenn die provinziellen
Institute bis zu 60°/° beleihenkönnen, dann ist die selbstverständliche Folge — und das bringt
die vorgeschlagene Resolution zum Ausdruck — daß auch alle soliden Sparkassenbei der Beleihung
unbedingt auf 60 °/° gehen müssen. Damit ist für den Haus- und Grundbesitz bereits eine erheblich
weitere und leichtere Kreditmüglichteitgegeben, denn die vielen tausend Sparkassen werden alle
demnächstüber 50°/° hinaus, bis zu 60°/° beleihen. Wer die Weltentwickelungverfolgt hat,
wird ganz unbedenklichdiese Beleihung bis zu 60°/° befürworten können und diese höhere
Beleihung von feiten aller Sparkassen angesichtsder Kreditnot des Grundbesitzesaus gern befür¬
worten wollen.

Ganz besondersunbedenklich wird die höhere Beleihung dadurch, daß jetzt gleichzeitig ein
Gesetzentwurf vorliegt, der die Gemeindennötigt, Taxämter einzuführen,so daß der Tarunfug, der
bisher unser Kreditwesenim allgemeinenschädigte, aufhört.

Die Vorlage bringt noch eine neue Erleichterung,nämlich die, daß über 60 °/° hinaus bis
75°/,, beliehenwerden kann, wenn die Gemeindedie Bürgschaft übernimmt. Böse Zungen haben
meinen verehrten Herrn Vorredner von der Landesbankzunächstim Verdacht gehabt, als ob er
damit ein sehr schön aussehendes Geschäft auf Kosten der Gemeindenmachenwollte, und man
wird diesen schnödenVerdacht nicht so ganz abweisen können. (Heiterkeit.) Denn wenn die
Landesbank den Wertteil zwischen60 und ?5°/° beleiht, nachdem dafür eine Gemeinde die
Garantie übernimmt, dann ist mit der kommunalenGarantie für diesen Wertteil dieser Wert der
Provinz oder Landesbank gegenüber mündelsicher.Die Provinz gibt also lediglich Kredit innerhalb
«ner mündelsicheren Grenze, nämlich bis zu der Grenze, bis Zu der der Kommunalverbanddie
Bürgschaft übernommenhat. Dieser Wert ist so mündelsicher, daß auch jetzt nach der bisherigen
Gesetzgebung jede Hypothekenbank darauf ohne weiteres Hypothelenpfandbriefeausgeben kann, die
^genannten Kommunalobligationen,die auf Grund Kummunalkreditsoder Kommunalgarantiezur
Ausgabe gelangen dürfen.

9»
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Deshalb hat die I. Fachkommissiongesagt: dieser schnödeVerdacht muß Herrn Lohe
unbedingt abgenommenwerden. (Heiterkeit.) Daraus ist nun der Antrag in der DrucksacheNr, 25
hervorgegangen,daß der Provinzialverband von den Ausfallen, die die Gemeinden infolge dieser
loyalen und entgegenkommenden Kreditgarautie erleiden, wenigstens ein Drittel übernehmen soll.
Es wird ja nicht viel sein, denn ich glaube nicht, daß erhebliche Ausfalle daraus eintreten werden.
Einmal wird aber diese kleine Verschönerunges den Gemeindenerleichtern, mit dem Garantie¬
beschluß einzutreten, und andererseits wird auch die Landesbank von dem Verdacht gereinigt, daß
sie hier ein schönes Geschäftauf Kosten der Gemeinden machen wollte. (Beifall.)

Ich kann Ihnen die Annahme der Vorlage im Interesse des Hausbefitzes und der
Gemeindenwarm empfehlen.

VorfitzenderSpiritus: Das Wort wird nicht mehr gewünscht.
(AbgeordneterDicke: Ich bitte ums Wort.)
Herr AbgeordneterDicke!
AbgeordneterDicke: Meine Herren! Der Vorschlag der I. Fachkommissionist für die

Wünsche der Hans- und Grundbesitzernicht fo günstig wie der Antrag des Provinzialausschusses.
Der Provinzialausschuß hat beantragt, diese Petition an ihn zur näheren Erwägung zurückverweisen
zu wollen. Ihre erste Fachkommissionwill darüber zwar nicht zur Tagesordnung übergehen,
erklärt sie aber für erledigt.

Sie wissen: die Hans- nnd Grnndbefitzersehen nun einmal ihr Heil in der Gründung
von Pfandbriefanstalten, und der Vorstand des DeutschenStadtetages hat diesen Weg auch für
richtig erklärt, allerdings erst, soviel ich weiß, in seiner letzten Sitzung. Wie der Herr Referent
fchon vorgetragen hat, glauben die Haus- und Grundbesitzer, daß, wenn eine Pfandbriefanstalt
besteht, die Vorteile eines solchen Geschäftesihnen zufließen. Das mag ja auch richtig sein. Der
Herr Referent meint, man habe mit den Pfandbriefanstalten schlechte Geschäfte gemacht. So
genau bin ich nicht informiert. Aber insofern habe ich den Herrn Referenten nicht verstanden,
als er fagte: der Haus- und Grundbesitzer macht gelegentlich eine kleine Anzahlung auf den Pfand¬
brief, eventuell leistet er auch diefe Anzahlung nicht einmal. Soviel ich weiß, liegen die Verhältnisse
anders. Die Pfandbriefe werden den Hypothekensuchern gegeben. Der Hypothekensncherkann sie ver¬
äußern, oder sie werden für ihn vcränßert. Eine Anzahlungbraucht er direkt darauf nicht zn machen.

Dann aber sagen die Haus- und Grundbesitzer: wir haben doch auch noch den Vorteil,
wenn eine derartige Pfandbriefanstalt besteht, daß wir selbst ein Wort mitzureden haben; die
Herren, die allein das Geld hergeben, kennenunsere Verhältnisse doch nicht so genau, wie wir sie
beherrschen.

Meine Herren! Wir haben selbstverständlich das allergrößte Interesse an einem soliden,
sich gut entwickelnden Grundbesitz,ein genau fo großes Interesse wie die Haus- und Grundbesitzer
selbst. Deshalb wäre es mir lieber gewesen, es wäre bei dem Antrage des Provinzialausschusses
geblieben. Ich will nicht sagen, daß wir bei den Verhältnissen, wie sie sich hier in der Rhein-
Provinz entwickelt haben, gleich dazu übergehensollen, eine Pfandbriefanstalt zu gründen. Aber
es wäre doch wohl richtiger gewesen, dem Haus- und Grundbesitzdiese Hoffnuug nicht zu nehmen,
besonders nicht in der großen Bedrängnis, in der selbst der solide Hausbesitz sich gegenwärtig
befindet. Es wäre wohl richtiger gewesen, die Petition dem Provinzialausschuß nochmals als
Material zur weiteren Erwägung zu überlassen.

Es klang ja viel Hoffnung aus den Worten des Herren Referenten. Der Herr Referent
erkannte an, daß es sehr gut sei, wenn die Regelung dieser schwierigen Frage in eine Hand gelegt
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wird, und wenn wir in der Zukunft zur Gründung einer Provinzialanstalt übergehen würden
dann würden wir ja die gewünschte einheitliche Verwaltung auch haben.

Ich glaube kaum, daß ich viel Glück damit haben würde, wenn ich den Antrag einbringen
wollte, den Vorschlagdes Provinzialausschusseswieder herzustellen. Aber es genügt ja auch schon,
darauf hinznweisen, denn ich zweifle nicht, daß die Haus» und Grundbesitzerin diesem Jahre
wieder mit neuen Anträgen wegen einer Pfandbriefunstalt vorstellig werden. Dann werden hoffentlich
diese Wünscheein besseres Gehör finden als bisher. (Beifall!)

VorsitzenderSpiritus: Das Wort hat der Herr Landesbankdirektor.
LandesbankdirektorDr. Lohe.- Meine Herren! Nach den Ausführungen, welche Sie

soeben gehört haben, wird es doch notwendig sein, daß wir auf den Nutzen und auf die Wirk»
samkeit der bisher errichtetenPfandbriefämter in Kürze zurückgehen.

Meine Herren! Ein Pfaudbriefamt ist bis jetzt in der Provinz Brandenburg errichtet
und in Tätigkeit. Es ist dort errichtet worden, weil da noch keine öffentliche Kreditanstalt bestand
und weil der Provinzillllandtag, dem die Vorlage zur Errichtung einer Laudcsbaukgemacht worden
war, eine ablehnende Stellung dazu genommen hatte. Das Pfandbriefamt ist seit etwa vier
Jahren in Tätigkeit. In den drei ersten Jahren hat es mit Verlust gearbeitet. Die Unterbilanz
beläuft sich jetzt zusammenans ungefähr 104 000 Mark.

Die Konstruktion eines Pfandbriefamtes ist außerordentlichkompliziert. Zunächst muß
«er betreffende DarlehnssucherMitglied des Pfandbriefinstituts werden. Zu dem Zwecke muß er
sich mit einer Haftung von 5 Prozent beteiligen. Ich habe in der I. Fachkommissionan den
Sätzen, welche uns von dem Pfandbriefamt vorliegen, nachgewiesen,daß die Sätze, welche die
Schuldner des Pfandbriefamtes bezahlen müssen, bei weitem höher sind als die, welche sie bei
einer glatten Abwicklung bei der Landesbankzu bezahlenhaben. Bei uns bezahlendie Schuldner
einfach eine Verwaltnngsgebühr, die vom Kurse unserer Rheinprovinz-Obligationenabhängt, im
gegebenen Falle, wenn die 4°/nigen Rheinprovinz-Obligationeuzu 95 stehen, eine Abschlußgebühr
von 5 Prozent, die also das Disagio und die Stempelkostendeckt, und dann einen Zinsfuß, der
dem diefer Obligationen entspricht,mit einem Zuschlagevon 1 oder I V? pro Mille. Das ist der
ganze Verdienst, den die Landesbank an ihren Darlehen hat. In meinem Geschäftsberichte können
Sie das ausführlich nachgewiesen sehen.

Dagegen erhebt die Pfandbricfanstalt in Brandenburg zuerst eiue Prüfungsgebühr. Dann
"hebt sie einen Zuschlag von V2°/« zu deu obligationsmähigenZinsen. Ferner erhebt sie die
Zinsen vierteljährlichim voraus. Meine Herren, bedenken Sie, was das für eine Last ist! Die
halben Prozente werden jahrelang in die vom Schuldner nicht angreifbare Betriebsmasfeund in
die Sicherheitsmasse gesteckt. Endlich kommennoch sonstige Gebühren hinzu, so daß eine weit
größere Belastung der Schuldner stattfindet, als sie bei der Landesbanküblich ist.

Nun ist die Konstruktiondes Pfandbriefamtes ja auch so. daß sie auf einer beschränkten
Solidarhllft der sämtlichenDarlehusschuldner beruht. Der Darlehnsschuldnermuß 5°/° in einen
Sicherheitsfondszahlen. Ob er das gleich im Anfang tut oder ob es sukzessivc durch Ansammlung
"»er jährlichen Quote geschieht, ist ja zunächst gleichgültig. Er haftet aber mit 5°/« Prozent für
alle die Verluste, welche bei dem Darlehnsgefchaftentstehen,und bei der zweiten Hypothek, meine
Herren, haftet er sogar mit 10°/«. Eine solche Haftung kennen wir auch nicht.

Nun ist weiter hervorgehobenworden, daß aber die Schuldner bei der Verwaltung der
Pfandbriefbankein Wort mitzuredenhätten. Dies ist teilweise richtig, aber nicht von sehr erheb¬
licher Bedeutung, Mir liegt der neueste Statutentwurf von Brandenburg vor. Darin heißt es:
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„Die Angelegenheitendes Pfandbriefamtes weiden unter Aufsicht und Mitwirkung des Vranden-
burgischen Provinzialausschussesund Provinziallandtages verwaltet durch den Provinzialkommissar"
— das ist in diesem Falle ein Landesrat — „durch den Vorstand" — das sind besondere Beamte
— „und durch den Verwaltungsrat". Der Verwaltungsrat bestehtwieder aus dem Provinzial¬
kommissarals Vorsitzenden, den Leitern der öffentlichen Feucrversicherungsanstaltenin der Provinz
und 12 Mitgliedern. Die 12 Mitglieder werden durch den Provinziallandtag aus den Mitgliedern
des Pfandbriefamtes gewählt. Die Gewählten weiden vom Landesdirektorin ihr Amt eingesetzt
und vereidigt.

Eine Beschwerdeinstanzgegen Entscheidungender Verwaltung bildet der Verwaltungsrat
aber nicht, sondern diese ist der Provinzialkommissaroder der Provinzialausschuß.

Das ist also die Konstruktiondes Pfandbriefamtes.
Meine Herren! Wir haben nun bei der Landesbank geprüft, welcher Nutzen sich denn

bei der Wirksamkeit des Pfandbriefamtes herausgestellthat. Da ergibt sich, daß die Tätigkeit des
Pfandbriefamtes doch eine immerhin recht beschränkte war. Es ist zn unterscheiden zwischen Zeiten,
in denen das Geld sehr flüssig ist, also normalen Zeiten, und Zeiten, wie wir sie seit 1912 haben,
in denen das Geld rar ist. Das Pfandbriefamt Brandenburg ist nun leider in solchen Zeiten, wo
das Geld rar ist, in die Erscheinunggetreten und hat infolgedessen auch noch keine sehr erhebliche
Wirksamkeit ausüben können. Wäre es in Zeiten gegründet worden, wo sehr viel Geld da war,
ja, dann hätte sich der ganze Hypothekenmarkt auf dieselben Objekte gestürzt,die das Pfandbriefamt
bearbeiten will, und dieses hätte dabei nun den Nachteil gehabt, daß es bloß bis zu 50°/o
beleihendarf, während alle Privathypothekenbanken,die in und um Berlin existieren,mit 60 "/n
beleihenwürden. Daß auch da keine fehr erhebliche Wirksamkeitherauskommenkönnte, ist ja klar.

Nun, meine Herren, gehen wir zu Westfalen über! Westfalen hat sich ja nach langem
Harren und langem Handeln — der Provinziallandtag war zuerst nicht dafür — für ein Pfand¬
briefamt ausgesprochen.Vor 2 Jahren hat der Provinziallandtag die Statuten des Pfandbriefamtes
genehmigt,und, meine Herren, bis jetzt ist es noch nicht in die Erscheinunggetreten. Was dem
zugrunde liegt, weiß ich nicht. Jedenfalls liegen von Westfalennoch keinerlei praktische Ergebnisse vor.

Wir müssen uns also bei der Rheinprovinz darauf beschränken,das zu vergleichen,was
bis jetzt in Brandenburg und was hier geleistet worden ist. Und da kann ich Ihnen sagen: wenn
Sie auf der einen Seite einen V2°/oigen Aufschlag auf die Zinsen, bei uns bloß einen solchen
von 1 bis IV2 vom Tausend sehen, dann ist schon gleich jedem klar, wo die Vorteile für die
Hausbesitzer liegen.

Nun, meine Herren, noch ein Wort über die Zahlung des Darlehns in Pfandbriefen!
Die Hausbesitzersagen: der springendePunkt, der ausschlagende Punkt ist der, daß wir ein Recht
auf Darlehen haben. Jawohl, sie haben ein Recht auf Darlehen, aber nicht auf Geld. Sie
haben ein Recht darauf, daß das Pfandbriefamt ihnen den Darlehensbetrag in der Form von
Pfandbriefen aushändigt. (Sehr richtig!) Dann gehen die betreffendenSchuldner entwederselbst
oder durch Vermittlung des Pfandbriefamtes, was ja allerdings immer die Regel sein wird, an
den offenen Geldmarkt, an die Bankiers und suchen die Pfandbriefe zu verkaufen. Dies ist eine
alte Einrichtung, die auch schon bei den Landschaften üblich war. Sie zeitigt aber eine unangenehme
Folge. Geld bekommt der Schuldner also zunächst nicht, aber Pfandbriefe. Mit den Pfandbriefen
geht er hausieren. Er muß für sie einen Käufer suchen, und bis er einen findet, besondersin
geldarmen Zeiten, muß er eiu um das andere Prozent an der Valuta des Pfandbriefs fallen
lassen. Wenn nominell die Kurse, wir wollen einmal sagen: von 4°/°igen Pfandbriefen auf 93
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stehen, so wird er schließlich froh sein, wenn er Geld haben muß, daß er mit 90 unterkommt.
(Sehr richtig!) Und was hat er dann! Meine Herren, nehmen Sie an, er wollte 100000 Mark
haben! Dann hat er 90000 Mark. Will er nun eine Hypothek von 100000 Mark abstoßen,
wie soll er das dann machen? Er hat ja bloß 90 000 Mark erlöst. Wo soll er dann die
fehlenden 10000 Mark hernehmen? Nun besteht allerdings die Einrichtung,daß das Pfandbriefamt
auch noch ein Zuschußdarlehengebeu kann. Das ist meines Erachtens auf der einen Seite sehr
schön, auf der anderen Seite aber ist es eine gewisse Schwäche, Das Pfandbriefamt kann ein
Zuschußdarlehen von 5"/° geben. Dieses Zuschußdarlehenstellt also eine Überschreitung der
Beleihungsgrenzedar, ist folglich pupillarischungedeckt. Aber auch mit den 5 °/o kommt der Mann
jetzt bei diesen seit 1912 auf dem Geldmarkte bestehendenkritifchen Verhältnissen nicht aus. Er
muß mit einem Disagio von 10°/« rechnen. Wo soll er das nun hernehmen?

Die Folge davon ist, meine Herren, daß das Pfandbriefamt in Brandenburg seine
Beleihungcn während des Krieges und schon vorher erheblich eingeschränkt hat. Und was geschieht
nun? Wenn nun weiter Pfandbriefe ausgehändigt werden, diese Pfandbriefe aber gar nicht oder
nur mit enormem Schaden realisierbar sind, so geht man zur Darlehenskasse,und dann kann der
Mann bei der Darlehenskasseetwa 70°/° auf mündelsicherc Pfandbriefe erhalten. Meine Herren,
was sind das denn für Verhältnisse? Er wollte doch 100"/«, er wollte in dem eben angegebenen
Beispiel 100 000 Mark haben. Nun bekommt er bei der Reichsdarlehenskasse70000 Mark.
Man kann doch nicht sagen, daß das schöne, glatte, klare Verhältnissesind. Bei uns bekommt er
Geld. Er wird weiter gar nicht behelligt. Bei uns braucht er kein Eintrittsgeld zu bezahlen.
Er haftet auch für die anderen nicht.

Genug, meine Herren, ich will die Diskussion nicht länger ausdehnen. Ich will nur
sagen: die I. Fachkommission,der ich diese Verhältnissevorgetragenhabe — mir liegen ja die
authentischen Dokumentefür all diese Sachen, die ich vorgetragenhabe, vor — hat sich auf den
Standpunkt gestellt: nein; es mag in Brandenburg gehen; aber wenn wir den rheinischen Leuten
mit solch kompliziertenVerhältnissenkommen, so werden sie kein Verständnis dafür haben. Und
da mögen die Hausbesitzervereine sagen, was sie wollen. Die glatte Erledigung dieses Kredit¬
geschäfts in Geld, wie sie bei uns, und zwar zu einem fo billigen Zinsfuß, erfolgt, hat doch
wesentliche Vorzüge. (Sehr richtig! und lebhafter Beifall.)

Vorsitzender Spiritus: Das Wort wird nicht weiter gewünscht.
(AbgeordneterDicke: Ich bitte ums Wort.)
Herr AbgeordneterDicke!
AbgeordneterDicke: Nur ein kurzes Wort des Dankes für den Herrn Landesbanktnrektor

Dr. Lohe, daß er uns diefe Darlegungen gegeben hat, die ja zweifellos fehr aufklärend und
beruhigend in unferen Haus- und Grundbesitzerkreisen wirken werden. Mir ist mitgeteilt worden
— ich weiß nicht, ob es zutrifft — daß den Vertretern der Vereine zugesagtwar, wenigstensbei
den Verhandlungen gehört zu werden, und das soll leider nicht geschehen sem. Ich glaube, daß,
wenn diese Darlegungen den Vereinsmitgliedern mitgeteilt worden wären, die weiteren Wünsche
wohl verstummt sein würden. (Beifall,)

Vorsitzender Spiritus: Ich schließe die Verhandlung,da das Wort nicht weiter gewünscht
wird und frage den Herrn Berichterstatter,ob er ein Schlußwort wünfcht.

Der Herr Berichterstatterverzichtet.
Wir kommen daher zur Abstimmung über den Antrag der I. Fachkommission,der

b°hin geht, daß der Provinziallandtag die Aenderung der ßß 5 und 8 des Statuts der
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Landesbank genehmigennnd den Zusatz beschließen wolle, wie Sie ihn in Drncksache Nr, 25 vor¬
liegen haben.

Ist jemand gegen diesen Vorschlag?
Das ist nicht der Fall. Die Vorlage ist demnach einstimmigangenommen.
Zweitens haben Sie zu befinden,daß die vorliegenden Petitionen als erledigt erklärt werden.
Auch hiergegenerhebt sich kein Widerspruch. Die Petitionen sind als erledigt erklärt.
Endlich haben Sie Stellung zu nehmen zu der Entschließung,welche die I, Fachkommission

vorschlägt, dahingehend, die KöniglicheStaatsregierung zu bitten, Anordnungen zu treffen, durch
welche öffentlichen Sparkassen die Möglichkeitgegeben wird, auf bebaute Grundstücke des Garantie-
Verbandesund des Interessengebieteserststellige Hypotheken bis zu 60 vom Hundert des amtlichen
Schätzungswertesauszugeben.

Ich frage, ob jemand gegen diefe Entschließungist.
Das ist nicht der Fall. Die Entschließungist augenommen.
Wir gehen dann zu dem zweiten Abschnittder Vorlage über:

Bericht und Anträge des Provinzialausschusses, betreffend Maßnahmen
zur Milderung von Kriegsschäden im wirtschaftlichen Leben: Errichtung
einer Kriegshilfskasse in Verbindung damit Antrag des Abgeordneten
Oestreich wegen Zusammensetzung der Ausschüsse.

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnetevon Miqucl, dem ich das Wort erteile.
Berichterstatter Abgeordneter von Miquel: Meine Herren! Der zweite Punkt diese

Vorlage betrifft die Unterstützung der aus dem Kriege heimkehrendenselbständigenExistenzender
kleinen Handwerker, Gewerbetreibendennnd kleineren Landwirte. Es ist nicht zu leugnen, daß
gerade diese es vielfach recht schwer haben werden, das frühere Geschäft wieder aufzunehmen,
welches dadurch Schaden gelitten hat und in Rückstand gekommen ist, daß es teils vollständig
ruhte, teils von der Frau oder sonstigen weniger geeignetenVertretern weitergeführt wurde. Die
Ladenmiete, der Zustand der Werkzeuge,die Beschaffungvon Rohstoffenund Betriebskapital wird
ihnen schwere Sorgen bereiten, und trotz aller Mühe und allen Eifers wird es ihnen nicht möglich
sein, hierin Wandel zn schaffen, ohne daß ihnen fremde Hilfe zuteil wird. Besonders wird Kredit
notwendig werden. Die gewöhnlichen Quellen des Kredits werden gerade in der Zeit nach dem
Kriege oft versagen. Da soll nun die vom Proviuzialnnsschussevorgeschlagene Kriegshilfskafse
einsetzen. Meine Herren, diese Kriegshilfskasse soll würdigen Kriegsteilnehmernaus diesen Ständen
aufhelfen, sei es durch Kreditgewährungmit oder ohne Zinserleichternng,sei es durch Hiugabe vou
Maschinen, Werkzeuge», Rohstoffe,, gegeu allmähliche Bezahlung. Es soll Grundfatz sein, daß
diesen Leuten kein Geschenkgegeben, sonder,, daß auf Rückzahlung bestanden wird; nur die
Bedingungen, unter denen sie diese Rückzahlungenzu leiste,, haben, sollen erleichtert werden. Es
leuchtet ein, daß hierfür sehr wichtige erziehliche Gründe sprechen.

Weitere Voraussetzung für die Gewährung von Mitteln aus der Kriegshifskasscist der
Umstand, daß es dem Betrcffcudcnnicht möglichist, sich auf anderem Wege, sei es in, Wege des
Realkredits, sei es im Wege des genossenschaftlichenKredits, zu helfen.

Die Kafse soll von der Landesbnnkverwaltet werden. Sie wird mit einem Kapital von
6 Millionen Mark ausgestattet. Der Staat beteiligt sich mit der Hälfte dieses Kapitals zu
außerordentlichgünstigenBedingungen. Der Kasse sollen ferner Zuschüsse aus deu Überschüsse,,
der Laudesbank, der Landesversicheruugsanstaltnnd der
überwiesen werden. Es ist auch zu hoffen, daß Private zugunstendieser Kasse Stiftungen machen
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werden. Dann haben ferner dankenswerterweise die Handwerkerorganisationenin Aussicht genommen,
sich auch bis zu einem gewissen Grade finanziell an den Kosten der Darlehnsgewährungzu beteiligen.
Außerdem sollen Kreise und Gemeinden zu den Kosten mit herangezogenweiden. Es ist daher
wohl anzunehmen,daß diese Mittel ausreichenweiden, besonders, da ja vorgesehenist, daß die
ausgegebenenMittel allmählichwieder in die Kasse zurückfließen.

Meine Herren! Wie groß die Zahl der Unterstützungsfällesein wird, ist außerordentlich
schwer zu schätzen, geschweige denn jetzt festzustellen. Immerhin wird man mit Bestimmtheit auf
20000 Fälle rechnen können. Diese Zahl wurde in der I. Fachkommission als wohl annähernd
zutreffend anerkannt.

Meine Herren! Der Staat verlangt nun Rückzahlungdes von ihm gegebenen Kapitals
vom Jahre 1919 ab in 7 Jahresraten, und zwar unter Abzug von 15°/o der 3 Millionen.
GewisseEinbußen wird die Provinz bei diesem Geschäfte erleiden, jedoch ist unter Berücksichtigung
des Vorgetragenen wohl anzunehmen,daß sie nicht allzu bedeutendsein werden.

Die gedruckte Vorlage enthält im Anhange einige Grundsätze, die aber von der I. Fach¬
kommission etwas umgestaltet wordeu find. Es kam vor allen Dingen darauf an, einen leichten
und schnellen Geschäftsgang für eine rasche Hilfe einzurichten und ferner die Gewähr dafür zu
schaffen,daß die Hilfe richtig angewendetwird. Man war sich darin vollkommen einig, daß die
Berufsorganisationen des Handels, des Handwerks und der Landwirtschaft,sowie auch die örtlichen
Kreditorganisntioncnhierbei in erster Linie zur Mitarbeit berufen sein werden, daß sie sowohlbei
den örtlichen Ausschüsse» mitwirken müssen, welche die Hauptprüfung vorzunehmenund sich auch
über die finanzielle Beteiligung der Kreise und Gemeinden schlüssig zu machen haben, als auch
bei der Zentralstelle, also hier der Provinzmlinstanz je nach Bedürfnis zur Mithilfe heranzuziehen
und vor der endgültigenBewilligung zu hören sind.

Meine Herren! Sehr erfreulich ist es, daß sich die Handwerkerorganisationen in Anertcnunng
der Wichtigkeitdieser ganzen Frage von vornehercinbereit erklärt haben, eifrig mitzuarbeitenund,
wie ich vorhin erwähnte, auch zu den Kosten beizutragen. Ein vom Provinziallandtags-Abgeordneten
Oestreich,namens der Handwertsorgauisationeneingebrachterschriftlicher Antrag zu diesen Grund-
zügcn läßt diese Bereitwilligkeit klar erkennen. Die Wünsche, die in dieser Petition geäußert
worden sind, dürften dadurch ihre Erledigung gefundenhaben, daß sie zum größten Teil bei der
Umarbeitung dieser Gruudzüge berücksichtigt worden sind, und der Herr Antragsteller, der den
Sitzungen der I. Fachkommission beiwohnte,hat sich denn auch damit einverstandenerklärt.

Meine Herren! § 5 dieser Grundzüge ist dahin geändert worden, daß die Entscheidung
über die Darlehen nicht der Landesbank in erster Linie zustehen soll, sondern daß auch der Herr
Laudeshauptmaun in dem Ausschuß vertreten sein, bezw. das Recht haben soll, einen Vertreter
dorthin zu entsenden.

Meine Herren! Dies ist hauptsächlich deshalb geschehen, weil es sich bei diesen Ent,
scheidungen ja um nicht rein bankmäßigeFragen handelt, sondernauch um eine Beurteilung der
Leistuugsfähigkeitder Gemeindenund Kreise, die sich ja ihrerseits an den Darlehen beteiligen sollen.
Das ist ja auch im § 8 — der auch eine Aenderungerfahren hat — ausdrücklichhervorgehoben worden.

Mau war im allgemeinenin der I. Fachkommission der Ansicht,daß es wohl wünschens¬
wert wäre, ein bestimmtes,sich in Prozenten ausdrückendes BeteiligungsverhältniszwischenProvinz,
Kreisen und Gemeinden herbeizuführen, damit nicht die Initiative der einzelnen Kommune sich
hinter der Furcht verkriecht,daß bei Gewährung reichlicher Mittel und der Möglichkeitdazu die
Knegshilfskasseeinen geringereuTeil auf sich nehmen würde. Man verschloß sich aber schließlich
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nicht den Bedenken,die auch der Vertreter des Herrn Landtagslommisfarius äußerte, daß es doch
vor allen Dingen darauf ankäme, sämtlichen bedrängtenKriegsteilnehmerndieser Stände im weitesten
Sinne aufzuhelfen, und daß es deshalb nicht angängig erscheine,daß solche Kriegsteilnehmer, die
in leistungsschwachen Kreisen und Gemeinden wohnen, schlechter gestellt würden als die anderen.
Die Kriegshilfskasse müsse deshalb hinsichtlich der Kostenübernahmeeine gewisseBeweglichkeit haben
und die Leistungsfähigkeitder betreffenden Kommunalverbändemit in Rücksichtziehen. Andererseits
ist aber das sonst so bewährtePrinzip von Leistung und Gegenleistungnicht auszuschalten. Daher
soll der Provinzialausschuß bei der Aufstellung der Grundzüge betreffs der Beteiligung an den
Darlehen bestimmen, daß hiernach in der Regel verfahren würde. Eine derartige Regelung wird
hoffentlich auch die Billigung des Staates finden, der ja durch seine Kapitalbeteiligungaußerordentlich
interessiertist und dem man auch ohne weiteres ein Mitbestimmungsiechtwird einräumen müssen.

Sollten noch irgend welche Abänderungennotwendigwerden, so wird man dem Provinzial¬
ausschuß eine gewisseFreiheit geben müssen, solche Abänderungen eigenmächtigvorzunehmen, da
sonst die Tätigkeit der Kriegshilfskasseeventuellerst in Jahresfrist aufgenommen werden könnte und
damit die Hilfe für die Kriegsteilnehmerhinausgeschoben werden müßte, von denen doch schon sehr
viele wieder zurückgekommensind. Deshalb ist zum § 8 im letzten Satze noch ein Zusatz gemacht
worden, der lautet:

„Der Provinzialausschuß wird ermächtigt, etwaige von den Genehmigungsbehördenoder
dem Registerrichterverlangte Aenderungenan den Satzuugseutwürfen vorzunehmen."

Meine Herren! Ich darf bemerken, daß sich dieser Absatz auch auf deu eisten und dritten
Teil dieser gesamtenVorlage bezieht. Bei den übrigen beiden Teilen treffen ja genau dieselben
Voraussetzungenzu. Deshalb darf ich hier die Erklärung abgeben, daß sich diese Bestimmung
auch auf diese beiden Abschnitte bezieht.

Meine Herren! Wir sind wohl alle darin einig, daß eine solche Kriegshilfskasseeine
dringendeNotwendigkeitist, und wir hoffen, daß sich dieser Gedanke alsbald unter regster Beteili¬
gung der Kommunenin die Tat umsetzen wird.

Die erste Fachkommission hat die Vorlage des Provinzialausschussesin der vorliegenden
abgeänderten Fassung einstimmig gutgeheißen. Namens der Kommission beehre ich mich, dem
hohen Hause die Annahme der Vorlage in dieser Fassung vorzuschlagen. Der Antrag der I. Fach¬
kommission lautet:

„Der Provinziallandtag wolle den Antrag mit der Maßgabe annehmen, daß
1. bei den „Grundzügen" der ß 5 folgendeFassung:

§5.
Die Bewilligung von Darlehen erfolgt durch einen Ausfchuß, bestehend aus dem
Landeshauptmann oder seinem Vertreter, dem Direktor der Landesbank oder seinem
Stellvertreter und einem dazu bestelltenOberbeamten der Landesbank.

Vor der Entscheidungüber die Darlehnsgesuchesind die beteiligtenStadt- bezw.
Landkreise oder Gemeindenum gutachtliche Aeußerung zu ersuchen. Diese haben ihrer¬
seits die Berufsvertretungen des Handwerks,des Handels und der Landwirtschaft,ins¬
besondere auch die Kreditgenossenschaften zur Mitwirkung heranzuziehen

und

2. der § 8 Absatz 2 folgendeFassung erhält:
„Für die Beteiligung der Stadt- bezw. Landkreise an den zu gewährendenDarlehen
sind vom Provinzialausschußallgemeine Grundsätzeaufzustellen,mit dem Ziele, in der
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Regel nach der Höhe der Aufwendungen der Kreise unter Berücksichtigungihrer
Leistungsfähigkeitdie Höhe der zu leistenden Zuschüsse zu bemessen."

Der Provinzilllausschußwird ermächtigt, etwaige von den Genehmigungsbehördenoder
dem Registerrichterverlangte Aenderungenan den Satzungsentwürfenvorzunehmen.

Meine Herren! Ich möchte zum Schluß den Wunsch aussprechen,durch eine möglichst
einmütige Annahme dieses Antrages zum Ausdruck zu bringen, daß die Rheinprovinz ihre tapferen
Krieger draußen durch die Tat unterstützt. (Beifall.)

Vorsitzender Spiritus: Ich eröffne die Verhandlung.
Das Wort hat der Herr AbgeordneteMinten.
AbgeordneterMinten: Meine Herren! Erwarten Sie nicht, daß ich zur Vorlage selbst

im allgemeinenspreche.
Ich habe eben festgestellt,daß eine kleine redaktionelleAenderung wohl notwendigfein

wird, was gesternder I. Fachkommission entgangen ist.
Ich möchte Ihre Aufmerksamkeit auf den Zusatz zu 8 5 und den Absatz 2 des § 8 richten.
Es heißt in § 5: „Vor der Entscheidungüber die Darlehnsgesuchesind die beteiligten

Stadt- bezw. Landkreise oder Gemeindenum gutachtliche Aeußerung zu ersuchen."
In dem Antrag zu 8 8 dagegen heißt es, daß der Absatz 2 folgendeFassung erhalten

soll: „Für die Beteiligung der Stadt- bezw. Landkreise an den zu gewährendenDarlehen. . . ."
Hier fehlt alfo das Wort „Gemeinden". Vielleichtkönnte man sagen: „Für die Beteiligung der
in § 5 genannten Kommunalverbände. . . ."

Es war ja natürlich so gemeint, daß ebenso, wie in § 5 die Gemeinden neben den Stadt-
und Landkreisen genannt sind, auch die Bestimmungdes § 8 für die Gemeinden gelten soll. Ferner
würde im Absatz 2 des § 8 noch eine weitere Aenderungerforderlich sein.

Es heißt da: „Für die Beteiligung der Stadt- bezw. Landkreise an den zu gewährenden
Darlehen sind vom Provinzilllausschuß allgemeineGrundsätze aufzustellen mit dem Ziele, in der
Regel nach der Höhe der Aufwendungender Kreise usw." Gemeint sind auch hier die Beteiligten,
also neben den Stadt- und Landkreisen auch die Gemeinden.

Ich möchte mir daher den Vorschlagerlauben, folgende Fassung zu wählen:
„Für die Beteiligung der in § 5 genannten Kommunalverbändean den zu gewährenden

Darlehen "sind vom ProvinzilllausschußallgemeineGrundsätzeaufzustellen, mit dem Ziele, in der
Regel nach der Hohe der Aufwendungender Beteiligten" — das genügt und umfaßt tue Stadt-
und Landkreife und die Gemeinden — „unter Berücksichtigung ihrer Leistungsfähigkeitdie Höhe
der zu leistenden Zuschüsse zu bemessen." <..,..

Es handelt sich also nur um eine notwendigeredaktionelle Abänderung, die leider gestern
in der I. Fachkommission zu machen übersehenworden ist. und auf die ich eben erst aufmerksam
wurde; sonst würde ich den Herrn Berichterstatterschon vorher davon verständigthaben.

Vorsitzender Spiritus: Das Wort wird nicht weiter gewünscht. Ich frage den Herrn
Berichterstatter, wie er sich zu der Anregung des Herrn Minten stellen will.

Berichterstatter Abgeordneter von Miquel: Meine Herren! Ich glaube, daß die
Anreguug des Herrn Abgeordneten Minten durchaus das Richtige trifft. Es handelt sich hier
tatsächlich um ein Versehen. Gemeint war jedenfalls, daß nicht nur die Stadtkreise, sondern auch
einzelne größere Gemeinden als solche für die Beteiligung an den Darlehen in Frage kommen
sollen. Die redaktionellen Aenderungen, die der Herr Abgeordnete Minten beantragt hat.
treffen das ja.

10»
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Ich möchte daher empfehlen,die entsprechenden Aenderungenmit zu beschließen.
Vorsitzender Spiritus: Das Wort wird nicht weiter gewünscht. Ich schließe die Ver»

Handlung.
Wir kommen zur Abstimmung.
Bevor ich über die Vorlage selbst abstimmen lasse, frage ich, ob die von dem Herrn

AbgeordnetenMinien angeregten, wohl lediglich redaktionellenAenderungenin dem zweiten Absatz
gutgeheißenwerden, die dahin gehen, daß gesagt wird: „Für die Beteiligung der in § 5 genannten
Kommunalveibändean den zu gewährendenDarlehen ..... " und zwei Zeilen weiter statt des
Wortes „der Kreise" gesagt wird „der Beteiligten".

Erfolgt hiergegenein Widerspruch?
Das ist nicht der Fall.
Dann lasse ich über die Vorlage selbst mit der jetzt auf Grund der Anregung des Herrn

Minien beschlossenenAenderung abstimmenund bitte die Herren, die gegen die Vorlage sein sollten,
sich zu erheben.

Es erhebt sich niemand. Die Vorlage ist angenommen.
Was endlich den Schlußsatzbetrifft: „Der Provinzialausschuß wird ermächtigt, etwaige

von den Genehmigungsbehördenoder dem Registerrichterverlangte Aenderungen an den Satzungs¬
entwürfen vorzunehmen", so werde ich mir gestatte», hierüber erst abstimmenzu lasfcn, nachdem
auch die dritte Vorlage zur Entscheidung gekommenist, da, wie der Herr Berichterstatter vorhin
ausgeführt hat, dieser Zusatz sich auf die sämtlichen drei Vorlagen bezieht.

Wenn Sie damit einverstanden sind, kommen wir zum dritten Teil der Vorlage, welcher lautet:
„Beteiligung der Provinz bei der Gründung einer Sicdlungsgesellschaft."
Hierzu ist Berichterstatter der Herr AbgeordneteHolle, dem ich das Wort erteile.
Berichterstatter Abgeordneter Holle: Meine Herren! Es ist sicher ein schönes uud

erstrebenswertesZiel eines jeden hcimatfreudigengrößeren Verbandes, auf die möglichst weitgehende
Ansiedlung eines größeren Teiles seiner Bürger Bedacht zu nehmen. Dahin zielt die dritte Vor¬
lage, die Ihnen hier unter dem Kriegsgesichtspunktgemacht wird, nämlich die Gründung der
Siedlungsgesellschaft„Rheinisches Heim", die ihren Sitz in Bonn haben soll. Ich glaube, die
Vorlage ist gerade deshalb jetzt besonders zu begrüßen, weil ja der Heimatsgedankeund das
Nestreben, sich auf der heimatlichenScholle anzusiedeln, jetzt in ganz besonderem Maße hervor¬
treten soll.

Die Vorlage ist im Gegensatzzu der vorigen über die Hilfskassenicht auf die Kriegs¬
teilnehmer beschränkt, sondern auch andere Leute sollen sich mit Hilfe der Siedlungsgesellschaftein
eigenes Heim schaffen können. Die Vorlage will ferner die Gründung eines eigenen Heims nicht
nur durch Erwerb vou Eigentum, sondern auch in anderen Formen, zum Beispiel Erbpacht
ermöglichen. Ich halte es für richtig, daß sich die Vorlage nicht auf die Kriegsteilnehmer
beschränkt. Damit stimmen auch die Ausführungen übereiu, die uns gesternhier vom Tische der
Verwaltung gemacht wurden und in denen dargelegt wurde, daß es das Ziel der Kriegsfürsurge
sein müsse, die Kriegsbeschädigtenmöglichstbald wieder mit den übrigen Bürgern zu vermischen
und in deren Mitte ihren Erwerb finden zu lassen, nicht aber, eine Insel zu schaffen, auf der etwa
nur Kriegsbeschädigte säßen. Das wäre verfehlt.

Man wird die Vorlage in ihrem Ziel begrüßen können.
Der Aufbau der Gesellschaftist so gedacht: Es soll eine Gesellschaftmit beschränkter

Haftung mit dem Ziele der Schaffung von Bauernstellen und Wohnstätten für Handwerker, aber
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auch für VersicherungspflichtigeAngestellteund Lohnarbeiter gegründet werden. Weitere Aufgaben
der Gesellschaftsind die Ausführung der Vorbereitungsarbeitenfür die Siedelung, nämlich von
Bodenverbesserungen und gemeinwirtschaftlichen Einrichtungenim Sinne der ländlichen Wohlfahrts¬
pflege, ferner der An- und Verkauf von Grundstücken zur Erhaltung oder Bewirtung einer dem
öffentlichen Interesse entsprechenden Besitzverteilung.

Das Stammkapital beträgt eine Million Mark und wird zur Hälfte vom Staat über¬
nommen, während sich die Provinz nur mit 150 000 Mark, die Landesversicherungsanstaltmit
100 000 Mark, die Provinzial-Feuerveisicherungsanstaltmit 50 000 Mark, ferner der Verein zur
Wahrung der gemeinschaftlichen wirtschaftlichen Interessen in Rheinland und Westfalen, also der
Industriellen-Verband, mit 100 000 Mark, und die Landwirtschaftskammer,also der landwirtschaft¬
liche Verband, ebenfalls mit 100 000 Mark beteiligen. Es haben sich also alle Verbändevereinigt,
dieses hervorragendgemeinnützige Unternehmenzu fördern. Eine Beteiligung der Städte, Gemeinden
und Kreise ist nicht vorgesehen. Das Statut läßt aber doch den Beitritt neuer Gesellschafter zu,
und ich nehme an, daß sich später vielleichtauch weitere gemeinnützig wirkende Verbände, Kreise
oder Städte finden werden, die der Gesellschaft beitreten.

In der Begründung der Vorlage heißt es, das Stammkapital sei nur auf eiue Million
Mark angesetzt,während beispielsweiseim Osten größere Siedlungsunternehmungen mit einem
Kapital bis zur Höhe von 8 Millionen Mark arbeiten, und die Besiedlung im größten Umfang
in die Hand genommenhaben. Ferner wird gesagt, für eine derartig große Besiedlung wie im
Osten fehle es an Raum. Hinter diesen Teil der Begründung möchte ich ein Fragezeichen machen.
Der Raum ist zwar nicht so weit, daß man viel größereBauerngüter gründen könnte, er ist aber,
glaube ich, außerordentlichweit, um zahllose kleine Stellen zu schaffen, und diese können mit Hilfe
einer derartigen Gesellschaft begründet, viel bodenständigen und heimatfrendigenFamilien ein Heim
bieten. Wenn einmal mit der Gesellschaftund dem kleinen Kapital von einer Million Mark der
Anfang gemacht ist nnd der Gedanke Wurzel schlägt, dann wird sich auch Gelegenheit zur
Erweiterung dieses schönen Unternehmensfinden.

Die Anregung ist von landwirtschaftlicherSeite, von dem Vorsitzenden der Land¬
wirtschaftskammer,Herrn Landrat von Groote, gegeben worden. Ich glaube aber, nicht nur die
ländlichen Gebiete werden Interefse an der Sache nehmen, sondern ich begrüße die Gründung ganz
besonders auch für die städtischen Gebiete, und ich kann mir wohl denken, daß Städte, namentlich
solche, die sich bisher mit kommunalerBodenpolitikbefaßt haben, mit dieser Gesellschaft zum Zweck
der Gründung kleinererStellen, namentlichArbeitelstellen,in Verbindung treten. Die Gesellschaft
stellt also ein außerordentlich erfreulichesBindeglied zwischen Land und Stadt dar, die sich zur
gemeinsamen Arbeit die Hand reichen.

Wie denkt man sich nun praktisch die Förderung dieses Unternehmens?
Mit dem Kapital von einer Million Mark kann die Gesellschaft keine großen Ankäufe

und Verkäufe vornehmen, ihre Mitwirkung wird in den meisten Fällen eine mehr platonische sein
müssen, sich also auf den Vermittelungsakt beschränken. Das ist auch in der Begründung zum
Ausdruckgebracht. Man wird also die Siedeluugslustigensammelu, einen Nachweis sozusagen für
sie erbringen und gleichzeitig auch Siedelungsstellensuchen.

Die Gesellschaft übernimmt dabei, was das Allerwichtigste ist, die Vermittlung der Kredit¬
beschaffung. Diese sollte in der Weise vor sich gehen, wie es vorhin Herr Piecq vorgetragenhat,
daß die Landesbank60°/« des Wertes beleiht, nnd, wenn der Kommunalverbandeintritt, 75«/«
-— oder in diesem Falle will sie sogar bis zu 85°/« gehen; — der Rest ist von dem Ansiedler
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selbst aufzubringen. Die Aufbringung dieses Restes ist dadurch ermöglicht, daß sich Leute mit
kleinem Kapital zur Siedelung melden, aber auch dadurch, das Kriegsbeschädigte nach Maßgabe
der Vorlage, die zur Zeit den Reichstag beschäftigt,sich ihre Kriegerrentekapitalisierenlassen und
diese Rente als Anzahlung benutzen, um sich in einer kleinen ländlichenStelle festzusetzen. Ich
glaube, es ist ein außerordentlichgesundernnd erfreulicherGedanke, auf diese Weise Leute, die an
den landwirtschaftlichen Betrieb gewöhnt find, für das Land zu gewinnenund ihnen eine gewohnte,
gefunde und fchöne Tätigkeit im eigenenHeim zu ermöglichen.

Ich möchte also die Vorlage in jeder Richtung begrüßen. Sie ist in der Fachkommission
einstimmigangenommenund ich empfehleIhnen auch die einstimmige Annahme ohne jeden Zusatz,

Bemerkt sei noch, was vorhin auch Herr von Miquel hervorhob,daß, wenn der Kommunal-
verband auf Grund seiner Beleihungsgarantie über 60"/° des Weites hinaus Ausfälle erleidet,
die Provinz ihm ein Drittel dieser Ausfälle erfetzt. Dieser Beschlußhierüber bezieht sich auf alle
drei Teile diefer Kriegswohlfahrtsvorlage.

Ich darf den Herren also die unveränderte Annahme der Vorlage mit der durch Herrn
Piecq vorgeschlagenen Resolution empfehlen. (Beifall.)

Vorsitzender Spiritus: Ich eröffne die Verhandlung über die Vorlage.
Das Wort wird nicht gewünscht.
Ich schließe sie und darf ohne Abstimmung feststellen, daß die Vorlage Ihre Billigung

gefundenhat.
Endlich würde sich die Verfammlung zu entschließen haben, ob der Zusatz, wie er in der

Drucksache 29 am Schlüsse steht: „Der Provinzialausschuß wird ermächtigt, etwaige von den
Genehmigungsbehördenoder dem Registerlichter verlangte Aenderungenan den Satzungsentwürfen
vorzunehmen",auf die drei Vorlagen Anwendungfinden foll, wie es der Herr Berichterstattervon
Miquel vorgetragen hat.

Auch das findet Ihre Billigung, und damit wären die Vorlagen erschöpft.
Wir gehen dann über zu Nr. 5 der Tagesordnung:

Antrag der I. Fachkommission aus Anlaß der Anregung des Abgeordneten
Wallraf in der Plenarsitzung vom 31. Januar 1916, betreffend Ersparnisse
des Provinzialverbandes auf dem Gebiete des Armenwefens infolge der
Kriegsunterstützungen.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteDr. Oehler.
BerichterstatterAbgeordneterDr. Oehler: Meine Herren! Herr AbgeordneterWallraf

und ich hatten bereits bei der Beratung des Haupt-Haushaltsplanes darauf hingewiesen,daß auf
dem Gebiet des Armenwesens und der Leistung an Kriegsunterstützuugenan Angehörige von
Kriegern, die zu den Fahnen einberufen wurden, Verschiebungeneingetreten find, und zwar zu
ungunsten der Lieferungsverbände,zugunsten der Provinzialverwaltung und des Landarmenverbandes.
Es war der Wunsch ausgesprochenworden, daß hier ein Ausgleich vorgenommenweiden möchte.

Die Sache ist in der I. Fachkommissionberaten worden, und sie hat sich veranlaßt
gesehen, Ihnen vorzuschlagen, den Antrag anzunehmen,der Ihnen in der DrucksacheNr. 2? unter¬
breitet worden ist.

Die Sachlage ergibt sich aus Folgendem: In einem Minifterialrunderlaß vom 28. April
v. Is. ist angeordnet, daß vor dem Ausbruch des Krieges bereits ausgeübte Armenpflegefür die
Dauer des Krieges in Kriegsfürsorgeübergeheund daß für die Dauer der Wirksamkeit des Gesetzes
vom 28. Februar 1888 und vom 4. August 1914 im Falle der Bedürftigkeit des Unterstützungs-
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berechtigten der Lieferungsverbanddes gewöhnlichen Aufenthaltsortes die Kosten der Unterbringung
in die Anstalt zu erstatten habe. Meine Herren, der Fall wird praktisch z. B. etwa so liegen:
eine Frau ist vor Ausbruch des Krieges wegen Geisteskrankheitin einer Provinzialanstalt unter¬
gebracht worden. Derjenige, der an sich die Kosten hätte aufbringen müssen, also wir wollen
annehmen der Mann oder der Vater oder der Sohn, waren nicht in der Lage, die Kostenzu
bezahlen. Dann müßte entweder der Ortsarmenverband eintreten und für die Anstaltspflegeden
Satz von 1,05 Mark täglich bezahlen, oder, wenn der Unterhaltungspflichtigekeinen Unterstützungs¬
wohnsitzhatte, mußte der Landarmenverband aufkommen. Die Provinz bekam dann als Eigen¬
tümerin der Anstalt vom Landarmenverbandedie Kosten der Anstaltspflegeerstattet. Nun greift
hier die Kriegsunterstützungein. Wenn der Unterhaltsverpflichtetezu den Fahnen einberufen
worden ist, steht den Angehörigennunmehr Kriegsunterstützungzu, und an die Stelle des Orts-
armenverbandesoder des Landarmenverbandestritt in diesem Falle der Lieferungsverband,der die
Kriegsunterstützungzu zahlen hat. Im ersten Falle, wenn an die Stelle des Ortsarmenverbandes
der Lieferungsverbandtritt, ergibt sich folgendeAenderung: Bisher bekam die Provinz von dem
Ortsarmenverband nur den Betrag von 1,05 Mark an täglichen Verpflegungskostenfür die
Anstaltspflege. Der volle Pflegesatzbeträgt 1,80 Mark. Die Provinzialverwaltung würde dann
an sich in der Lage sein, nunmehr von dem Lieferungsverbandedes gewöhnlichen Aufenthaltsortes
eine Kriegsunterstützungvon 1,80 Mark täglich zu verlangen. Das ist eine sehr starte Entlastung
auf der einen Seite, eine sehr starte Belastung auf der anderen Seite. Die Provinzialverwaltung
hat sich deshalb bereits dahin schlüssig gemacht, dem Lieferungsverbandeeinen Teil der Belastung
abzunehmen, indem in solchen Fällen ein Pflegesatz von 1,50 Mark statt 1,80 Mark berechnet
wird. Immerhin bleibt dann noch ein Unterschiedvon 45 Pfennig, die der Liefernngsverband
mehr bezahlen muß, als der Ortsarmenverband zu zahlen hat. Das ist also ein Gewinn
der Provinz. Wenn nicht der Ortsarmenverband in Frage kommt, sondern der Landarmen¬
verband, dann hat die Provinzialverwaltung den vollen Vorteil, daß sie die Pflegekosten,
die sie bisher als Landarmenverband zu tragen hatte, nunmehr von dem Lieferungsverbande
erstattet bekommt.

Meine Herren! Die I. Fachkommissionwar darüber einig, daß in diesen Fällen ein
billiger Ausgleich notwendig sei, daß es erwünscht sei, die Beträge, welche auf diefe Weise die
Provinzialverwaltung mehr bekommt als bisher, zu einem Fonds anzusammeln,aus dem den stark-
belastetenLieferungsverbandeneine entsprechende Vergütung gewährt werden kann.

Diese Fälle, in denen bereits vor Ausbruch des Krieges oder vor Einberufung des
betreffendenKriegers zu den Fahnen die Anstaltspflegeeingetretenwar, lassen sich ja ohne weiteres
scharf erfassen. Etwas anders liegt es und Schwierigkeitenmacht es in den Fällen, in denen diese
Armenpflege erst wahrend des Krieges eintritt, nachdem der betreffende Krieger bereits zu den
Fahnen einberufenist. Hier wird zwischen der ordentlichen und der außerordentlichen Armenpflege
unterschieden werden müssen. Bei der außerordentlichenArmenpflege,bei der Anstaltspflege wird
es möglich sein, in jedem einzelnenFalle zu prüfen, ob, wenn der Krieg nicht eingetretenund der
betreffende Unterhaltspflichtigenicht zu den Fahnen einberufenwäre, der Landarmenverbandhätte
eintreten müssen. Wo dies festgestellt werden kann, wird der Fall ähnlich zu behandelnsein, wie
diejenigenFälle, in denen bereits vor dem Kriege oder vor der Einberufung des Kriegers zu den
Fahnen die Anstaltspflegeeingetretenwar. Auch hier kann man berechnen, daß eine Entlastung
des Landarmenverbandesund eine Belastung des Lieferungsverbandeseintritt, und auch in diefen
Fällen wird ein Allsgleichmöglich sein.
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Es ist weiter erwogen worden, ob in Fällen der ordentlichenArmenpflege, also wenn es
sich um Geldunterstützungenhandelt, ein derartiger Ausgleich möglich ist. An sich sind ja Falle
denkbar, in denen ein Lieferungsverbandder Ehefrau oder der Tochter eines Wehrmannes eine
Kriegsnnterstützunggibt und der Meinung ist: wenn der Krieg nicht gekommen wäre, hätte der
Lllndarmenverband ja eintreten müssen. Meine Herren, diese Fälle sind aber so außerordentlich
schwer zu prüfen, daß die I. Fachkommissionder Meinung war, daß sie hier ausscheideu sollen,
weil sie praktisch nicht zu erfassen sind.

Meine Herren! Es ist versucht worden dies in dem Antrage ans Drucksache 27 wieder¬
zugeben. Leider hat sich bei der Drucklegung in Absatz 2 ein kleiner Druckfehlereingeschlichen.
Es steht dort: „Diese Schadloserhaltung soll in Fallen der außerordentlichenArmenpflege nur
dann eintreten" usw. Das ist unrichtig. Es muß heißen: „der ordentlichen Armenpflege". Der
Beschluß an sich war richtig formuliert: es ist wohl durch ein Versehen nachher statt „ordentlichen":
„außerordentlichen"gesagt worden.

Ich habe die Ehre, namens der I. Fachkommissionden Antrag, den ich hier mit der
kleinen Korrektur des Druckfehlersnochmals vorlesenwill, zur Annahme zu empfehlen:

„Der Provinziallandtag wolle folgendenBeschlußfassen:
Durch die Anordnung der Staatsregierung für die Angehörigender Krieger erwachsen
der Provinz erheblicheErsparnisse auf dem Gebiete des Armenwesens, die auf der
anderen Seite eine erhebliche Belastung der Liefernngsverbändebedeuten. Zum geld¬
lichen Ausgleich dieser Verschiebungsollen die gedachtenErsparnisse der Provinz zur
Bildung eines besonderen Fonds verwendet werden, ans dem die Liefernngsverbändefür
jene Mehrleistung schadlos gehalten werden.

Diese Schadloshaltung soll in Fällen der ordentlichenArmenpflege nur dann
eintreten, wenn die betreffendeArmenpartei schon im Augenblicke des Eintrittes der
Kriegsunterstützungfür Rechnung des Landarmenverbandesunterstütztwird.

Mit der Ausführung des Beschlusseswird der Provinzialausschuß beauftragt."
Vorsitzender Spiritus: Ich eröffne die Verhandlung und frage, ob das Wort ge¬

wünscht wird.
Das ist nicht der Fall. Ich schließe die Verhandlung.
Meine Herren! Die Berichtigung des Druckfehlers, die der Herr Berichterstatter vorge¬

schlagen hat, werden Sie wohl ohne weiteres als richtig anerkennen. Da bedarf es keiner Abstimmung.
Wir kommen dann znr Entscheidungüber die Vorlage selbst, nnd da von keiner Seite

Widersprucherhoben wird, erkläre ich die Vorlage für angenommen.
Wir gehen über zum

Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial^
ausschusses, betreffend die Verliingeruug der Geltungsdauer des Regle¬
ments für die Verteiluug der neuen Dotation.

Berichterstatterist der Herr AbgeordneteDr. Lucas.
BerichterstatterAbgeordneterDr. Lucas: Meine Herren! Im Juni 1902 wurde, damals

unter Führung unseres hochverehrtenHerrn Ober-Präsidenten, ein Gesetz erlassen, wonach den
Provinzen eine neue Dotation von 10 Millionen Mark zuteil wurde. Von diesen 10 Millionen
Mark wurden der Rheinprovinz 647 825 Mark zugewiesen. Die Dotation sollte dazu dienen, die
Lasten der Provinzen im Armenwesen zu erleichternund den Kreisen nnd Gemeinden die nutwen¬
digen Unterstützungenin Armen- und Wegesachenzuteil werden zu lassen. Nach § 5 soll die
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Provinz zu ihrer eigenen Erleichterung nicht mehr als ein Drittel der Summe verwenden. Die
Provinz hat von dieser freundlichen Ermächtigung vollen Gebrauchgemacht. Ob sie das hätte tun
sollen, steht heute nicht zur Erörterung. Jedenfalls interessiertuns aber heute das Reglement, das
damals gemacht worden ist und dessen Erneuerung in Frage steht. Es ist Ihnen in der Drucksache
Nr. 9 zugegangen. Es handelt sich jetzt nur darum, es wieder auf fünf Jahre zu erneuern, wie
es ja vor fünf Jahren bereits geschehen ist. Damals wurde die Erneuerung ohne jede Erörterung
genehmigt,und ich glaube, daß das heute ebenso der Fall sein wird.

Die I. Fachkommission schlagt Ihnen vor, dieses Reglementfür die Jahre 191? bis 1921
weiter in Geltung bleiben zu lassen. Irgendwelche Wünscheoder Beschwerden sind bisher nicht
hervorgetreten.

Vorsitzender Spiritus: Ich eröffne die Verhandlung.
Es meldet fich niemand zum Wort. Ich schließesie daher und darf ohne weiteres

annehmen, daß Sie mit dem Vorschlagedes Herrn Referenten einverstandensind.
Nummer 7:

Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialaus-
schusses, betreffend die Ausdehnung des Geschäftsbetriebs der Provinzial-
Feuerversicherungsanstalt auf das unter deutscher Verwaltung befindliche
Gebiet des Königreichs Belgien.

und
Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Piovinzial-
ausschusses, betreffend die Ausdehnung des Geschäftsbetriebes der Provin-
zial-Lebensversicherungsanstalt auf die in deutscher Verwaltung befind¬
lichen belgischen Landesteile.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteDr. Hagen, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter AbgeordneterDr. Hagen: Meine Herren! Bei dieser Vorlage handelt

es sich um einen Versuch. Wegen der unsicheren Versicherungsverhältnissein Belgien hat der
Herr Minister des Innern und der Kaiserliche Gouverneurin Brüssel der Provinzial-Feuerversicherung
und der Provinzial-Lebensversicherungdie Genehmigung erteilt, Geschäftein Belgien zu machen.
Dagegen ist den französischen und den belgischen Gesellschaften verboten worden, ihre Gefchiifte in
Belgien weiter zu betreiben. Bei dieser Sachlage ist eine gute Aussichtfür uns vorhanden, dort
Geschäftetreiben zu können, denn es fehlt den Einwohnern von Belgien, namentlichden deutschen
Einwohnern, an einer Gelegenheit,eine Versicherungzu nehmen.

Die Generalvertretung in Belgien wird so gestaltet werden, wie die Generalagent««,, der
Privatgesellschaften,also indem sie ans Provifion arbeitet, so daß für die Provinzialverwaltung
Kosten aus diesem Vertrage nicht entstehen werden. Selbstverständlichhandelt es sich nur um eine
vorübergehendeMaßregel. Wir dürfen aber die Hoffnung und vielleicht die Zuversichtmisssirechen,
baß es eine dauernde werden wird. (Beifall.)

Im Auftrage der I. Fachkommission bitte ich Sie deshalb, zu beschließen:
„Provinziallandtag erklärt sich mit der Aufnahmedes Geschäftsbetriebes der Provinzial-
Feuerverficherungsanstaltder Rheinprovinzin den unter deutscher Verwaltung stehenden
belgischen Landesteilen unter Voraussetzungder Genehmigungder zuständigen Kaiserlich
Deutschenund KöniglichPreußischenRegierung einverstanden."

AbgeordneterKehren: Ich bitte ums Wort.
VorsitzenderSpiritus: Herr AbgeordneterKehren hat das Wort.

N
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Abgeordneter Kehren: Meine Herren! Ich begrüße die Vorlage um deswillen mit
besonderer Freude, weil darin nach meinemDafürhalten, wenn auch unausgesprochen,die Erwartung
zum Ausdruckkommt, daß wir die jetzt besetzten belgischen Landesteile behalten werden. (Lebhafter
Beifall.)

Meine Herren! Wem gegenwärtig die Vorlage zugute kommen soll, ist in der Begründung
nicht ganz deutlich gesagt. Es wird in erster Linie von den Deutschengesprochen, die den Wunsch
hätten, Versicherungsverträgeabzuschließen. Dann ist aber auch von denjenigenbelgischen Bevöl¬
kerungskreisen die Rede, die der deutschen Verwaltung nicht ganz ablehnendgegenüberstehen.Leider,
meine Herren, muß festgestelltwerden, daß diese belgischen Kreise, die der deutschen Verwaltung
nicht ganz ablehnend gegenüberstehen,bisher nur sehr klein sind. Aber wenn man mit diesen
Kreisen geschäftliche Beziehungenanknüpfenwill, dann sollte man sie doch nicht geradezu vor den
Kopf stoßen, indem man den Geschäftsbetriebso einzurichtengedenkt, wie das in der Vorlage vor«
gesehen ist. Meine Herren, jene kleinen Kreise rekrutieren sich im wesentlichendoch nur aus
Flamen, und hier in der Vorlage wird den Flamen eine Behandlung angesonnen, die genau der
souveränenVerachtung ihrer sprachlichen Rechte entspricht, wie sie die frühere belgische Regierung
ihnen zu bezeigen pflegte. Derjenige, der eine Versicherung schließen will, soll nämlich das
Recht haben, neben den Versicherungsbedingungenin deutscher Sprache ein Exemplar in
französischer Sprache zu verlangen. Meine Herren, dafür bedankensich die Flamen auf das
allerentschiedenste.

In Nordbelgien sind wir ja glücklicherweise jetzt schon so weit gekommen,daß neben der
deutschenSprache die flämischeSprache, ich möchte sagen, Amtssprache geworden ist. In der
Provinz Antwerpen werden alle Verordnungen in deutscher und daneben lediglich noch in flämischer
Sprache angeschlagenund bekannt gegeben. Dementsprechendmuß in den flamischen Landesteilen
dem Versicherungsnehmerdas Recht gegeben werden, die Versicherungsbedingungen,außer in
deutscher, auch in flamifcherSprache zu fordern. (Beifall.)

Vorsitzender Spiritus: Der Herr Feuerversicherungsdirettor,Geheimrat Vorster, wünscht
das Wort.

Direktor der Provinzial-FeuerversicherungsanstaltVorster: Meine Herren! Im allge¬
meinen werden wir uns ja dem Vorgehe» der Privatgesellschaftenin Belgien anschließen müssen,
zumal, da wir, auch in unserem deutschen Geschäft im guten Einvernehmenmit den Privatgesell'
schaften arbeiten. Die deutschen großen Privatgesellschaftenhaben durchweg die Gepflogenheit,den
französisch oder andere Mundarten sprechenden Einwohnern auch französische oder anders sprachliche
Versicherungspolizenin die Hand zu geben. Das ist auch wohl die Absicht des Herrn Vorredners.
Im allgemeinen.haben wir das Bestreben, den Versicherungsnehmernin erster Linie den deutschen
Vertrag in die Hände zu geben, dann aber auch den Text in den anderen Mundarten, wie sie
dort im Lande vertreten sind, den Leuten zur Verfügung zu stellen, sonst würden wir von vorn¬
herein das Geschäftbei dem belgischen Teil und den sonstigen Volksteilender Bevölkerungunmöglich
machen. Ich glaube hiernach die Zusicherunggeben zu können, daß, soweit es irgend möglichist,
ganz selbstverständlichdie deutschen Texte den Vorrang haben werden. (Zuruf die Flamen!)

Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat der Herr AbgeordneteKehren.
Abgeordneter Kehren: Meine Herren! Mit dieser Zusage ist mir garnicht gedient.

Ich verlange im Namen der flamisch sprechendenBevölkerung, daß ihr eine flamischeUeber¬
setzung der Veisicherungsbedingungen in die Hand gegeben wird. In Flandern flämisch! (Lebhafte
Zustimmung.)
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VorsitzenderSpiritus: Das Wort hat der Herr Provinzial-Feuervcrfichcrungsdirektor.
Direktor der Provinzial-FeuerversicherungsanstaltVorster: Meine Herren! Ich glaube,

aus meinen Worten geht schon hervor — ich will es aber auch noch ausdrücklich bestätigen — daß
diesem Wuuschc des Herrn Vorredners ganz selbstverständlich in all den Fällen, wo es gewünscht
wird, stattgegebenwerden wird.

VorsitzenderSpiritus: Das Wort hat der Herr AbgeordnetePauly,
AbgeordneterPauly: Meine Herren! Ich glaube, die Sache wird sich von selbst ergeben.

Die Polizen werden in deutscher, franzosischer und flämischer Sprache ausgestellt werden.
Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat der Herr AbgeordneteKehren.
AbgeordneterKehren: Ich verzichte.
VorsitzenderSpiritus: Das Wort wird nicht weiter gewünscht. Ich schließe die Ver¬

handlung und frage den Herrn Berichterstatter, ob er noch das Wort wünscht.
Der Herr Berichterstatter verzichtet.
Ein Antrag ist nicht gestellt, wenigstenshier am Vorstandstischcnicht eingegangen. Ich

darf daher feststellen, daß es sich nur darum handelt, über die beiden Vorlagen, wie sie Ihnen
von der Fachkommission zugegangensind, abzustimmen. Der Herr Berichterstatterhat die beiden
Sachen in seinem Vortrage gemeinschaftlich behandelt. Ich lasse zuerst abstimmen über die Vorlage
betreffend Erweiterung des Geschäftsbetriebesder Provinzial-Feuervcrsicherungsanstaltund bitte
diejenigenHerren, die dagegen sind, sich zu erheben.

Die Vorlage ist angenommen.
Ich lasse dann abstimmen über die Erweiterung des Geschäftsbetriebesder Lebensver¬

sicherungsanstalt. Ich bitte die Herren, die gegen die Vorlage sind, sich zu erheben.
Es erhebt sich niemand. Auch diese Vorlage ist angenommen.
Wir gehen über zu Nummer 9.

Antrag der I. Fachkommission zum Bericht uud Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend die Bewilligungen ans dem Dispositionsfonds des
Provinziallandtags den sog. (Ständefonds).

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteVeltman, dem ich das Wort erteile.
Berichterstatter Abgeordneter Veltman: Meine Herren! In der Vorlage des Pro-

viuzialllusschusses wird vorgeschlagen,mit den: Ständefouds ebenso zu verfahren wie im Vorjahre
und auch iu diesem Jahre nicht Einzelvorschlägc über dessen Verwendungzur Herstellung von em-
zelnen Bauwerken zu machen. Es sollen lediglich die iu der Ausführung begnffenenWuderher-
stelluugsarbeiteu ausgeführt werden, wofür im ganzen 54 500 Mark benötigt werdeu Daneben
sollen für besonderswichtige und dringliche Fälle dem Provinzialausschuß20 000 Mark zur Ver¬
fügung gestellt werden. Die übrigen Mittel des Ständefonds sollen erspart werden. Mü det
Verwendung der Ersparnisse des Vorjahres, die allerdings zusammen eine nicht unerhebliche Summe
ausmachen, will man dann warten, bis die spätere Zeit neue Anfordernngenan uns stellt. Eme
s°lche Grsparung von Mitteln für die nächste Zukunft wird auch deshalb erwünscht sem- well iv«
doch nicht wissen, ob uns für diese Kuustzwecke iu deu nächsten Jahren wieder M.ttel zur Ver¬
fügung stehen. Es ist erfreulich, daß die uns anf diese Weise znr Verfügung stehende Snmme
nicht gering ist denn die Anzahl wertvoller Denkmale, die wn zu schützenhaben, ist groß, und
der Landtag hat ja der Denkmalpflegestets ein lebhaftes Interesse entgegengebracht.

Namens der I. Fachkommission habe ich zu befürworten,daß der Landtag der unveränderten
Vorlage zustimmt.

10
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VorsitzenderSpiritus: Sie haben den Vorschlag gehört. Ich frage, ob das Wort
gewünscht wird.

Das ist nicht der Fall.
Die Vorlage ist angenommen.
Nummer 10.

Antrag der I. Fachkommission zur Petition des in den Ruhestand versetzten
Landesbausekretärs Strauch um Gewährung eines Zuschusses zu seinem
Ruhegehalt.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterDr. zur Rieden, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. zur Rieden: Meine Herren! Die Sache hat den

Provinziallandtag ja schon einmal beschäftigt und ist den Bestimmungen entsprechend,in der für
den LandesbausekretärStrauch möglichst günstigen Weise entschieden worden. Die I. Fachkommission
schlägt deshalb vor, der Provinziallandtag wolle die Petition, als zur Verhandlung im Plenum
ungeeignet,ablehnen.

VorsitzenderSpiritus: Sie haben den Vorschlag gehört. Ich frage, ob das Wort
gewünscht wird.

Es ist nicht der Fall. Ich stelle fest, daß Sie, dem Vorschlageder Fachkommission ent¬
sprechend, die Petition als ungeeignetzur Verhandlung im Plenum abgelehnt haben.

Wir kommen zu Nr. 11:
Antrag der III. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial»
ausschusses, betreffend die Genehmigung des Verkaufs des Eigentums des
Provinzialverbandes am Fornicher Berg in der Gemeinde Namedy.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteDr. Haarmann.
Berichterstatter AbgeordneterDr. Haarmann: Meine Herren! Es handelt sich um die

von dem Provinzialausschuh vorgeschlagene Genehmigung zu dem Verkauf eines Grundstücks, das
in den Jahren 1892 und 1893 in der GemeindeNamedy am Fornicher Berg erworben ist in der
ursprünglichen Absicht, aus dem Grundstück Kleinschlagmaterialfür Provinzialwegezwecke zu gewinnen.
Später hat sich herausgestellt, daß der Kleinschlag dort nicht in einer ganz geeignetenQualität
gewonnenwerden könnte, und es hätten sich auch Schwierigkeiteuaus der Benutzung dieses Grund¬
stücks mit Rücksicht auf die Erhaltung des landschaftlichen Bildes ergeben. Infolgedessenist man
seit Jahren mit der Absicht umgegangen, dieses Grundstückwieder abznftoßen, zumal da man
inzwischenden Basalttleinschlag zu angemessenen!Preise anders woher gewonnen hat. Zuletzt
wurde mit einem westfälischen Fabrikbesitzerverhandelt, der für das Grundstück, das die Provinz
1892 und 1893 mit 50 324 Mark bezahlt hatte, zunächst 85 000 Mark, dann 100 000 Mark
bot. Zu diesem Preise von 100000 Mark hat jetzt Seine Durchlaucht der Prinz Karl von
Hohenzollernzn Namedy dieses Grundstückvorbehaltlichder Genehmigung des Provinziallandtages
übernommen, da ihm das Vorkaufsrecht eingeräumt war. An den Verkauf ist die Bedingung
geknüpft worden, daß der Ankäufer für sich und seine Rechtsnachfolgersich gruudbuchlich verpflichten
muß, auf dem anzukaufendenGelände jede Gewinnung von Steinen oder Erz zu unterlassen, auch
keine dahinzielende gewerblicheAnlage zu errichten, eben mit Rücksichtauf die Erhaltung des
Landschaftsbildes.

Die III. Fachkommission bittet das hohe Haus, sich dem Antrage des Provinzialausschusses
anzuschließen und den Verkauf dieses Grundstücks zum Preise von 100 000 Mark unter der angeführten
Bedingung zu genehmigen.
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Vorsitzender Spiritus: Ich eröffne die Verhandlungund frage, ob das Wort gewünschtwird.
Das ist nicht der Fall. Ich darf daher feststellen, daß Sie die Vorlage angenommenhaben.
Wir kommen zu Nr. 12:

Antrag der Wahlprüfungstommission über verschiedene Ersatzwahlen.
Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteFleuster.
Berichterstatter AbgeordneterFleuster: Meine Herren! Seit der letzten Tagung haben

sieben Neuwahlen von Abgeordnetenzum Provinziallandtag stattgefunden, davon im Regierungs¬
bezirk Düsseldorf vier, für die nachfolgendenWahlkreise.

Für den Wahlbezirk Crefeld-Land Herr Freiherr von der Leyen zu Haus Meer an
Stelle des verstorbenenHerrn Kommerzienrats Schwengels, für den Wahlbezirk Solingen-Land
Herr Ernst Moritz Fmnzen zu Wald an Stelle des aus Gesundheitsrücksichten zurückgetretenen
Herrn Rentners Nippes, für den WahlbezirkOberhausen-Stadt Herr Johann Uhlenbruck zu Ober¬
hausen an Stelle des verstorbenenDampfmühlenbesitzersSchäfer, für den WahlbezirkDüsseldorf-
Stadt Herr Dr. Ing. Emil Schroedter in Düsseldorfan Stelle des verstorbenen Herrn Geheimen
Kommerzienrats Dr. Schieß.

Bei allen diesen Wahlen liegt die Bescheinigungvor, daß innerhalb der vierzehntägigen
Einspruchsfrist,Einsprüchenicht erfolgt sind, und es sind auch sonst, soweit es sich übersehen läßt,
sämtlicheVorschriftendes Wahlreglements beobachtet worden, so daß für diese sämtlichen Wahlen
die Gültigkeit wird ausgesprochen werden können.

Im Regierungsbezirk,Cüln haben zwei Wahlen in der Stadt Cüln selbst stattgefunden.
Die eine davon betrifft den Herrn Dr. Gustav von Mallinckrodtin Cüln an Stelle des verstorbenen
Herrn Geheimen Kommerzienrats Dr. Neven Du Mont. Bezüglich dieser Wahl gilt dasselbe.
Es liegt die Bescheinigungvor, daß innerhalb der Einspruchsfristein Einspruchnicht erfolgt ist.
Es kann auch dort die Genehmigungbedingungslos erfolgen.

Die zweite Wahl in Cöln betrifft Herrn Engelbert Froitzheim aus Cölu an Stelle des
aus dem Amte durch Mandatsniederlegung ausgeschiedenen Herrn Jakob Auer. Diese Wahl hat
erst letzthin am 20. Januar stattgefunden, und die 14tcigige Einspruchsfristfür diese Wahl ist
noch nicht abgelaufen. Infolgedessen kann sie nur unter der Bedingung genehmigt werden, daß
Einsprücheinnerhalb der morgen ablaufenden Einspruchsfristnicht erhoben werden.

Sodann hat als siebente und letzte noch eine Wahl im Wahlkreise Simmeru stattgefunden.
Dort ist Herr Landrat Böhme anstelle des nach Essen versetzten Herrn Landrats Brandt gewählt
worden. Diese Wahl hat bereits am 8. September letzten Jahres stattgefunden, und die Ein¬
spruchsfrist bezüglich dieser Wahl ist auch abgelaufen, ohne daß ein Einspruch erfolgt ist. Es ist
jedoch bisher nicht möglichgewesen, eine Annahnieerklärungdes gewähltenHerrn Landrats Böhme
zu erhalten. Infolgedessen wird diese Wahl wohl nicht für gültig erklärt werden können, und es
konnte sich nur fragen, ob durch das Nichteingeheneiner Annahmeerklarungdiese Wahl überhaupt
«ls ungültig zu erklären und demgemäßeine Neuwahl vorzunehmenwäre.

Die Wahlkommissionhat sich mit dieser Frage eingehendbeschäftigt. Es kommt dabei
der § 10 des Wahlreglements in Betracht. Er lautet: „Der Vorsitzende des Wahlvorstandes hat
bie Gewählten von der auf sie gefallenenWahl mit der Aufforderungin Kenntnis zu setzen, sich
über die Annahme oder Ablehnung innerhalb längstens 5 Tagen zu erklären. Wer diese Erklärung
nicht abgibt, wird als ablehnend betrachtet.

Hier ist also nicht innerhalb 5 Tagen eine Annahmeerklarungabgegebenworden. Aber
bie Wahlplüfungskommissionhat dennoch Bedenken getragen, hier vorzuschlagen,die Wahl für
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ungültig zu erklären, und zwar aus folgenden Erwägungen. Der gewählte Herr Landrat Böhme
befindet sich gegenwärtig nach der Mitteilung, die vom Herrn Ober-Präsidenten eingegangen ist, als
Hauptmann und Batterieführer bei einer im Felde stehendenBatterie. Nun finden bekanntlich
Briefbestellungendurch die Post an die im Felde befindlichen Truppen gegen Empfangsscheinnicht
statt. Zur Zeit liegt keine Bescheinigungdarüber vor, daß überhaupt die Benachrichtigungvon
der Wahl und das Ersuchen sich über die Annahme zu erklären, in die Hände des Herrn Landrats
Böhme gelangt ist. Es ist freilich bescheinigt wurden, daß er mehrfachaufgefordert und daran er¬
innert worden ist, eine Erklärung abzugeben. Aber damit kann noch nicht der Beweis als erbracht
erachtet werden, daß diese Aufforderungen auch wirklichin seine Hände gelangt sind. Es ist ja
vielfach vorgekommen,daß Sendungen an Truppen im Felde sehr lange unterwegs geblieben, ja
schließlich nach Wochen erst an ihre Adresse gekommen sind. Es wäre nicht unmöglich, daß hier
dasselbe vorläge, und daß die Briefe, die abgeschicktworden sind, bisher noch nicht in die Hände
des Herrn Landrats gelangt sind. Aus diesem Gründe wird man sagen müssen: man kann es
jetzt noch nicht als bewiesen ansehen, daß der Gewählte in Kenntnis gesetzt worden ist.

Im Prozeßverfahren gibt es ja freilich Hilfsmittel — die öffentliche Zustellung durch die
Zeitungen oder ein Anschlagan die Haustür — die die Präsumtion gestatten, daß eine Zustellung
als erfolgt zu betrachteuist, weun sie auch tatsächlich nicht zur Kenntnis des Betreffendengelangt
ist. Eine solche Vorschrift existiert aber für die Inkenntnissetzungvon einer Wahl nicht. Infolge¬
dessen glaubte die Wahlprüfungskommissionnicht annehmen zu können, daß die Inkenntnissetzung
erfolgt fei. Deshalb wird nicht vorgeschlagen, die Wahl für ungültig zu erkläre»,sonderndie Kom¬
mission glaubte vorschlagen zu müssen,die Entscheidungüber die Gültigkeit dieser Wahl zu vertagen.

Bezüglichder anderen Wahlen wird dagegen vorgeschlagen:Provinziallandtag wolle diese
Wahlen für gültig erklären, und zwar die Wahl des Herrn Engelbert Froitzheim nur unter der
Bedingung, daß noch die Bescheinigungdarüber beigebrachtwerde, daß bis zum Ablauf der Ein»
spruchsfristein Einspruch nicht eingegangenist.

VorsitzenderSpiritus: Ich eröffne die Verhandlung.
Das Wort wird nicht gewünfcht. Ich darf daher feststellen, daß Sie nach dem Vorschlage

der Wahlprüfungskommissionbeschlossenhaben.
Meine Herren! Der letzte Gegenstand uuserer Tagesordnung ist die Genehmigung

der Entlastungen der Rechnungen sowie der vorgekommenen Etatsüberschreitungen.
Die einzelnenNummern sind bei den dabei in Betracht kommenden Kommissionenaufgeführt. Ich
möchte bitten, daß die Herren Berichterstatter, wenn nicht besondere Ausführungen zu machen find,
kurz hier erklären, daß sie die Entlastung der Rechnungenuud die Genehmigungder Etatsüber¬
schreitungen beantragen.

Berichterstatter Abgeordneter Veltman: Namens der I. Fachkommissionhabe ich zu
beantragen, der Provinziallandtag wolle die RechnungenNummer 1—19 entlasten.

VorsitzenderSpiritus: Für die Fachkommission Ha hat Herr Eichhorn das Wort.
BerichterstatterAbgeordneterEichhorn: Ich habe im Auftrage der II. Fachkommission

die Rechnungen durch Stichproben nachgeprüft, habe nichts zu erinnern gefunden und beantrage
die Entlastung.

Vorsitzender Spiritus: Für die Fachkommission IlK gebe ich Herrn Dr. von Reumont
das Wort.

BerichterstatterAbgeordneterDr. von Reumont: Ich stelle den gleichen Antrag bezüglich
der RechnungenNr. 31—43.
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VorsitzenderSpiritus: Für die III. Fachkommission Herr Weisdorff.
BerichterstatterAbgeordneterWeisdorff: Die Rechnungen 44—49 sind revidiert worden

und haben zu Bedenken keinen Anlaß gegeben. Im Namen der III, Fachkommission bitte ich um
Entlastung.

VorsitzenderSpiritus: Für die IV. Fachkommission Herr Bessenich.
BerichterstatterAbgeordneterBessenich: Nichts zu erinnern.
Vorsitzender Spiritus: Ich stelle demnach fest, daß die sämtlichen Rechnungendie Ent¬

lastung gefundenhaben und damit die Etatsübeischreitungengenehmigtsind.
Meine Herren! Wir sind damit am Ende unserer Tagesordnung.
Ich habe die Ehre, Seiner Exzellenz dem Herrn KöniglichenLandtagskommissariusmit¬

zuteilen, daß der Rheinische Provinziallandtag seine Verhandlungen beendigt hat.
Königlicher LandtagskommissariusStaatsminister Dr. Freiherr von Rhein baben: (Die

Mitglieder erheben sich.) Hochgeehrte Herren! Durch die Annahme des Haushaltsplanes im ganzen
und die Einhelligkeit Ihrer Zustimmungzu der Ihnen unterbreitetenbesonderen Kriegsvorlagehaben
Sie Ihre Verhandlungenzu der gleichen patriotischen Kundgebung unverbrüchlicher Einigkeit gestaltet,
die Ihre vorjährige Kriegstagung in so hervorragenderWeise auszeichnete.

Die Rheinprovinz, die bereits in der Kriegsbeschädigtenfürsorge tatkräftig vorangegangen
ist, hat als erste und aus eigenster Entschließungdie weitere planmäßige Ausgestaltung des Hilfs¬
werks für unsere aus dem Felde heimkehrenden Soldaten in Angriff genommen. Die von Ihnen
beschlossenen Einrichtungen zur Abwehr und Milderung der durch den Krieg hervorgerufenen
Schädigungen sichern unseren hilfsbedürftigen Kriegern die erfolgreiche Wiederaufnahme ihrer
Erwerbstätigkeit und legen damit zugleich einen wertvollenBaustein für den nach dem Kriege not¬
wendigenNeuaufbau unseres gesamtenWirtschaftslebens.

Kraftbewußt schmiedet so inmitten des Krieges das deutsche Volk an seiner Zukunft, in
Kampf und Arbeit unerschütterlichausharrend bis zu dem siegreichen Ende, das der Nation die
freie Entfaltung seiner wirtschaftlichen lind kulturellen Kräfte dauernd gewährleistet.

Auf Grund Allerhöchster Ermächtigung erkläre ich den 56. Provinziallandtag der Rhein-
Provinz für geschlossen,

Vorsitzender Spiritus: Ich gebe das Wort dem Herrn Abgeordneten Geheimratvom Rath.
AbgeordneterDr. vom Rath: Meine Herren! Ich darf mir wohl erlauben, unserem

verehrten Herrn Vorsitzenden,dem Herr» OberbürgermeisterSpiritus, seinein Stellvertreter, dem
Herrn Grafen und Marquis von Hoensbroech,sowie den Herren Schriftführern unsern aller-
verbindlichstenDank für die umsichtige und erfolgreiche Führung unserer Geschäfteauszusprechen.
(Lebhafter Beifall.)

VorsitzenderSpiritus: Meine verehrten Herren! Namens des stellvertretendenHerrn
Vorsitzenden,der Herren Schriftführer und in eigenemNamen danke ich herzlich für die gütigen
Worte freundlicherAnerkennungunserer Geschäftsführung.

Meine hochverehrten Herren! Die Verhandlungendes 56. Rheinischen Provinziallandtages
sind beendet. Die Tagung war nur kurz, und doch können wir mit Befriedigung auf sie zurück¬
blicken. Dies gilt besonders für unsere Entschließungen auf dem Gebieteder Kriegswohlfahrtspflege.
Daß unsere Beschlüsse einmütig gefaßt wurden, gereicht anch uns zur großen Genugtuung. Wir
haben damit bewiesen, daß die Vertreter der Rheinprovinz in allen Fragen von vaterländischer
Bedeutung geschlossenzusammenstehen! (Beifall.) Den Geist der Zusammengehörigkeitwollen wir
Pflegen und hoch halten in Stadt und Land. (Beifall.) Von diesem Geiste beseelt, wird die
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Rheinprovinz auch weiterhin die Last des Krieges opferwillig tragen und als Wacht am Rhein in
Vaterlandsliebe und Königstreue aushalten bis zum guteu Ende! (Lebhafter Beifall.)

In stolzer Zuversicht auf die unüberwindlicheKraft unseres Vaterlandes und in festem
Vertrauen auf eine glücklicheZukunft unserer geliebten RheinischenHeimat, fassen wir alle Hoff¬
nungen und Wünsche,die uns in dieser Trennungsstunde bewegen, zusammenin den Ruf: Seine
Majestät, unser allergniidigsterKaiser und König lebe hoch, abermals hoch und immerdar hoch!

(Die Mitglieder, die auch diese Ansprache stehend entgegengenommenhaben, stimmen
begeistertin das dreifacheHoch ein.)

Schluß 12 Uhr 40 Minuten.
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